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Gemeinderath. 
Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 21. April 
1894, vormittags 10 Uhr, unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters Dr. Raimund Grübl. 
Mürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung ift beſchluſs— 
fähig, ich erkläre die Sitzung für eröffnet. 
Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Wahl von drei Stadt— 
räthen, und zwar: 


1. für die durch den Tod des St.⸗R. Meißl erledigte 


Stadtrathsſtelle, 

2. für die durch die Niederlegung des Stadtraths⸗Mandates 
des Herrn St.⸗R. Nos ke erledigte Stadtrathsſtelle, und 

3. für die durch die Wahl des Herrn Vice-Bürgermeiſters 
Matzen auerr erledigte Stadtrathsſtelle. 

Die Zuſtellung 1 Einladungen zur heutigen Sitzung iſt 
ausgewieſen. 

Beurlaubt find die Herren Gem. -Räthe Hawranek, Dr. 
Linke, Winkler, Roſenſtingl und Schrenckh, ihre Ab: 
weſenheit iſt daher entſchuldigt. 


Ich ernenne zu Schriftführern die Herren Gem. -Räthe Dr. 


Zimmermann und Dehm, zu Scrutatoren die Herren Gem.: 
Räthe Taubler und Dr. Kupka. 

Ich bitte die Herren, ihr Amt zu übernehmen. 

Wir beginnen mit dem erſten Wahlacte für die durch den 
Tod des St.⸗R. Meiß! erledigte Stadtrathsſtelle. Ich bitte mit 
der Abgabe der Stimmzettel über Namensaufruf vorzugehen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.-Nathes 
Dehm geben die anweſenden Gemeinderäthe die Stimmzettel ab.) 


Es find 127 Herren anweſend. Bei der Abgabe der Stimm: 
zettel hat Herr Gem.⸗Rath Dr. Scholz gefehlt. | 

Ich glaube im Einklange mit der Verſammlung zu handeln, 
wenn ich erkläre, das Herr Dr. Scholz innerhalb 48 Stunden 
ſein Ausbleiben zu rechtfertigen haben wird. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Das iſt doch nicht nothwendig; 
ich bitte einfach zu conſtatieren, dafs Herr Gem.-Rath Dr. Scholz 
gefehlt hat. Eine weitere Conſtatierung iſt nicht nothwendig; 
Friſten haben wir nicht zu ertheilen. Es iſt ja möglich, dafs er 
unvermuthet verhindert iſt; ich will es nicht leugnen. Aber wir 
haben Friſten nicht zu ertheilen; ich bitte ſich alſo darauf zu be— 
ſchränken, zu conſtatieren, dass Herr Gem.-Rath Dr. Scholz 
gefehlt hat. 

Bürgermeiſter: Ich bitte, ich bin da in derſelben Weiſe 
vorgegangen, wie es bis jetzt der Fall war. 

Gem.-Rath Dr. Lederer: Es mußs in der nächſten Sitzung, 
ohne dass irgendein Termin gegeben zu werden braucht, dem 
Gemeinderathe mitgetheilt werden, ob und wie ſich Herr Gem.-Rath 
Dr. Scholz entſchuldigt hat. (Zuſtimmung rechts.) Dann iſt es 
Sache des Gemeinderathes, im Sinne des Statutes in der nächſten 
Sitzung darüber zu entſcheiden. 

Mürgermeiſter: Mir iſt das ganz gleich; iſt die Verſamm— 
lung mit dieſem Vorſchlage einverſtanden? (Zuſtimmung.) Ange— 
nommen. 

Wir beginnen mit dem Scrutinium. (Bürgermeiſter Dr. Grübl 
nimmt die Stimmzettel aus der Urne: Gem.-Rath Taub ler 
verliest die auf denſelben verzeichneten Namen. — Nach beendigtem 
Scrutinium:) 

Das Reſultat des Scrutiniums iſt folgendes: Abgegeben 
wurden 127 Stimmzettel. 127 Perſonen waren beim Wahlacte 
anweſend. Die abſolute Majorität beträgt daher 64. Es erhielt 
Herr Gem.⸗Rath Stiaßny 80 Stimmen; Herr Gem. Rath 
Steiner 44 Stimmen; drei Stimmzettel waren leer; Herr 
Gem.⸗Rath Stiaßny hat daher die abſolute Majorität 
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erhalten und iſt deshalb an Stelle des verſtorbenen 
St.⸗R. Meißl in den Stadtrath gewählt. (Beifall rechts.) 


Gem.-Nath Dr. Scholz (welcher mittlerweile im Saale 
erſchienen iſt): Ich erlaube mir der hochanſehnlichen Verſammlung 
zur Kenntnis zu bringen, dafs ich durch einen Krankheitsfall von 
Diphtheritis, den ich behandelte, länger aufgehalten wurde, als ich 
vorausſetzte. (Zwiſchenrufe links. — Unruhe rechts. — Rufe links: 
Ruhe!) Infolge deſſen konnte ich nicht rechtzeitig in der Sitzung 
eintreffen. 

Gem.-Nath Dr. Nader: Dieſe Ausrede iſt vollſtändig hin— 


fällig. (Rufe rechts: Das iſt ſtark! — Widerſpruch links und 
Rufe: Ruhig!) 
Vürgermeiſter: Ich bitte die Herren, ſich auf die Plätze 


zu begeben und nicht durch Zwiſchenrufe zu unterbrechen. (Gem. 
Rauſcher macht Zwiſchenrufe.) Ich bitte, Herr Gemeinderath, um 
Ruhe. — (Gem.⸗Rath Rauſcher: Ich werde mich nicht an— 
ſchreien laſſen!) — Wer hat geſchrien? 

Gem.-Nath Dr. Nader (fortfahrend): Ich war ſelbſt in 
vier Fällen von Diphtheritis heute morgens beſchäftigt und war 
im Stande, ſie in der Weiſe zu behandeln, wie es nothwendig iſt. 
Wenn Herr Dr. Scholz gewuſst hat, dass es ſich um einen Fall 
von Diphtheritis handelt, ſo hätte er unter Umſtänden auch einen 
anderen Arzt zurathe ziehen können. Meiner Anficht nach iſt 
dieſe Ausrede nicht ſtichhältig und kann nicht als Entſchuldigung 
angeſehen werden. 

Dürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Scholz hat erklärt, 
dass er durch einen Diphtheritisfall, deſſen Behandlung ihn in Anſpruch 
genommen hat, verhindet wurde, rechtzeitig zu erſcheinen. Er bittet 
daher, ſein Ausbleiben für gerechtfertigt zu halten. 

Die Herren, die damit einverſtanden ſind, wollen die Hand 
erheben. (Große Unruhe links. — Ruf: Das gibt's nicht!) 
Dr. Lueger und Dr. Klotzberg haben ſich zum Worte ge— 
meldet. (Gem.⸗Rath Gregorig: Ordnung mußs herrſchen!) 
Aber ich bitte, was wünſchen Sie? Ich bitte die Herren, welche 
das Wort wünſchen, dies dem Präſidenten zu ſagen. (Rufe links: 
Das iſt ja ohnehin geſchehen!) Das habe ich nicht gehört, weil 
Herr Gem.⸗Rath Gregorig fo geſchrien hat. Ich rufe ihn daher 
zur Ordnung. (Gem.-Rath Gregorig: Ich bitte um das Wort 
zur Geſchäftsordnung!) Ich bitte, jetzt auf dem Platze zu bleiben. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Zur Geſchäftsordnung mußs das Wort 
ſofort ertheilt werden!) Ich bitte, jetzt auf dem Platze zu bleiben, 
das Wort hat Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Meine Herren! Ich glaube, in 
ſo einfacher Weiſe, wie ſich die Mitglieder der Majorität und der 
Herr Bürgermeiſter die Sache vorſtellen, geht es doch nicht. Es 
hat Herr Dr. Scholz hier die Behauptung aufgeſtellt, daſs er 
durch die Behandlung eines Diphtheritisfalles verhindert geweſen 
ſei, rechtzeitig hier zu erſcheinen. So wie jede Krankheit beſcheinigt 
werden mus, mußs dies auch bei dieſer Gelegenheit geſchehen, und 
ich ſtelle daher den Antrag, es möge Herr Dr. Scholz erſucht 
werden, dieſe ſeine Behauptung durch eine Beſcheinigung zu recht— 
fertigen. Das iſt in der Ordnung und geſchieht überall ſo. Es 
geht nicht an, daßs auf eine einfache Behauptung hin ein jo 
wichtiger Schritt geſchieht, wie Sie jetzt zu thun im Begriffe ſind, 
ſonſt würde die größte Unordnung einreißen, und die diesfällige 
Beſtimmung des Statutes vollſtändig hinfällig werden, weil dann 
jeder aufſtehen und ſagen könnte: ich war halt irgendwo! (Unruhe.) 
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Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Die Erklärung des Herrn 
Collegen Dr. Rader, alſo die Erklärung eines Arztes, dafs die 
Entſchuldigung des Herrn Collegen Dr. Scholz in dieſem Falle 
nicht ſtichhältig fein ſollte, finde ich höchſt ſonderbar. (Sehr richtig! 
rechts.) Meine Herren, der Arzt hat die heilige Aufgabe, nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen die Geſundheit zu ſchützen (Sehr 
richtig! rechts) und das Leben der Nächſten zu wahren. Wenn 
Herr College Dr. Scholz auf dem Wege nach dem Rarhhauſe 
iſt und zu einem Kranken, insbeſondere zu einem Diphtheritis- 
kranken berufen wird, dann kämpft in ihm die Pflicht des Ge- 
meinderathes und des Arztes, und diesbezüglich werden Sie doch 
zugeben, daſs in erſter Linie das Leben des Menſchen geſchützt 
werden mufs; ich beantrage daher, dieſe Erklärung als richtig anzu— 
nehmen. (Beifall rechts. — Lebhafter Widerſpruch und Lärm links.) 

Gem.-Rath Dr. Friedzung: Ich bin wohl auch der 
Meinung, dafs in einem ſolchen Falle ordnungsmäßig vorgegangen 
werden muss, bin jedoch der Anſicht, dafs Herr Dr. Rader 
höchſt uncollegial gehandelt hat, indem er einem Arzte gegen— 
über dieſe Worte gebraucht hat. Ich frage nun, von wem 
wir dieſe Beſcheinigung, welche Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
wünſcht, abwarten ſollen; wir können dieſe Beſcheinigung nur von 
dem Patienten oder — was noch ſonderbarer wäre — von der Polizei 
verlangen, die uns am Ende mittheilen ſollte, daſs ſich Herr Gem. 
Rath Dr. Scholz nicht beim Patienten befunden hut? Ich frage 
nun, ob das Zeugnis des Patienten, der uns unbekannt iſt, 
wichtiger und glaubhafter erſcheint, als die Ausſage eines acht— 
baren Collegen? Für mich iſt die Ausſage des Herrn Collegen 
Dr. Scholz wichtiger und glaubwürdiger als das Zeugnis eines 
unbekannten Patienten. Ich beantrage demnach, dass wir die Er— 
klärung des Herrn Collegen Dr. Scholz zur Kenntnis nehmen 
und ſein bisheriges Ausbleiben als entſchuldigt annehmen. 

Gem.-Nath Steiner: Vor ungefähr 25 Minuten hat der 
Gemeinderath über den Antrag Dr. Lederer den Beſchluſs ge 
faſst, dafs Herr Dr. Scholz in der nächſten Sitzung ſein Aus— 
bleiben zu entſchuldigen habe. Es wäre daher richtig geweſen, wenn 
der Herr Bürgermeiſter dem Herrn Gem.-Rathe Dr. Scholz das Wort 
gar nicht ertheilt hätte, weil eben der Beſchluſs des Gemeinderathes 
dahin geht, daſs Herr Gem.-Rath Dr. Scholz ſich in der nächſten 
Gemeinderaths-Sitzung zu entſchuldigen hat. 

Mürgermeiſter: Ich bitte, meine Herren, es war in Ausſicht 
genommen, dafs die bezügliche Rechtfertigung in der nächſten 
Sitzung einzutreten habe. Ich konnte nicht wiſſen, was Herr Gem. 
Rath Dr. Scholz erklären werde; ich habe annehmen können, 
dajs er heute die Erklärung 119155 nach welcher ſein Ausbleiben 
vollſtändig gerechtfertigt iſt, welcher Anficht ich auch bin. Übrigens 
wurde der Antrag geſtellt, den Herrn Gem.-Rath Dr. Scholz zu 
erſuchen, das, was er angegeben hat, näher zu erhärten und bis 
dahin die Entſcheidung in suspenso zu laſſen. Das iſt ein ver— 
tagender Antrag und ich möchte die Herren bitten, welche noch 
das Wort wünschen, ſich in dieſer Richtung noch insbeſondere zu 
äußern, damit wir nicht zugleich über mehrere Fragen meritoriſcher 
und formeller Natur eine Debatte haben und dadurch den ganzen 
Wahlact unnöthig verzögern. 

Gem.-Nath Dr. Nader: Ich mußs erklären, dass ich mir 
vom Herrn Collegen Dr. Klotzberg keine Vorleſung halten 
laſſe, in welcher Weiſe ich mich als Arzt zu benehmen habe. (Wider- 
ſpruch rechts.) Ich glaube, daſs mir in der langen Reihe von Jahren, 
da ich Arzt bin, niemand den Vorwurf machen kann, daſs ich nicht 
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weiß, wie ich mich als Arzt zu benehmen habe. (Widerſpruch 
rechts.) Das will ich dem Herrn Gem.-Rathe Dr. Klotzberg ge— 
ſagt haben. 

Was das Meritoriſche des Falles anbelangt, möchte ich Herrn 
Dr. Scholz vor eine Commiſſion weiſen, wo er erklären ſoll, 
was er in dieſem Falle der Diphtheritis gethan hat, daſs er ſich 
jo lange aufgehalten hat, jo daſs er erſt um ½11 Uhr in die 
Sitzung kommt. (Lebhafte Unruhe im ganzen Saale.) Wenn 
Ihnen irgendetwas nicht recht iſt und Sie ſich beleidigt fühlen, 
ſo ſtehe ich Ihnen immer zur Dispoſition (Widerſpruch rechts); 
dann ſoll der Betreffende auch zeigen, dass der Dichter recht hat 
mit den Worten: „Muth hat auch der Mameluk.“ (Lebhafter 
Beifall links.) 

Gem.-Nath Dr. Lueger: Es iſt ganz merkwürdig, dafs 
man ſich über die Sache ſo erregt, und die Urſache davon iſt nur 
die, daſs, wie ich glaube, nicht in jener Weiſe vorgegangen wird, 
wie vorgegangen werden ſoll. Wenn mich ein ſolcher Fall betroffen 
hätte, wie er jetzt Herrn Gem.⸗Rath Dr. Scholz betroffen hat, 
ſo würde ich erklärt haben: „Meine Herren! Ich war dort und dort, 
bei Herrn N. N., deſſen Kind an Diphtheritis erkrankt iſt und die 
Behandlung dieſes Kindes hat mich ſo lange aufgehalten. Ich 
werde mir erlauben, binnen 24 Stunden eine diesbezügliche Be— 
ſcheinigung von Seite des Herrn N. N. vorzulegen.“ Das gehört 
ſich, das iſt in Ordnung, das gehört zur Entſchuldigung. Wenn 


er aber einfach aufſteht und jagt: Ich war bei einem Diphtheritig- 


kranken und bin deswegen zu ſpät gekommen, ich werde mich ſchon 
entſchuldigen — ſo heißt das gar nichts. Der von mir geſtellte 
Antrag, dafs der Herr College durch Beſcheinigung — nicht von 
Seite des Patienten, das iſt höchſt wahrſcheinlich ein Kind — 
ſondern von Seite der Partei, bei der die Behandlung ſtattgefunden 
hat, dies erhärte, iſt der einzig gerechtfertigte Antrag. 

Ich erſuche aber auch den Herrn Gem.-Rath Dr. Scholz, 
hier ſofort den Namen der Partei zu nennen, bei welcher er war. 
Wenn es ein Diphtheritisfalf iſt, jo mufs er ja ohnehin der 
politiſchen Behörde angezeigt werden. Man muſßs mit Offenheit 
vorgehen, man darf nicht in der Weiſe handeln, wie es von Seite 
des Herrn Dr. Scholz geſchehen iſt. Wir ſind ja berechtigt, zu 
verlangen, daßs ſein Ausbleiben entſchuldigt werde, d. h., dafs 
nachgewieſen wird, dass ſein Ausbleiben nach allen Richtungen hin 
gerechtfertigt iſt. 

Gem.-Rath Silberer: Ich bin weit entfernt davon, die 
ohnehin erhitzten Gemüther noch weiter erregen zu wollen. Ich 
komme daher nicht zurück auf die Controverſe, die ſich zwiſchen zwei 
Ärzten abgeſpielt hat. Ich will nur objectiv und ſtreng fachlich 
die Sache behandeln und erklären, dafs ich mich auf demſelben 
Standpunkte befinde, wie Dr. Lueger. Auch ich finde, dafs ein 
Diphtheritisfall, ſoweit meine ärztlichen Kenntniſſe reichen, keine 
geheime Krankheit iſt, die jemand ſchädigen würde, wenn man ſagt, 
ſie ſei in ſeiner Familie vorgekommen. Den Namen, woher Herr 
Dr. Scholz kommt, und die Partei, wo er aufgehalten worden 
iſt, zu nennen, liegt nahe. Überdies ſcheint es mir, iſt es der 
erſte Fall, der ſeit dem neuen Gemeindeſtatute vorkommt und iſt 
es doch von außerordentlicher Wichtigkeit, nachdem das Statut die 
Anweſenheit eines jeden Mitgliedes der Verſammlung bei dem 
Wahlacte fordert, mit Genauigkeit vorzugehen, dass nicht leichthin 
eine Entſchuldigung, die mündlich vorgebracht wird, hingenommen 
werden kann. Ich hätte, wenn mich der Fall beträfe, am anderen 
Tage ſchriftlich meine Entſchuldigung eingebracht, weil eine ſchriftlich 
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abgegebene Erklärung ein ganz anderes Gewicht hat, als eine leicht 
hingeworfene mündliche. Eine ſchriftliche Erklärung gibt man nicht 
ſo leicht ab wie eine mündliche, dann hätte ich ſie aber auch gleich 
mit den betreffenden Daten belegt. 

Ich möchte alſo bitten, daS bei dieſem Falle heute für alle 
Zukunft der Uſus feſtgeſetzt werde, dafs ſolche Entſchuldigungen 
ſchriftlich vorgebracht zu werden haben, und daßs die nöthigen 
Belege beigebracht werden müſſen. 

Gem.-Nath Frauenberger (Lebhafte Unruhe): Machen wir 
dieſe Angelegenheit nicht zu einer Affaire, ſie verdient es wirklich 
nicht, ſondern halten wir uns genau an das Statut. (Rufe links: 
Das wollen wir ja!) Herr Gem.-Rath Dr. Scholz war nicht 
anweſend, er hat daher ſeine Abweſenheit genügend zu entſchuldigen. 
Das iſt mein Standpunkt, und wenn das vom Herrn Gem.-Rathe 
Dr. Scholz verlangt wird, ſo finde ich das ganz in der Ordnung, 
und ich bitte daher, dass dieſem Verlangen entſprochen werde. 

Ob es collegial iſt, was Herr Dr. Rader geſagt hat, oder 
nicht, das mag er mit ſich ſelbſt ausmachen; darüber werden ſich 
die Welt und auch wir uns ein Urtheil bilden. 

Gem. Nath Dr. Scholz: Das Verlangen des Herrn Dr. 
Lueger iſt vollkommen gerechtfertigt; ich würde hier die Erklärung 
nicht abgegeben haben, wenn es ſich nicht um die Frage gehandelt 
hätte, ob ich bei den nächſten zwei Wahlen mitſtimmen kann oder 
nicht. Da die Sache in suspenso bleibt, fo iſt die Frage aufzu— 
werfen, ob ich bei den nächſten zwei Wahlen mitſtimme oder nicht. 
Darum habe ich in kurzem Wege dieſe meine Entſchuldigung dem 
Hauſe zur Kenntnis gebracht. Wenn die Herren es wünſchen, 
nehme ich aber gar keinen Anſtand, den Namen der Familie zu 
nennen, in welcher dieſer Krankheitsfall vorgekommen iſt. Es iſt 
die Familie PFibil. 

Ich habe gar keinen Grund, in irgendeiner Weiſe hinter dem 
Berge zu halten, und werde auch binnen 24 Stunden die Be— 
ſtätigung des Vorkommniſſes hier zur Kenntnis bringen. Die 
Entſcheidung liegt bei den Herren. Entſchuldigen werde ich mich 
weiter nicht. (Beifall rechts. — Rufe links: Adreſſe!) Die Partei 
wohnt Waaggaſſe 4. 

Bürgermeiſter: Ich nehme an, dafs die Verſammlung ein- 
verſtanden iſt mit dem vorgeſchlagenen Vorgang, nämlich, dafs 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Scholz den Entſchuldigungsgrund, den er 
heute hier mündlich angeführt hat, in entſprechender Weiſe ſchriftlich 
belegt, ſo daſs das Haus dann in der Lage iſt, über ſein Aus— 
bleiben zu entſcheiden. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Ich conſtatiere 
vor allem anderen, dafs ich ſchon vor langer Zeit das Wort zur 
Geſchäftsordnung begehrt habe. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
mus mir jederzeit ertheilt werden, und wenn ich einen Antrag 
hätte ſtellen wollen, der die ganze Debatte abgekürzt hätte, ſo hat 
mich der Herr Bürgermeiſter geſchäftsordnungswidrig daran ver— 
hindert. Weiter, meine Herren, der Herr Bürgermeiſter hat mich 
beſchuldigt, daſs er" die Wortmeldung der Herren Dr. Klotzberg 
und Dr. Lueger deshalb nicht vernommen habe, weil ich ſo arg 
geſchrien habe. Dieſe Behauptung des Herrn Bürgermeiſters iſt 
vollkommen unrichtig. Herr Dr. Klotzberg hat ſich ſchon lange 
zum Worte gemeldet gehabt, ebenſo Herr Gem.-Rath Dr. Lueger, 
und ich bin hier ganz ruhig geſeſſen. (Widerſpruch rechts.) Ich 
habe kein Wort geſprochen. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, halten wir uns damit nicht auf, 
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Gem.-Nath Gregorig: Der Herr Bürgermeiſter hat mich 
beſchuldigt, dafs ich die Verhandlung ſtöre. Ob die Entſcheidung 
des Herrn Bürgermeiſters gerecht iſt, iſt mir gleichgiltig. Das ſind 
wir gewohnt. 

Nürgermeiſter: Ich bitte, Herr Greg orig, erinnern Sie 
ſich nicht, wie Sie geſchrien haben? 

Gem.⸗Nath Gregorig: Erſt dann, als Sie dem Herrn Dr. 
Lueger nicht das Wort ertheilt haben und abſtimmen laſſen 
wollten. Ich habe mich ſpäter nur um mein Recht gewehrt. Als 
ſich die Herren zum Worte gemeldet haben, habe ich nicht ge— 
ſchrien, deshalb iſt die Beſchuldigung des Herrn Bürgermeiſters 
unrichtig. Morgen werden die Judenblätter Lärm machen und ſagen, 
daſs ich Seandal gemacht habe. Die Bande oben (auf die 
Journaliſtengallerie weiſend) kümmert mich nichts, aber an der 
Bevölkerung liegt mir. 

Nürgermeiſter: Es iſt unrichtig und ganz unnöthig, daßs 
Sie ſich echauffiert haben. Die Sache hätte in größter Ruhe durch— 
geführt werden können, wenn die einzelnen Herren nicht auf— 
geſprungen wären und proteſtiert und gelärmt hätten. Das war 
nicht nothwendig, das ſchadet dem Anſehen der Verſammlung. Es 
hätte dieſer Gegenſtand in größter Ruhe durchgeführt werden 
können. (Unruhe links.) 

Die erſte Wahlhandlung iſt erledigt. Wir kommen nunmehr 
zur zweiten. 

Gem.-Nath Värtl (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir nun die Anfrage, wird Herr Gem.-Rath Dr. Scholz mit— 
ſtimmen? Der Herr Bürgermeiſter ſoll darauf antworten. 

Bürgermeiſter: Es wurde mir mitgetheilt, daſs Herr Gem. 
Rath Gregorig erklärt hat, die Bande oben kümmere ihn nichts. 
Dann muſßs ich den Herrn Gem.-Rath Gregorig wegen dieſer 
Außerung zur Ordnung rufen und ihn dringend bitten, derlei 
Außerungen zu unterlaſſen. Er mußs ſich ſelbſt ſagen, daſs es 
Mitgliedern einer öffentlichen Verſammlung nicht geziemt, derlei 
beleidigende Ausdrücke zu gebrauchen. 

Gem.-Nath Gregorig: Die belügen und beſchimpfen öffentlich 
oben; ſie lügen und fälſchen meine Worte; darum habe ich keine 
andere Bezeichnung für die Leute! (Rufe rechts: Das iſt eine 
neue Beleidigung!) 

Bürgermeiſter: Es beginnt der zweite Wahlact. Ich bitte, 
mit dem Namensaufrufe zu beginnen und die Stimmzettel abzu— 
geben. (Gem.⸗Rath Bärtl: Ich bitte um das Wort zur Ge— 
ſchäftsordnung!) 

Jetzt beginnt der Namensaufruf und die Abgabe der Stimm— 
zettel, dann werde ich das Wort zur Geſchäftsordnung ertheilen. 

(Über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.-Rathes 
Dehm geben ſämmtliche anweſende Gemeinderäthe außer Gem. 
Rath Dr. Scholz ihre Stimmzettel ab.) 

Das Wort zur Geſchäftsordnuung hat Herr Gem. Rath 
Silberer. 

Gem.-Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Wenn ich den Wahlvorgang richtig verſtanden habe, ſo hat Herr 
Dr. Scholz jetzt keinen Stimmzettel abgegeben, weil ihm nahe— 
gelegt wurde, das nicht zu thun, mit Rückſicht darauf, daßs ſein 
Mandat in Frage ſteht. 


Sie dürfen überzeugt fein, dass ich dieſe Frage nicht vom | 


Parteiſtandpunkte aus, ſondern nur vom Standpunkte der Ge— 
rechtigkeit und Billigkeit betrachte, und nachdem es der erſte Fall 
dieſer Art iſt, fo iſt das, was wir heute thun, ein Präcedenzfall 
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für alle Zukunft. Deswegen möchte ich bitten, dals die Sache 
wohl erwogen wird, und mag es auch bei den nächſten zwei Wahl- 
gängen auf dieſe Stimme nicht ankommen, fo kann es ein anderesmal 
einer anderen Partei ſehr auf eine Stimme ankommen. Ich bitte 
deshalb, das zu beachten, was ich mir erlauben werde, zu ſagen. 
Nach meiner Auffaſſung wäre es die größte Unrichtigkeit, Herrn 
Dr. Scholz an der Abgabe ſeiner Stimme zu verhindern. (Zu— 
ſtimmung rechts.) Herr Dr. Scholz iſt doch heute hier Gemeinde— 
rath. Denn ſonſt müssten wir ihn vor allem bitten, den Saal 
ſofort zu verlaſſen. (Zuſtimmung rechts.) Heute iſt er es unbedingt. 
Es kann ſein, dass er am Dienstag eine ſchriftliche Entſchuldigung 
mit einem Belege einbringt, und dass dieſe Entſchuldigung nicht 
als hinreichend gefunden wird. Dann wird ihm das Mandat ab— 
erkannt und er verliert für die Zukunft die Wahlfähigkeit auf 
zwei Jahre. Soviel ich mit meinem einfachen, ſchlichten Bürger— 
verſtande die Sache benrtheilen kann, iſt es nicht möglich, daſs 
man einer ſolchen Verfügung eine rückwirkende Kraft verleiht. Wir 
können nicht deshalb, weil Herr Dr. Scholz vom Dienstag ab 
ſein Mandat verliert, ihm heute das Recht abſprechen, hier ſeine 
Pflicht zu thun. (Beifall rechts.) Er iſt zum erſten Wahlgange zu 
ſpät gekommen, das iſt richtig. Dafür wird er eventuell durch 
Entziehung des Mandates ſchwer genug geſtraft. Aber bei den 
anderen zwei Wahlgängen iſt er anweſend und da hat er feiner 
Pflicht nachzukommen. Wir haben kein Recht, ihn daran zu hindern. 
Ich warne Sie, meine Herren, davor, eine ſolche Präcedenz zu 
ſchaffen. Seien wir hier nicht kurzſichtig, beurtheilen wir die Sache 
nur nach dem Geſichtspunkte des Rechtes. Deshalb ſtelle ich den 
Antrag, dafs der anweſende Herr Dr. Scholz, der heute jeden— 
falls Gemeinderath iſt, ſeine Stimme abgebe. (Beifall rechts.) 

Vürgermeiſter: Meine Herren! Ich muſs darauf Folgendes 
erwidern. Es iſt der freie Wille des Herrn Dr. Scholz, ſeine 
Stimme abzugeben oder nicht. Er hat nicht geſtimmt. Es iſt ſeine 
Sache. Er wurde zur Stimmenabgabe aufgerufen. Daher iſt in 
dem bisherigen Vorgange eine Präcedenz für die Zukunft gar nicht 
gelegen. Nur dann, wenn der Gemeinderath in die Lage gekommen 
wäre, darüber abzuſtimmen, ob Herr Dr. Scholz ſeinen Stimm— 
zettel abzugeben hat oder nicht, ob dieſe Stimmenabgabe giltig 
iſt oder nicht, wäre dies möglicherweiſe eine Präcedenz. Nachdem 
aber Herr Dr. Scholz aus eigenem freien Willen ſeinen Stimm— 
zettel nicht abgegeben hat, ſo ſollten wir, glaube ich, die Ange— 
legenheit auf ſich beruhen laſſen und jetzt mit dem Scrutinium 
beginnen. (Zuſtimmung.) 

Gem.⸗Nath Dr. Friedjung: Die Erklärung des Herrn 
Bürgermeiſters iſt von fo weittragender Bedeutung, dass fie näher 
ins Auge gefasst werden muſs. 

Der Herr Bürgermeiſter ſpricht nämlich jedem der Anweſenden 
das Recht zu, mitzuſtimmen oder nicht. Es wäre eine höchſt ge— 
fährliche Präcedenz, wenn dies allgemein anerkannt würde. Wenn 
Anweſende das Recht haben, nicht mitzuſtimmen, jo könnte ja 
möglicherweiſe eine Wahl fruſtriert werden. Die Wahl eines 
Bürgermeiſters könnte unmöglich gemacht werden, weil ja der 
Bürgermeiſter nur mit 70 Stimmen gewählt werden kann, und 
weil jene, die ihn nicht wählen wollen, einfach nicht mitzuſtimmen 
brauchen. 

Ich bitte den Herrn Bürgermeiſter, das wohl zu überlegen 
und zu ſagen, ob er bei ſeiner Auffaſſung beharrt, welche jede 
künftige Wahl unmöglich machen könnte. Ich habe alle dieſe Dinge 
vorausgeſehen und ſie auch früher mit Collegen beſprochen, als ich 
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den Antrag ſtellte, dem Herrn Dr. Scholz die Entſchuldigung zu 
ertheilen. 

Jetzt tritt infolge der Nichtannahme dieſes Antrages die Ver- 
wirrung ein. Ich bitte aber den Herrn Bürgermeiſter, die von mir 
aufgeworfene Frage näher zu beleuchten, weil ſie von größter 
Wichtigkeit iſt. 

Gem.-Nath Sitberer: Auch ich kann mich leider der An— 
ſchauung des Herrn Bürgermeiſters nicht anſchließen. Die Strenge, 
mit welcher in unſerem Geſetze verlangt wird, dafs jeder, der hier 
anweſend iſt, mitſtimme, iſt nur dazu da, dass der Betreffende 
mitſtimmt, nicht aber, daſs er ſich eines Votums hier enthalte; 
der Fall iſt ja noch gar nicht vorgekommen, dass jemand jagt: 
Ich ſtimme nicht mit. 

Dass jemand den einen oder anderen nicht wählt, das ſteht 
ihm frei, auch dafs er leere Stimmzettel abgibt. Ich habe zuerſt 
für das Recht des Herrn Dr. Scholz, ſeine Stimme abzugeben, 
plaidiert, jetzt aber muſs ich einen Schritt weiter gehen und 
plaidiere für ſeine Pflicht, ſeinen Stimmzettel abzugeben, und ich 
bitte Sie recht ſehr, im Intereſſe des Rechtes und der Gerechtig— 
keit zu verlangen, daſs Herr Dr. Scholz ſeine Pflicht erfülle. 

Ich habe die volle Überzeugung, das nach unſerem Statute 
jener Herr, gleichviel ob er anweſend iſt oder nicht, welcher ſeine 
Stimme nicht abgibt, des Mandates verluſtig wird. 

Gem.-RNath Dr. Stern: Meine Herren! Ich ſchließe mich 
vollkommen den zuletzt ausgeſprochenen Anſchauungen an und möchte 
mir nur erlauben, Folgendes zu bemerken. Damit jemand ſeines 
Mandates nicht verluſtig wird, muss ſeine Nichtſtimmenabgabe 
entſchuldigt ſein. 

Ich will es dahin geſtellt fein laſſen — wir werden ja in der 
nächſten Sitzung darüber urtheilen — ob Herr Dr. Scholz ſein 
Ausbleiben bezüglich der erſten Wahl entſchuldigt hat. 

Seine Nichtſtimmenabgabe bei der jetzigen Wahl kann er gar 
nicht entſchuldigen, weil er anweſend und daher in der Lage iſt, 
ſeine Stimme abzugeben. (Beifall rechts.) Er iſt daher dazu ver— 
pflichtet und im anderen Falle würde er ſeines Mandates verluſtig 
und unfähig werden zur Wahl für zwei Jahre. In dieſem Sinne 
möchte ich daher Herrn Dr. Scholz ganz entſchiedenſt anrathen, 
ohneweiters ſeinen Stimmzettel abzugeben, damit er nicht Gefahr 
laufe, wegen Nichtabgabe ſeines Stimmzettels für mandatsverluſtig 
und unfähig erklärt zu werden, binnen zwei Jahren wiedergewählt 
zu werden. Das iſt meine Anſicht. (Beifall rechts.) 

Gem.-Rath Dr. Geßmann: Meine Herren! Die Aus: 
führungen des letzten Herrn ſind abſolut unrichtig. Es kann ja 
gar nichts anderes eutſcheidend ſein, als der Wortlaut unſeres 
Statutes. Die Auslegung des Herrn Bürgermeiſters iſt in 
dieſem Falle die einzig richtige. Es ſteht ja nirgends im 8 22 
geſchrieben, daſs jemand feine Stimme abgeben mus. Er kann ſich 
ohneweiters der Stimmabgabe enthalten. Es heißt ausdrücklich: 
„Der Wahl des Bürgermeiſters, der Vice-Bürgermeiſter und der 
Mitglieder des Stadtrathes haben ſämmtliche Mitglieder des Ge— 
meinderathes beizuwohnen.“ Von einer Verpflichtung zur Stimmen⸗ 
abgabe kommt nichts vor. 

In dem nächſten Alinea heißt es: „Sie ſind hiezu mit dem 
Beiſatze einzuladen, daſs jene Mitglieder, die entweder gar nicht 
erſcheinen oder vor Beendigung der Wahlhandlung ſich entfernen, 
ohne ihr Ausbleiben oder ihre Entfernung“ — „Ausbleiben oder 
Entfernung“ von Abſtimmung iſt abſolut nicht die Rede — „durch 
hinreichende Gründe zu entſchuldigen, als ihres Mandates ver— 
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luſtig anzuſehen ſind und in einem Zeitraume von zwei Jahren 
nicht wiedergewählt werden können.“ 

Es iſt gar keine Frage, dafs die Interpretation, die von 
Seite des Herrn Redners von jener Seite (rechts) gegeben wird, 
im Statute nicht die leiſeſte Begründung hat, und daßs in dieſem 
Falle die Interpretation des Herrn Bürgermeiſters die allein 
richtige iſt. Ich gebe ja zu, dass die Frage, die der Herr College 
aus dem I. Bezirke angeregt hat, einmal acut werden kann, aber 
es tft auch wahr, dass dieſe Frage durch den Wortlaut des 
Statutes abſolut nicht entſchieden wird. Wenn ſich 70 Mitglieder 
der Stimmenabgabe enthalten, dann wird eben kein Bürgermeiſter 
gewählt, das iſt richtig, das iſt keine Frage, denn im anderen 
Falle hätte ausdrücklich geſagt werden müſſen, daßs die Stimmen— 
abgabe begehrt wird. Es ſind aber die Fälle genau vorgeſehen, 
gerade bei der Faſſung des Statutes iſt jeder Zweifel ausge— 
ſchloſſen, weil ja in ſo minutiöſer Weiſe die einzelnen Fälle auf— 
gezählt erſcheinen, bei denen der Mandatsverluſt ausgeſprochen 
erſcheint. Hätte der Geſetzgeber die Abſicht gehabt, die Nicht— 
ſtimmenabgabe überhaupt mit dem Mandatsverluſte zu bedrohen, 
ſo hätte dies ganz deutlich zum Ausdrucke kommen müſſen. Es iſt 
alſo die Auffaſſung des Herrn Bürgermeiſters nach dem Wort— 
laute des Geſetzes unbedingt die allein richtige. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Es iſt nicht zu 
wundern, wenn Nichtjuriſten anderer Anſchauung ſein können, 
aber Juriſten können nur der Anſchauung des Herrn Bürger— 
meiſters ſein, weil die gegentheilige Anſchauung mit dem Wort— 
laute des Geſetzes gar nicht übereinſtimmt. Es hat bereits Herr 
Dr. Geß mann erwähnt, daßs von einer Pflicht zur Stimmen— 
abgabe im ganzen § 22 nirgends die Rede iſt. Was die Frage 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Friedjung betrifft, daſs dann 
eventuell der Bürgermeiſter gar nicht gewählt werden kann, 
ſo erkläre ich ihm, dafs dies auch der Fall fein kann, wenn 
alle die Stimmzettel abgeben, weil ausdrücklich vorgeſehen iſt, dafs 
man leere Stimmzettel abgeben kann, und dieſe dann für ungiltig 
erklärt werden. Alſo dieſe Dinge ſind nicht maßgebend; es iſt 
zweifellos, daſs jeder Gemeinderath anweſend ſein muss, aber zum 
Mitſtimmen kann er nicht gezwungen werden. Was Herrn Dr. 
Scholz betrifft, ſo ſteht die Sache ſo: Nach dem Geſetze tritt 
der Mandatsverluſt ſowie der zweijährige Verluſt der activen 
Wahlfähigkeit ipso jure ein. Das brauchen wir gar nicht auszu— 
ſprechen, wenn das Ausbleiben nicht genügend entſchuldigt iſt. 
Bis jetzt iſt das Ausbleiben des Herrn Dr. Scholz nicht genü— 
gend entſchuldigt. Nehmen Sie nun an, dass es Herrn Dr. Scholz 
nicht gelingt, ſeine Behauptung zu beweiſen, ſo würde dann, wenn 
Herr Dr. Scholz heute an den zwei Wahlgängen theilnimmt, 
jemand mitgewählt haben, der in demſelben Momente gar nicht 
Gemeinderath geweſen iſt. Es iſt daher unthunlich und nicht 
möglich, daſs Herr Dr. Scholz heute ſeine Stimme in irgend— 
einer Weiſe abgibt. Ich bitte das nicht zu confundieren, ſondern in 
dieſer Weiſe vorzugehen. Wenn Sie aber glauben, dass eine Stimme 
allein maßgebend iſt, würde ich Sie wirklich dringend bitten, 
dieſen Fall dem Stadtrathe zur Erledigung und Antragſtellung 
vorzulegen. 

Ich bin überzeugt, der Stadtrath wird Ihnen dasſelbe ſagen, 
was ich Ihnen geſagt habe. 

Gem.-Nath Dr. Cederer: Ich kann mich nicht ganz der 
Anſicht des Herrn Vorredners anſchließen. Zunächſt bin ich der 
Meinung, dafs jeder, der hier in dieſem Saale anweſend iſt, 
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ſtimmen mufs. (So iſt es! rechts.) Wie er ſtimmt, das ſteht bei 
ihm, und die Art der Stimmenenthaltung iſt durch die Abgabe 
eines leeren Stimmzettels gegeben; das iſt die Form, in der man 
ſich bei Namensaufruf, wenn man anweſend fein muss, der Ab— 
ſtimmung enthält. Aber meiner Meinung nach ſteht die Sache 
noch etwas anders. Es wird jemand, über den der Ausſpruch 
in suspenso iſt, ob er künftig der Verſammlung angehören darf, 
überhaupt der Verſammlung nicht mehr beiwohnen, und das wäre 
dasjenige geweſen, was hätte enunciert werden ſollen, nachdem 
ein beſtimmter Antrag, der dem Herrn Dr. Scholz den Nachweis 
ſeiner Entſchuldigung auferlegt, angenommen worden iſt. Nach 
meiner Meinung hätte Herr Dr. Scholz demnach den Saal zu 
verlaſſen gehabt (Rufe: Sehr richtig!), und ich möchte mich da 
insbeſondere auf die Beſtimmungen des § 22 berufen. Dieſer 
ſpricht ausdrücklich vom „Gar⸗nicht-erſcheinen“ oder von der Ent— 
fernung vor der Wahlhandlung, aber nicht vom „Zu-ſpät⸗kommen“. 

Es wird offenbar hier angenommen, dass eine Art Clauſur 
beſteht; in dem Augenblicke, wie ſich der Gemeinderath als Wahl— 
collegium conſtituiert hat, hat niemand mehr Zutritt, und dieſe 
Clauſur dauert ſo lange, bis die Wahlhandlung beendet iſt. Das 
ſcheint ſo geweſen zu ſein, und darum glaube ich, daſs es richtig 
iſt, den Herrn Dr. Scholz zu erſuchen, die Verſammlung zu 
verlaſſen und ſich bis zur nächſten Sitzung nach dem Beſchluſſe 
der Verſammlung mit ſeiner Entſchuldigung auszuweiſen. 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich möchte zunächſt die Herren 
darauf aufmerkſam machen, dajs jede Wahlhandlung als ein be— 
ſonderer Wahlact anzuſehen iſt. Es iſt vollſtändig gleichgiltig, dass 
am heutigen Tage drei Wahlhandlungen vorgenommen werden. 
Es iſt der Fall ebenſo möglich, dafs für jede Wahl eine eigene 
Sitzung einberufen werde. Es handelt ſich bei jedem einzelnen Wahl— 
acte darum, ob die Bedingungen des § 22 vorhanden find oder nicht. 

Bezüglich der erſten Wahlhandlung iſt die Sache abgeſchloſſen. 
Der Gemeinderath hat erklärt, daſs Herr Dr. Scholz bis zur 
nächſten Sitzung ſein Ausbleiben genügend zu rechtfertigen 
haben wird. Ich erinnere übrigens daran, dafs eine Präcedenz 
für dieſen Fall ſchon vorliegt, indem bei einer früheren Wahl 
Herr College Kareis gleichfalls zu ſpät kam und ſpäter ſein 
Ausbleiben ſchriftlich entſchuldigt hat. 

Es handelt ſich jetzt um eine zweite Wahl. Hier gilt nun 
wieder $ 22. So lauge Herr Dr. Scholz Gemeinderath iſt, iſt 
er nach $ 22 verpflichtet, bei dieſem zweiten Wahlacte anweſend 
zu ſein. Von der Stimmenabgabe ſteht allerdings nichts im Statute. 
Dem Geiſte des Statutes iſt es aber gewifs entſprechend, dafs 
jeder Anweſende ſeine Stimme abgebe. 

Nachdem es aber jedem Anweſenden geſtattet iſt, auch einen 
leeren Stimmzettel abzugeben, ſo kann es keinen Zwang zur 
Stimmenabgabe geben, vielmehr iſt es ganz gleichgiltig, ob der 
Anweſende ſeine Stimme überhaupt nicht abgibt oder einen leeren 
Stimmzettel. Maßgebend iſt aber nach dem Gemeindeſtatute, dass 
die Anweſenden bei Berechnung der Majorität mitgezählt werden. 
§ 22 jagt ausdrücklich (Lebhafte Schlufsrufe.): „Als Vice-Bürger⸗ 
meiſter oder Mitglied des Stadtrathes gewählt iſt derjenige zu 
betrachten, für den die abſolute Majorität der anweſenden Mit— 
glieder des Gemeinderathes geſtimmt hat.“ (Lebhafte Unruhe.) 

Die abſolute Majorität iſt nach der Anzahl der Anweſenden 
zu berechnen. Infolge deſſen iſt der Gem.-Rath Dr. Scholz, ob 
er ſeine Stimme abgibt oder nicht, bei der Berechnung dieſer 
Majorität mitzuzählen. Darauf wollte ich aufmerkſam machen. 
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Gem.-Nath Hipp (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
Schluſs der Debatte in dieſer Angelegenheit. 

Vürgermeiſter: Die Herren find mit Schluss der Debatte 
einverſtanden? (Zuſtimmung.) Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Silberer, 
Dr. Mittler, Dr. v. Billing und Kareis. 

Das Wort hat Herr Gem.-Rath Silberer. 

Gem.-Nath Silberer: Nur zwei ganz kurze Bemerkungen. 
Wir haben heute hier wieder ein Schauſpiel für Götter und 
Nichtjuriſten. So oft bekanntlich irgendein Gegenſtand, der in der 
Geſchäftsordnung oder im Statute genau vorgeſehen ſein ſoll, zur 
Verhandlung gelangt, kommen neunundneunzig verschiedene Mei- 
nungen. Der betreffende Juriſt, der als der erſte darüber ſpricht, 
erklärt mit Emphaſe: „Ich begreife, meine Herren, daſs Nicht- 
juriſten darüber verſchiedener Meinung ſein können und ſich wider— 
ſprechen. Mit denen rede ich nicht, das ſind bloß Nichtjuriſten, 
aber wir Juriſten, wir ſind doch einig darin, wir haben nur eine 
Meinung!“ (Lebhafte Heiterkeit.) 

Ich gehöre alſo ſchon zu den Todtgeſchlagenen, denn ich bin 
ein Nichtjuriſt! 

Was geſchieht aber jetzt? Nachdem das von einem Juriſten 
— alle Achtung vor jeder einzelnen Perſon — erklärt worden iſt, 
ergreifen ſofort andere Juriſten das Wort, von denen jeder 
mindeſtens eine andere Auſchauung hat (Lebhafte Heiterkeit) als 
der erſte. Das zur juriſtiſchen Seite der Sache. 

Weiters habe ich aber einen Fall zu berühren, welcher die 
gegenwärtige Sache ſehr illuſtriert. Der Fall iſt mir erſt ein— 
gefallen. Derjenige, der jetzt hier vorkommt, iſt nicht der erſte 
dieſer Art. Nur hat der damalige erſte Fall, der ganz glatt erledigt 
worden iſt, kein Nachſpiel gehabt. Das war der Fall Kareis. 
Ich weiß mich recht zu erinnern, dass bei irgendeinem Wahlgange 
unſer verehrter Herr College Kareis zum erſten Wahlgange zu 
ſpät gekommen iſt, daſs es aber gleich geheißen hat, er war 
dienſtlich verhindert, und man hat das hingenommen, ohne daſs 
ein ſchriftlicher Nachweis erforderlich war. (Widerſpruch links.) 
Der Nachweis iſt nachgetragen worden, und obwohl das in 
suspenso geblieben iſt, hat er unbeanſtändet an dem nächſten 
Wahlgange theilgenommen. Wir haben alſo einen Präcedenzfall 
für meine Anſchauung und mit Außerachtlaſſung der Frage, ob 
es Pflicht des Herrn Dr. Scholz iſt oder nicht, bin ich dafür, 
daſs es als ſein Recht anerkannt wird, bei den folgenden Wahl— 
gängen mitzuſtimmen. 

Gem.⸗Nath Dr. Mittler: Ich habe nur eine ganz kurze 
Bemerkung zu machen. (Lebhafte Heiterkeit.) Meine Herren! Sie 
dürfen ſich nicht darüber wundern, daſs zu einer Rechtsfrage ein 
Juriſt das Wort ergreift, und wenn es auch richtig iſt, daſs von 
Juriſten verſchiedene Anſichten geäußert werden, ſo ſteht die Sache 
denn doch eigentlich nur ſo, daſs von den verſchiedenen Juriſten 
für die zwei einander gegenüberſtehenden Anſichten verſchiedene 
Geſichtspunkte geltend gemacht werden. Im weſentlichen theilen ſich 
die Juriſten doch nur in zwei Lager. | 

Ich will mich gegen eine Bemerkung des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Lueger kehren, welche er zur Begründung ſeines Stand— 
punktes angeführt hat. Er iſt der Anſicht, daſs ipso jure, durch 
das Nichterſcheinen der Mandatsverluſt eintritt. Das iſt eine ganz 
falſche Anſicht. (Gelächter links.) Erſtens einmal iſt dieſer Mandats⸗ 
verluſt als eine Art Pön aufzufaſſen, als eine Art Strafe, und 
es gibt nach keinem Rechte und Geſetze der Welt den Eintritt 
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einer Strafe ipso jure. Eine ſolche Folge muſs ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen werden. Der § 22 der Gemeinde-Wahlordnung regelt 
auch (Lebhafte Unruhe. — Bürgermeiſter gibt das Glockenzeichen.) 
dieſen Fall. Es müſſen hinreichende Gründe beigebracht werden 
zur Entſchuldigung eines ſolchen Ausbleibens. Aus dem Umſtande 
allein, dafs nicht die einfache Thatſache des Ausbleibens, 
ſondern das Ausbleiben ohne hinreichende Entſchuldigung als 
die beſonderen Rechtsfolgen erzeugend hingeſtellt wird, geht 
hervor, daſs im Wege vorgängiger Feſtſtellung entſchieden 
werden muss, ob hinreichende Gründe vorliegen oder nicht. 
Es kann daher, ſolange darüber nicht entſchieden iſt, ob ein Ge- 


meinderath ohne ſolche hinreichende Gründe ausgeblieben iſt, fein 


Mandat nicht für verloren gelten. Es würde nach der Logik 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lue ger die Folge eintreten, 11 
ein ipso jure erloſchenes Mandat dann auf dem Wege der Be 
bringung einer Entſchuldigung wieder ratificiert würde. Ein Mandat 
können aber nur die Wähler ertheilen und ein hinfälliges und auch 
ein erloſchenes Mandat kann nur durch die Wähler wieder verliehen 
werden und nicht durch die Beibringung einer nachträglichen 
Entſchuldigung. Aus dieſen Gründen iſt Herr College Dr. Scholz 
heute noch als Gemeinderath zu betrachten, welcher zur Wahl— 
handlung berechtigt iſt. 

Gem.⸗Rath Dr. v. Willing (verzichtet). 

Gem.-Nath Kareis (Rufe rechts: Verzichten !): Der frühere 
Fall, der ſich auf meine Wenigkeit bezieht, hat bei der Wahl der 
beiden Vice⸗Bürgermeiſter am 6. Mai des Jahres 1891 ſtatt— 
gefunden. Ich war dienſtlich verhindert, beim erſten Wahlgange 
anweſend zu ſein, und als ich erſchien, habe ich keine ſchriftliche 
Entſchuldigung in der Sitzung vorgebracht, ſondern bloß eine münd— 
liche. Es ſollte die Abgabe meines Stimmzettels durch die Ein— 
ſprüche des Herrn Dr. Lueger und jener (linken) Seite ver— 
hindert werden. Der damalige Bürgermeiſter, Dr. Prix, hat ſich 
aber entſchieden dagegen ausgeſprochen, und ich habe mein Wahl— 
recht für die Wahl des zweiten Vice-Bürgermeiſters daher ausgeübt. 
Es iſt daher eine Präcedenz in dem Sinne geſchaffen, wie Herr 
Dr. Vogler und andere Herren es erwähnt haben. 

Cem.-⸗Rath Värtl (Rufe rechts: Verzichten! Unruhe): Ich 
habe das Recht, das Wort zu ergreifen und zu ſprechen. Ich habe 
dieſe Angelegenheit angeregt, bevor noch der Wahlgang ſtattgefunden 
hat. Ich habe gewusst, daſs es jo kommen wird. Herr Gem.-Rath 
Kareis — ich habe mir ja die Angelegenheit vom 6. Mai auf— 
notiert — hat die Wahrheit geſagt. Ich habe daran gedacht, als 
die Debatte entſtanden iſt, und ich wollte die Sache ausgetragen 
wiſſen, bevor wir den Wahlact beginnen. Sehen Sie, jetzt iſt die 
Debatte gekommen. Meine Anregung hat der Herr Bürgermeiſter 
nicht einmal einer Antwort gewürdigt. Für die Folge möchte ich 
doch bitten, daſs, wenn man eine Anfrage ſtellt, man auch eine 
Antwort bekommt. 

Nürgermeiſter: Ich werde jetzt als Vorſitzender meine Anſicht 
über das bisher Geſchehene und weiter zu Verfügende ausſprechen 
(Gem.⸗Rath Jedliôka macht einen Zwiſchenruf); Herr Gem. 
Rath Kedlicka, ich bitte jetzt um Ruhe. Ich bin nach wie vor 
der Anſicht, daſs ein Zwang zur Abgabe eines Stimmzettels nicht 
beſteht. (Rufe: Sehr richtig! und Widerſpruch.) Die Herren 
können ja anderer Anſicht fen; Sie wiſſen, dafs es dann jedem 
einzelnen freiſteht, die auf Grund des Geſetzes geeigneten Rechts- 
mittel zu ergreifen. Ich bin der Anſicht, daſs ein Zwang zur Ab— 
gabe eines Stimmzettels nicht beſteht, denn erſtens iſt dafür ein 
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Anhaltspunkt im Geſetze nicht vorhanden, und wenn auch ein 
ſolcher Zwang beſtünde, ſo könnte derſelbe doch vollſtändig ver— 
eitelt werden, weil es jedem einzelnen Mitgliede des Gemeinde— 
rathes freiſtünde, ebenſo, wie er einen Stimmzettel abgeben darf, 
irgendeinen Namen auf den Stimmzettel zu ſchreiben, mit welchem 
gar kein Effect erzielt wird; nehmen wir an, er ſchriebe den Namen 
einer Perſon darauf, der von allen anderen nicht geſchrieben wird, 
oder einer Perſon, die der Verſammlung gar nicht angehört. Eine 
diesfällige Controle gibt es nicht, und — wie geſagt — es beſteht 
im Geſetze keine Beſtimmung, die einen ſolchen Zwang ausüben 
würde. Es iſt daher die Verſammlung auch nicht in der Lage, ein 
Mitglied zu zwingen, ſeinen Stimmzettel abzugeben. Es beſteht 
nur die Vorschrift, daſs jedes Mitglied bei der Wahl anweſend 
fein muſs und ſich nicht entfernen darf, und deswegen müſste ich 
für meine Perſon dem Herrn Dr. Scholz dringend rathen, ſich 
nicht zu entfernen, ſondern dazubleiben, da er jetzt nicht verhindert 
iſt, an der Wahlhandlung theilzunehmen. 

Ich bin auch der Meinung, dafs er berechtigt iſt, abzu— 
ſtimmen, aber nicht verpflichtet. Er iſt berechtigt dazu, und da 
muss ich insbeſondere gegenüber dieſer Seite (links) ſagen, dass 
es nicht richtig iſt, daſs ein Gemeinderath, hier ſpeciell Herr 
Dr. Scholz, ipso jure des Mandates verluſtig wird. Dagegen 
ſpricht das Geſetz. Es iſt vorbehalten, über die Zulänglichkeit der 
vorgebrachten Entſchuldigungsgründe zu entſcheiden, und erſt, wenn 
dieſer Ausſpruch gefällt iſt, iſt der Betreffende ſeines Mandates 
verluſtig. Bis dahin iſt er Gemeinderath und hat auch von 
allen Rechten eines Gemeinderathes Gebrauch zu machen. Darnach 
komme ich zu dem Schluſſe, daſs, wenn Herr Dr. Scholz ſeinen 
Stimmzettel abgegeben hätte, ich nicht in der Lage geweſen wäre, 
ihn daran zu verhindern. Er hat aber keinen abgegeben, er hat 
von einem ihm zuſtehenden Rechte keinen Gebrauch gemacht, und 
daran kann ich ihn auch nicht hindern. 

Jetzt kommen wir zu dem Scrutinium. (Bürgermeiſter Dr. 
Grübl entnimmt die Stimmzettel der Urne; Gem.-Rath Taub— 
ler verliest die auf denſelben verzeichneten Namen. — Nach be— 
endetem Scrutinium:) Das Reſultat des Scrutiniums iſt folgendes: 


Es wurden 127 Stimmzettel abgegeben. Anweſend waren 
128 Herren. Die abſolute Majorität beträgt daher 65. Es 
erhielten Herr Gem.-Rath Mayer 76, Herr Gem.-Rath Steiner 42, 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky 1, Herr Gem.-Rath Seiler 
2 Stimmen. Leer waren 6 Stimmzettel. 

Es iſt daher Herr Gem.-Rath Mayer mit 76 Stim— 
men zum Stadtrathe an Stelle des Herrn Gem.-Rathes 
Noske mit der daraus reſultierenden Mandatsdauer 
gewählt. (Beifall rechts.) 

Wir nehmen nun ſofort den dritten Wahlgang vor. Ich bitte, 
mit dem Namensaufrufe vorzugehen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.⸗Rathes 
Dehm geben ſämmtliche anweſende Gemeinderäthe außer Gem. 
Rath Dr. Scholz ihre Stimmzettel ab.) 

Wir ſchreiten zum Scrutinium. (Bürgermeiſter Dr. Grübl 
entnimmt die Stimmzettel der Urne; Gem.-Rath Taubler 
verliest die auf denſelben verzeichneten Namen. — Nach beendigtem 
Scrutinium:) Das Reſultat des Scrutiniums iſt folgendes: 

Abgegeben wurden 127 Stimmzettel, 128 Herren waren an— 
weſend. Die abſolute Majorität beträgt daher 65. Es erhielten: 
Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky 69, Herr Gem.-Rath Steiner 
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46 Stimmen, Herr Gem.⸗Rath Gräf 1 und Herr Gem.-Rath 
Mayer 1 Stimme; leer waren 10 Stimmzettel. 

Es erſcheint ſonach Herr Gem.-Rath Dr. Nechausky 
an Stelle des Herrn Vice-Bürgermeiſters und früheren 
St.⸗R. Matzenauer in den Stadtrath mit der daraus 
reſultierenden Mandatsdauer gewählt. (Beifall rechts.) 


Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung um ¼ 1 Uhr nachmittags.) 


Stenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 24. April 

1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. 

Raimund Grübl und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt be— 
ſchluſsfähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Daum entſchuldigt fein Ausbleiben 
wegen Krankheit; Herr Gem.-Rath Dolainski wegen Ver— 
hinderung. 

2. Herr Gem.⸗Rath Dr. Stenz! hat um einen achttägigen 
Urlaub angeſucht. Derſelbe wurde ihm bewilligt. 

3. Von Seite Sr. Excellenz des Herrn Staatsrathes Freih. 
v. Braun iſt folgende Zuſchrift eingelangt (liest): 

„Die ſehr geſchätzte Zuſchrift vom 21. d. M. hat es mir zur 
angenehmen Pflicht gemacht, die Glückwünſche des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt anlässlich des heutigen 
denkwürdigen Tages Allerhöchſten Ortes zu unterbreiten. 

Se. Majeſtät der Kaiſer, unſer Allergnädigfter Herr, geruhten 
dieſes neuerliche Zeugnis warmer Theilnahme und treuer Anhäng— 
lichkeit huldvollſt entgegenzunehmen und mich zu beauftragen, der 
Stadtvertretung den innigſten Dank beider Majeſtäten für dieſe 
lohale patriotiſche Kundgebung zur Kenntnis zu bringen. Mit Ver— 
gnügen ergreife ich dieſen Anlaſs zu erneutem Ausdrucke meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Wien, 24. April 1894.“ 

4. Der Donauverein ladet den Gemeinderath zu der am 
30. April ſtattfindenden General-Verſammlung ein. 

5. Herr Friedrich Grüner, Hernals, Kirchengaſſe 68, hat 
für arme Schulkinder in Hernals den Betrag von 100 fl. geſpendet. 

6. Herr k. k. Notar Dr. Julius Richter hat infolge teſta⸗ 
mentariſcher Beſtimmung der verſtorbenen Frau Anna Edle von 
Laguſius den Betrag von 300 fl. für das Armenhaus in 
Hietzing und 100 fl. zur Vertheilung an zwanzig würdige Arme 
in Hietzing überſendet. 

Den Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 

7. Herr Gem.⸗Rath Tagleicht hat in der letzten Sitzung 
interpelliert: 

„In welchem Stadium befinden ſich die Vorarbeiten für die 
Erbauung der neuen eiſernen Brücke über den Donaucanal an 
Stelle der Franzenskettenbrücke?“ 

Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes mitzutheilen: Die Er— 
bauung der oberwähnten Brücke ſteht mit der Umgeſtaltung des 
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Donaucanales in einen Winterhafen in nothwendigem Zuſammen— 
hange. 

Das Project über dieſe Regulierung des Donaucanales iſt 
jedoch noch nicht in ſeinem vollen Umfange fertiggeſtellt, wodurch 
auch die Verfaſſung der Conſtructionsprofile für den Umbau der 
Franzenskettenbrücke bisher verzögert wurde. Dieſe Schwierigkeiten 
ſind gegenwärtig ſoweit behoben, daſs demnächſt das Programm 
für die Concursausſchreibung bezüglich des erwähnten Brücken⸗ 
projectes vorgelegt wird. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

S. Herr Gem.-Rath Silberer hat interpelliert: 

„1. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter bekannt, daſs in der Eliſabeth— 
ſtraße und in einer Menge anderer Straßen des I. Bezirkes, fo 
beiſpielsweiſe auf vielen Straßen des Franz Joſefs⸗Quai⸗Viertels, 
die Erneuerung des Bodens in derart primitiver Weiſe vorge— 
nommen wird? 

2. Findet der Herr Bürgermeiſter dies angemeſſen für eine 
Weltſtadt, für deren Geſchäftswelt es vom größten Nutzen iſt, 
wenn die reichen Leute auch in Bezug auf Equipagen möglichſt 
viel Luxus entfalten.“ 

Ich habe die Ehre, hierüber Folgendes mitzutheilen: Nach 
den gepflogenen Erhebungen erfolgt die Inſtandhaltung der unge— 
pflaſterten Straßen im J. Bezirke nach dem für die Macadamiſie⸗ 
rung von Straßen üblichen techniſchen Verfahren, und wurde das— 
ſelbe auch bei der Inſtandſetzung der Eliſabethſtraße eingehalten, 
wobei insbeſondere hervorgehoben werden mufs, dass die Compri— 
mierung des aufgetragenen Schotters durch entſprechende Bewalzung 
erfolgte. 

Was die von dem Herrn Interpellanten beigebrachten Steine 
betrifft, ſo entſprechen dieſelben allerdings den Vertragsbedingniſſen 
für die Schotterlieferung nicht. 

Der verwendete Schotter wurde commiſſionell übernommen 
und haben ſich hiebei keine Anſtände ergeben. Da ſelbſtverſtändlich 
bei der Übernahme nur einzelne Stellen der Schotterfiguren behufs 
Prüfung des Materiales aufgeriſſen werden können, ſo kann es 
wohl vorkommen, dass ſich im Inneren der Figuren einzelne 
größere, das vorſchriftsmäßige Maß überſchreitende Steine befinden, 
die erſt bei der Ausbreitung des Schotters ſichtbar werden. 

Um auch in dieſer Beziehung Abhilfe zu ſchaffen, wurden die 
Arbeiter angewieſen, in Hinkunft derlei Steine zur weiteren Ver— 
anlaſſung ſeitlich zu deponieren. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. Ich erſuche um 
Mittheilung des Einlaufes. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

9. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Cerch: 

Euer Hochwohlgeboren, Herr Bürgermeiſter! 

Für die von einer zahlreichen, mittelloſen Einwohuerſchaft bevölkerte 
Brigittenau iſt der Armenarzt Dr. Eruſt Roſenthal, II., Wallenſtein— 
ſtraße 34 wohnend, aufgeſtellt. Wer vor dieſem Haufe zur Ordinationszeit 
vorübergeht, wird manchmal zu feinem Erſtaunen Arme (Männer, Weiber 
und Kinder) bis auf die Straße hinaus ſtehend ſehen, welche, mit allen 
möglichen Krankheiten, darunter Diphtheritis, Maſern, Scharlach, behaftet, ſich 


zur Ordination drängen. Abgeſehen davon, daßs der Armenarzt bei einer 
ſolchen Beſchäftigung ſich bald körperlich aufreiben muss, wird die ärztliche 
Hilfe in dieſer Weiſe gewiss nicht günſtig wirken, ja fie wird zu einem 
Hauptherd der Anſteckung für den ganzen Bezirkstheil. 

Der Armenrath, Herr Köck, kennt dieſe Verhältniſſe auch. 

Ich erlaube mir nun die dringende Bitte und Anfrage an den 
Herrn Bürgermeiſter zu richten: 


Iſt derſelbe geneigt, ſchleunigſt ſich objectiv Bericht über dieſe 
grauslichen Zuſtände ertheilen zu laſſen und denſelben baldigſt 
und energiſch abzuhelfen? 
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Vürgermeiſter: Ich werde die Ehre haben, dieſe Inter⸗ 
pellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 
10. Interpellation des Gem.⸗Nathes Fuchs: 
Hochlöbliches Gemeinderaths⸗Präſidium! 

Vor ungefähr einem halben Jahre brachte Herr Gem.⸗Rath Steiner 
eine Interpellation, betreffend die Beſchau auf den Bahnhöfen, ein, es iſt aber 
in der Sache gar nichts geſchehen, denn ich kann es wöchentlich erfahren, daſs 
im XII. Bezirke, am Meidlinger Bahnhofe, wo ich bereits allwöchentlich Kälber 
bekomme, der Beſchauer ſeiner Pflicht nicht nachkommt. Die Kälber kommen 
nachmittags 2 Uhr in Meidling an, und trotz mehrmaliger Aufforderung 
von Seite der Bahn findet es der Herr Beſchauer erſt am anderen Tage zu 
Mittag, und zwar erſt als er mit dem Wagen abgeholt wird, der Mühe 
wert, die Beſchau vorzunehmen; wenn das in der jetzigen Jahreszeit ſo fort 
geht, iſt die Ware jedesmal verdorben. 


Erſuche daher den Herrn Bürgermeiſter, in der Sache zu 


intervenieren, daſs der betreffende Herr Beſchauer ſeiner Pflicht 


nachkommt und die Beſchau zu rechter Zeit vornimmt. 

Hürgermeifter: Ich werde die Erhebungen pflegen und 
falls ſich Übelſtände ergeben, dieſelben abſtellen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

11. Antrag des Gem. ⸗Nathes Kaiſer und Genoſſen: 

Die achtzehnjährige Steuerfreiheit hat in Bezug auf die Hebung der 
Bauthätigkeit ſowohl als auch auf Beſeitigung der Verkehrshinderniſſe den 
gehegten Erwartungen kaum eutſprochen, denn nur verhältnismäßig wenige 
jener Objecte, denen die Wohlthat einer achtzehnjährigen Steuerfreiheit nur 
aus dem Grunde zutheil wurde, damit dieſelben aus dem Wege geräumt 
werden, kommen thatſächlich zum Umbau und muſßs man jagen, dajs es mit 
der Beſeitigung dieſer Verkehrshinderniſſe ſehr langſam vorwärts geht. N 

Nachdem nun, wie aus Zeitungsnotizen zu erſehen iſt, zwei Privathäuſer 
in der Kärnthnerſtraße vorausſichtlich ſchon mit Novembertermin zur Demo— 
lierung gelangen dürften, ſo wäre es ſehr wünſchenswert, wenn auch die 
Gemeinde Wien als Eigenthümerin von drei derartigen Objecten in der 
Kärnthnerſtraße ſich zum Umbau entſchließen und dadurch mit gutem Beiſpiele 
vorangehen würde — aus dieſem Grunde beantragen die Gefertigten: 


Der Stadtrath wolle die Frage in Berathung ziehen, ob 
dieſe drei der Gemeinde Wien gehörigen Realitäten in der 
Kärnthnerſtraße nicht eheſtens umgebaut werden könnten, damit 
die Regulierung der Kärnthnerſtraße beſchleunigt werde, und ſei 
diesfalls eheſtens an den Gemeinderath Bericht zu erſtatten. 

Vürgermeiſter: Zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung. 

Es iſt ein Nachtrag zur heutigen Tagesordnung aufgelegt 
worden, und zwar das Referat des Herrn Gem.-Rathes Dr. 
Vogler, betreffend die Rechtfertigung des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Scholz in Betreff ſeines verſpäteten Erſcheinens in der 
Gemeinderaths⸗Sitzung vom 21. April 1894 anlässlich der Stadt— 
rathswahlen. 

Die Verſammlung wird einverſtanden ſein, wenn dieſer 
Gegenſtand in Verhandlung genommen wird. (Zuſtimmung.) 

12. Referent Gem. Rath Dr. Vogler: Bekanntlich iſt 
Herr Gem.-Rath Dr. Scholz in der letzten Sitzung am 21. d. M., 
in welcher die Ergänzungswahlen in den Stadtrath ſtattgefunden 
haben, erſt erſchienen, als das Scrutinium für die erſte Wahl— 
handlung bereits im Gange war. 

Herr Gem.-Rath Dr. Scholz hat nach ſeinem Erſcheinen 
in derſelben Sitzung bereits mündlich den Grund ſeines verſpäteten 
Erſcheinens angegeben. Nachträglich hat Herr Gem.-Rath Dr. 
Scholz in einer ſchriftlichen Eingabe an den Herrn Bürgermeiſter 
dies noch näher begründet. 

Wünſchen die Herren, dafs ich dieſe Eingabe verleſe? (Ruf 
links: Ja!) Dieſelbe lautet (liest): 

„Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! In der geſtrigen Sitzung 
des Gemeinderathes konnte ich nur kurz die Urſache meiner un— 
liebſamen Verſpätung mittheilen, ſelbſtverſtändlich unter Vorbehalt 
einer ausführlicheren Rechtfertigung. 
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Ich erlaube mir nunmehr über den Sachverhalt Bericht zu 
erſtatten. 

Mittwoch den 18. wurde ich zur Köchin der Frau P. gerufen 
und fand Diphtheritis der rechten Mandel. Freitag fand die Ab— 
ſtoßung der anſehnlichen brandigen Maſſen ſtatt und die Wunde 
ſah rein aus, jo dass ich den Procejs für abgelaufen halten konnte, 
Samstag gieng ich rechtzeitig vom Hauſe fort, um die voraus— 
ſichtlich kurze Krankenviſite zu machen und rechtzeitig zur Wahl 
einzutreffen. 

Die Kranke gehört aber zu jenen, welche nicht im Bette zu 
halten ſind (Lebhaftes Gelächter links), und ſo fand ich ſie richtig 
auf. (Erneuertes Gelächter links. — Bürgermeiſter gibt das 
Glockenzeichen. — Gem.-Rath Strobach: Das iſt doch 
lächerlich! — Gem.-Rath Stehlik: Da mußs man lachen!) 
Aber mit einem friſchen Beleg auf der Wunde, aljo vecidiv. 

Ich muſste nun den Hals neuerdings tuſchieren, die noth— 
wendigen Anordnungen treffen, die geſtellten Fragen beantworten 
u. ſ. w. und aus der vorausſichtlich kurzen Viſite war eine längere 
geworden. Ich glaubte noch immer rechtzeitig einzutreffen, erſt beim 
Rathhauſe ſah ich, daſs die Verſpätung eine bedeutende war. Die 
Nothwendigkeit der Vornahme einer eingehenden Behandlung iſt 
für den Sachverſtändigen und wohl auch für den Laien dadurch 
klar, daſs der Fall mit Rückſicht auf die Quantität der brandigen 
Maſſen, welche die Größe einer Muscatnufs erreichten, ſich als ein 
ſchwerer darſtellte und weder durch die Recidive noch durch das 
unzweckmäßige Verhalten der Kranken verbeſſert wurde, alſo um— 
ſomehr Vorſicht meinerſeits erforderte. 

Ich erwähne noch, dass der Kranken aus Schonung der Name 
der Krankheit nicht mitgetheilt wurde, erſt als fie aufſtand, wurde 
es ihr mitgetheilt, um ihr den Ernſt der Sachlage klar zu machen 
und ſie zu einem zweckmäßigeren Verhalten zu veranlaſſen. 

Die ſanitätspolizeiliche Anzeige erſtattete ich erſt Sonntag, weil 
ich Donnerstag und Freitag nicht die hiezu nöthige Zeit fand. 

Die beiliegende Beſtätigung enthält nichts als diejenigen 
Thatſachen, welche die Frau des Hauſes und die Kranke mit Fug 
und Recht vertreten können, über die Krankheit und deren Grad 
erſuchte ich nichts zu jagen, da fie ja doch nur das wussten, was 
ich ihnen ſagte.“ 

Schließlich ſtellt Herr Dr. Scholz die Bitte, der Herr 
Bürgermeiſter wolle ein Organ des Stadtphyſikates delegieren, um 
die Kranke unterſuchen und den Befund des eventuellen Tages 
feſtſtellen zu laſſen. 

Dem Geſuche liegen bei zwei Beſtätigungen, eine ausgeſtellt 
von der Frau des betreffenden Hauſes, welche lautet: 

„Ich beſtätige, das Herr Dr. Joſef Scholz meine Köchin, 
welche an Diphtheritis erkrankt iſt, heute vormittags beſuchte, eine 
Recidive conſtatierte und ſich infolge deſſen etwas länger auf— 
gehalten hat. 

Wien, am 21. April 1894.“ 

Eine weitere Beſtätigung der Köchin, welche lautet: 

„Ich beſtätige, daſs ich am Samstag von Herrn Dr. Scholz 
wegen Recidive gebrannt und der Hals ausgeputzt wurde.“ 

(Gem.⸗Rath Jedliéòka: Das iſt Pflanz!) 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Nath Jedliska! Vorläufig 
haben Sie ja noch kein Urtheil und ſchreien ſchon im voraus 
„das iſt Pflanz“. (Gem.⸗Rath Jedliöôka macht weitere Zwiſchen— 
rufe.) Ich bitte ſich zu mäßigen. Derartige Ausdrücke ſind unzu— 
läſſig und eine Ehrenbeleidigung. Das geht nicht an. (Gem. 
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Rath Strobach: Aber wahr!) Vorläufig haben Sie kein Urteil 
darüber, laſſen Sie ſich zuerſt informieren. (Widerſpruch links.) 

Referent (fortfahren): Ich erlaube mir fortzufahren. 
Es liegt den = weiter bei die vorgeſchriebene Krankheits- 
anzeige, welche am 21. d. M. erſtattet worden iſt. Ferner 
der Befund des ſtädtiſchen Arztes Herrn Dr. Hickl vom 
23. April 1894, welcher lautet (liest): „Heute um 4 Uhr 
nachmittags habe ich, in Befolgung des ertheilten Auftrages laut 
Anzeige des Herrn Dr. Scholz vom 21,, die ſeit 18. d. M. 
an Diphtheritis erkrankte — jetzt kommt der Name — Köchin 
ärztlich unterſucht. Ich fand die rechte Tonſille geröthet, geſchwellt 
und mit Follicular⸗Eroſionen verſehen; die Kranke klagt über keiner— 
lei Beſchwerden, iſt fieberfrei und außer Bette.“ 

Ferner liegt vor der Bericht des Stadtphyſikates, welcher 
lautet (liest): „Aus dieſem Befunde geht hervor, dajs die unter— 
ſuchte — kommt der Name — am 23. April nachmittags noch 
die Erſcheinungen der vorausgegangenen Krankheit in einem Grade 
zeigte, daſs dieſelbe zu dieſer Zeit noch nicht als geneſen erklärt 
werden konnte. 

Die wahrgenommenen krankhaften Erſcheinungen ſtellten ſich 
als Folgezuſtände einer vorausgegangenen Mandelentzündung 
(Hört! Hört! links, und beſtanden in Röthung und Schwellung 
der rechten Mandel, welche überdies noch mit wunden Stellen 
(Follicular-Eroſionen) verſehen war. 

Ob nun der geſchilderte Zuſtand einer verausgegangenen Er— 
krankung von Diphtheritis zuzuſchreiben iſt, läſst ſich derzeit nicht 
mit Beſtimmtheit angeben. Es ſpricht jedoch dieſer Zuſtand auch 
keineswegs dagegen, da die erwähnten wunden Stellen nach Ab— 
ſtoßung der durch die Behandlung geſetzten Schärfe zurückgeblieben 
ſein konnten. 

Wien, am 24. April 1894. 

Dr. Gregor Schmid, Stadtphyſicus-Stellvertreter.“ 


Nun, aus dem vorgeleſenen Actenmateriale erſehen die Herren, 


daſs die von Herrn Dr. Scholz in der letzten Gemeinderaths— 
Sitzung bereits mündlich bekanntgebene Thatſache, daßs er ſich bei 
einer Diphtheritiskranken länger aufhalten musste, als er voraus⸗ 
ſehen konnte und infolge deſſen um einige Minuten verſpätet in 
der Gemeinderaths⸗Sitzung erſchienen iſt, auf Wahrheit beruht. 
(Widerſpruch links; Gem.⸗Rath Strobach: Schämen Sie ſich, 
ſo zu referieren!) 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Strobach, mäßigen 
Sie ſich, Sie haben jetzt nicht das Wort. 

Referent: Ich begreife dieſen Widerſpruch in der That 
nicht. Ich habe heute in dem ſtenographiſchen Protokolle der letzten 
Gemeinderaths⸗Sitzung nachgeleſen, habe darin die Außerungen des 
1 Dr. Scholz gefunden und habe aus der Vergleichung 

dieſer Außerungen mit den jetzt vorliegenden Acten erſehen, dafs 
die Angaben des Herrn Dr. Scholz auf voller Wahrheit beruhen. 
(Gelächter links; Ruf: Unglaublich!) Es ergibt ſich aus dieſen 
Daten, daſs Herr Dr. Scholz, in Ausübung ſeines Berufes, und 
zwar in pflichtgemäßer Ausübung desſelben ſich etwas verſpätet 
hat. Es iſt die Pflicht eines Arztes nicht nur als Menſch, ſondern 
erade auf Grund ſeiner Berufspflichten, den Kranken, den er zur 
Behandlung übernommen hat, wenn es erforderlich iſt, weiter zu 
behandeln, denſelben nicht zu vernachläſſigen, und hätte Herr Dr. 
Scholz, wenn er eine ſolche Vernachläſſigung ſich hätte zu— 
ſchulden kommen laſſen, ſich nicht nur gegen ſeine Pflichten als 
Arzt vergangen, ſondern ſogar gegen das allgemeine Strafgeſetz, 
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welches im § 358 (Gelächter links) jenen Arzt, 
übernommenen Kranken vernachläſſigt, ausdrücklich 
bedroht. 

Aus allen dieſen Gründen ergibt ſich zur Evidenz, dass das 
Verhalten des Herrn Dr. Scholz ein ſolches war, wie es durch 
ſeine Pflichten als humaner Menſch und durch ſeine Pflichten als 
Arzt geboten war und wie es auch dem Geſetze entſprechend ge— 
weſen iſt. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich aber auch, dais fein Aus— 
bleiben aus der Gemeinderaths-Sitzung, beziehungsweiſe ſein Weg— 
bleiben von der erſten Wahlhandlung und ſein verſpätetes Erſcheinen 
vollkommen genügend entſchuldigt iſt, und ſtellt deshalb der Stadt— 
rath den Antrag: 

„Es ſei das verſpätete Erſcheinen des Gem.-Rathes Dr. 
Scholz in der Gemeinderaths-Sitzung am 21. April 1894 rück— 
ſichtlich deſſen Abweſenheit bei der erſten in dieſer Sitzung vor— 
genommenen Wahlhandlung im Sinne des $ 22 G.⸗W.⸗O. für 
hinreichend entſchuldigt zu erklären.“ 

(Ruf links: Unglaublich! — Gem.⸗Rath Stehlik: So eine 
Kombdie!) 

Hürgermeifter: Ich bitte, wozu denn ſolche Zwiſchenrufe? 
(Neuerliche Zwiſchenrufe links.) Herr Gem. Rath Steiner, 
mäßigen Sie ſich! 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Es iſt ein eigenthümliches 
Schickſal, welches die Majorität des Wiener Gemeinderathes ereilt, 
daſs gerade jene Beſtimmungen, durch welche die Minorität ge— 
knebelt werden ſollte, zuerſt eigentlich ihre Spitze gegen Sie und 
gegen ein Mitglied der Majorität kehrt. 

Der Abſatz 2 des § 22 der Wahlordnung iſt, wie ich ganz 
genau weiß, ſpeciell deswegen aufgenommen worden, und zwar 
über Aufforderung des Statthalters von Niederöſterreich, Ihres 
Parteifreundes, des Herrn Grafen Kielmansegg, damit ja 
nicht eventuell eine Wahl in den Stadtrath durch Ausbleiben 
vereitelt werden könnte. Es iſt daher Abſatz 2 des citierten Para— 
graphen außerordentlich ſtreng, ich könnte ſagen, präcis auszulegen. 
Daraus folgt, dass jeder Gemeinderath fein Ausbleiben von einer 
ſolchen Sitzung, wie es die für vergangenen Samstag anberaumte 
geweſen ift, wirklich durch hinreichende Gründe beſcheinigen muss. 

Und nun erlauben Sie, daßs ich auf den Fall, der uns jetzt 
vorliegt, etwas näher eingehe. 

Ich mußs geſtehen, daſs ich es vielleicht zweckmäßig gefunden 
hätte, wenn der Herr Referent des Stadtrathes nicht das, was 
geſchehen iſt, in einer ſolchen Weiſe dargeſtellt hätte, daſs man 
eigentlich verſucht wäre, Herrn Gem. Rath Dr. Scholz noch 
einen Lorbeerkranz (Gem.-Rath Dr. Geßmann: Für die 
Wahrheitsliebe!) für fein Verhalten zu geben. 

Der Herr Referent des Stadtrathes hat der Meinung 
Ausdruck gegeben, daſs die volle Wahrheit des von Herrn Dr. 
Scholz angegebenen Grundes dargethan ſei, weiters der Meinung, 
daſs, wenn Herr Dr. Scholz nicht ſo gehandelt hätte, er ſich 
ſogar gegen das Strafgeſetz vergangen haben würde; er hat 
gemeint, daſs das, was Herr Dr. Scholz vorgebracht hat, als 
hinreichende Entſchuldigung anzuſehen ſei. 

Erlauben Sie mir, daſs ich Ihnen jetzt die Gegenſeite der 
Medaille etwas zeige. Und ich ſage Ihnen, daſs es keinen unter 
Ihnen gibt, keinen, auch den Herrn Referenten nicht (Gem.⸗Rath 
Dr. Geßmann: Und der Herr Bürgermeiſter auch nicht!) .. .. 


welcher einen 
mit Strafe 
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Nürgermeiſter: Woher wiſſen Sie denn das? (Heiterkeit) 
Das iſt doch merkwürdig. 

Gem.-Nath Pr. Cueger: ... ... der das, was der Herr 
Referent geſagt hat, glauben möchte. 

Jetzt bitte ich, mit mir die Thatſachen etwas genauer zu 
verfolgen: 

Herr Dr. Scholz hat Samstag erklärt, dass er zu einem 
ſchweren Diphtheritisfalle gerufen worden iſt, und dafs er ſich 
damit etwas längere Zeit aufgehalten habe. Das war der Ent— 
ſchuldigungsgrund. Wie verhält es ſich, meine Herren? Am 18., 
d. i. Mittwoch der vorigen Woche, wird Dr. Scholz von der 
Dienſtgeberin der hier in Rede ſtehenden Köchin gerufen, weil die 
Köchin — glaube ich — Halsweh hatte. Angeblich conſtatierte 
Herr Dr. Scholz, wie er in feinem Schreiben jagt, Diphtheritis. 

Nun, meine Herren von der Majorität, glauben Sie nicht, 
daſs es Pflicht des Herrn Dr. Scholz geweſen wäre, von dieſem 
Diphtheritisfalle der Sanitätsbehörde Kenntnis zu geben? Glauben 
Sie nicht, dass es feine Pflicht geweſen wäre, ſofort oder binnen 
24 Stunden dies zu thun? Jeder von Ihnen muss mit Ja ant— 
worten. Das wäre ſeine Pflicht geweſen. Was thut Herr Dr. 
Scholz? Es vergeht der 18. — er zeigt nichts an; es vergeht 
der 19. — er zeigt nichts an; es vergeht der 20. — er zeigt 
nichts an. Da kommt der verhängnisvolle 21. Meine Herren! Das 
iſt in der Früh auch noch immer nicht angezeigt geweſen, da ſoll 
angeblich die Krankheit neu aufgetreten ſein. 

Meine Herren! Dieſes Mädchen oder ältere Mädchen — ich 
kenne es ja nicht — befindet ſich nicht vielleicht im Bette! Nein, 
ſie bewegt ſich frei in der Wohnung, ſie öffnet den Wohnungs— 
beſuchern die Thüre, kommt ihren häuslichen Obliegenheiten nach, 
verbreitet alſo die Diphtheritis in der unerhörteſten Weiſe; Herrn 
Dr. Scholz geniert das gar nicht! (Gelächter links.) 

Nachdem hier im Wiener Gemeinderathsſaale das unliebſame 
Ereignis eingetreten iſt, was geſchieht? Die Köchin, die ſich 
durchaus nicht ins Bett legen will, iſt natürlich am Samstag 
friſch und munter und öffnet den Beſuchern die Wohnungsthür. 
Herr Dr. Scholz geht ſofort nach Schluſs der Sitzung zu der 
Dienſtgeberin. 

Glauben Sie vielleicht, daſs Herr Dr. Scholz dem ſo ſchwer 
erkrankten Mädchen, welches an einer Necidive erkrankt iſt — das 
iſt ja die ſchwerſte Form; das wird Ihnen jeder Arzt ſagen — etwa 
ſagt: „Legen Sie ſich ſchleunigſt nieder, damit Sie geſund werden 
und die Krankheit nicht weiter verbreiten? Nein — die Köchin 
bleibt ruhig außer Bette und macht den Leuten, die da kommen, 
weiter die Thüre auf (Heiterkeit links) — ja die Diphtheritis wird 
mit einer Gemüthlichkeit behandelt, die geradezu ſtaunenerregend 
iſt. Nachdem jetzt erſt die Anzeige gemacht iſt, was geſchieht? Am 
23. erfolgt die Unterſuchung, und nun ſehen Sie, meine Herren, 
wie ſchnell die Heilung der Diphtheritis eines fo ſchweren Falles 
vor ſich gegangen iſt! Vom Samstag — ſo furchtbar hat er 
arbeiten müſſen! — bis Montag iſt die Köchin fo geſund, dafs 
der unterſuchende Arzt gar nicht mehr erkennt, ob das Diphtheritis 
war oder nicht! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Meine Herren! Der Stadtphyſicus⸗Stellvertreter ſelbſt erklärt, 
daſs das die Folge einer — Mandelentzündung — war, Dr. 
Scholz ſagt, das iſt Diphtheritis; die Mandelentzündung iſt 
Diphtheritis. 

Meine Herren! Solche Dinge kann man nur vom komiſchen 
Standpunkte aus betrachten. Es iſt zwar ein ſehr ernſter Hinter— 


grund in der Sache, allerdings nur dann, wenn Sie das Aus— 
bleiben für gerechtfertigt erklären. Es iſt geradezu unglaublich, 
meine Herren, daſs Herr Dr. Scholz eine derartige Behauptung 
in der Samstagſitzung hier vorgebracht hat. Noch unglaublicher 
iſt es aber, daſs der Herr Referent zur Überzeugung kommt, dajs 
die Wahrheit deſſen bewieſen worden iſt. Durch das, was uns hier 
vorliegt, iſt nach meiner innerſten Überzeugung vielmehr bewieſen, 
daſs Dr. Scholz ſich zum mindeſten im Zuſtande objectiver 
Unwahrheit befunden hat. Von Diphtheritis iſt keine Spur, und 
wenn es noch einen Beweis geben ſollte, der für mich ſpricht, 
ſind es die zwei Zeugniſſe, die da ausgeſtellt worden ſind. Denken 
Sie, er verheimlicht den beiden Damen, der Dienſtgeberin und der 
Köchin, den Zuſtand, er will ſie nicht erſchrecken, er ſagt darum 
nicht, es ſei Diphtheritis, und am 21. April auf einmal ſtellt die 
Frau, die Dienſtgeberin, welche ſeither Medicin ſtudiert hat 
(Heiterkeit links) und alle Ausdrücke genau kennt, ein Zeugnis 
aus, in dem ſie ſagt: „Dr. Scholz hat meine Köchin an 
Diphtheritis behandelt und hat an dem Tage eine längere Ope— 
ration oder ſonſt irgendetwas vorgenommen“, und die Köchin — 
man kann ja ſagen, wie ſie heißt, es iſt in der Zeitung ge— 
ſtanden — Marie Bartuſchek iſt auf einmal ſo geſcheit, dass 
ſie es auch weiß und — unglaublich — ſie ſtellt ein Zeugnis aus, 
dass er fie gebrannt hat, dafs er fie recidiv gefunden hat u. ſ. w. 

Hören Sie, meine Herren, wenn jemals die Unwahrheit der 
Ausrede bewieſen worden iſt, ſo iſt es in dem vorliegenden Falle; 
es iſt nur eine Ausrede und es wäre rühmlicher, ich könnte ſagen, 
männlicher, wenn man ſagen würde, er habe gemeint, die Wahl 
jet ſtatt um ½11 um 11 Uhr; aber mit fo etwas kommen, mit 
einem ſolchen Referate kommen und uns zuzumuthen, wir ſollen 
erklären, das Ausbleiben ſei durch einen hinreichenden Grund ent— 
ſchuldigt, uns zuzumuthen zu ſagen, daſs das, was Dr. Scholz 
erzählt hat, auf Wahrheit beruht, iſt eine Zumuthung, die man 
nur an Männer ſtellen kann, welche nicht fähig ſind, logiſch zu 
denken. (Sehr richtig! links.) 

Wer aus den gegebenen Thatſachen die richtige Schlufs- 
folgerung zieht, muss zu der vollen Überzeugung kommen, dass 
Dr. Scholz ſich im Zuſtande der objectiven Unwahrheit befunden 
hat, und ich könnte ihm nur, wenn ich ein Krankheitszeugnis aus— 
ſtellen würde, das Zeugnis ausſtellen, daſs ſich Dr. Scholz am 
21. d. M. bei der Gemeinderaths-Sitzung im Zuſtande der Sinnes- 
verwirrung befunden hat, in welchem Zuſtande er dieſe Ausrede 
gebrauchte. Aber etwas anderes könnte ich zu ſeiner Entſchuldigung 
nicht vorbringen. Übrigens ſteht es natürlich wieder bei Ihnen, 
ob Sie den Antrag des Stadtrathes zum Beſchluſſe erheben oder 
nicht. Wenn Sie es thun, dann rathe ich Ihnen, trachten Sie 
beim Landtage eine Anderung des betreffenden Geſetzes zu erwirken, 
welches folgendermaßen lauten ſollte: „Alle ſind mit dem Beiſatze 
einzuladen, daſs mindeſtens die Antiſemiten beſtimmt erſcheinen 
müſſen, widrigenfalls ſie des Mandates für verluſtig erklärt würden. 
(Heiterkeit links.) Bei den Liberalen iſt das nicht nothwendig, 
die können ausbleiben, wie ſie wollen.“ Wenn Sie eine ſolche 
Geſetzesänderung erwirken, können Sie den Antrag des Stadtrathes 
annehmen. Wenn Sie aber wahrheitsgemäß urtheilen werden, 
dann müſſen Sie ſagen, das, was Dr. Scholz vorgebracht hat, 
iſt nicht richtig. Das iſt keine genügende Entſchuldigung. Ich 
erlaube mir daher, folgenden Antrag zu unterbreiten: „Der Ge— 
meinderath erklärt, dafs das Ausbleiben des Gemeinderathes Dr. 
Scholz von der am 21. April d. J. anberaumten Gemeinde- 
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raths⸗Sitzung als nicht gerechtfertigt zu betrachten iſt.“ Meine 
Parteigenoſſen wenigſtens werden dafür ſtimmen. Wenn vielleicht 
in ſpäteren Zeiten irgendjemand die Gemeinderaths⸗-Protokolle 
durchſtöbern wird, ſo wird er ſagen müſſen, na, die Oppoſition 
hat ſich wenigſtens nicht zum beſten halten laſſen, die Oppoſition 
hat ſich wenigſtens ihren klaren Geiſt, ihre Einſicht und ihren 
Verſtand bewahrt und gefunden, daſs das, was ämtlich erhoben 
worden iſt, nur dafür ſpricht, dass keine Dipytheritis, ſondern eine 
einfache Mandelentzündung bei der betreffenden Köchin vorhanden 
war. Damit empfehle ich Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 
(Lebhafter Beifall links.) 

Gem.-Nath Jedliéka: Meine Herren! Ich hätte mich in 
dieſer Sache nicht zum Worte gemeldet, weil ich von der Be— 
handlung eines Kranken nichts verſtehe. Ich weiß, wenn mir der 
Kopf wehe thut, wenn ich nicht gehen kann, wenn mir der Fuß 
wehe thut, ſonſt weiß ich nichts. Aber eines kommt mir ſpaſſi 
vor bei der ganzen Geſchichte. Es iſt ein ſchwerer Fall von 
Diphtheritis, der Herr Doctor macht keine Anzeige. Dann iſt halt 
die Familie in dem Wahne, daſs es kein ſchwerer Fall iſt. Nachdem 
die Kranke recidiv geworden iſt — nach der Behauptung des Herrn 
Dr. Scholz mußs ſie früher ſchon beſſer geweſen fein, denn erſt, 
wenn eine Beſſerung geweſen iſt, kann eine Recidive kommen — 
muss die Geſchichte lange gedauert haben. Nachdem die Betreffende 
in der Küche herumgegangen iſt, weiß ich nicht, wie der Herr 
Dr. Scholz zu dieſer Quantität einer brandigen Maſſe gekommen 
iſt. Wenn das die Mandeln waren, ſo waren vielleicht Mandeln, 
welche für eine Torte gebrannt wurden, aber eine brandige Maſſe 


aus der Kehle einer Köchin herauszufinden, die den Leuten die 


Thüre aufmacht und zu einem Schuſtergeſellen geſagt hat: Wenn 
Sie es verſtehen, jo unterſuchen Sie mich. Das iſt ſpaſſig! 
Überhaupt iſt die Ausrede des Herrn Dr. Scholz, die von 
einem Manne gebraucht worden iſt, eine Ausrede eines zu ſpät 
in die Schule gekommenen Kindes, welches ſich beim Anmäuerln 
aufgehalten hat. Aber, wenn ein Mann, ein Arzt, ein Gemeinde— 
rath, mit einem ſolchen Pflanz kommt, eine ſolche Geschichte er— 
zählt, fo iſt das eine bemujste Unwahrheit, ſonſt gar nichts. 
Bürgermeiſter (unterbrechend): Herr Gemeinderath, ich mufg 
Ihnen die Verantwortung für ſolche Außerungen überlaſſen. 
Gem.⸗Nath Jedliéka: Das können Sie thun! 
Vürgermeiſter: Ich rathe Ihnen, lieber Ihre Ausdrücke 
zurückzuziehen. (Gem.⸗Rath Jedliéka macht einen Zwiſchenruf.) 
Das iſt nicht meine Sache, ich rathe Ihnen nur, ſich zu mäßigen. 
Gem.-Nath Jedlisla (fortfahren): Sie werden mir, Herr 
Bürgermeiſter, noch Verſchiedenes rathen, aber ich weiß nicht, ob 


ich folgen werde. (Heiterkeit. — Bürgermeiſter: Das iſt 


Ihre Sache!) Dieſer Gebrauch einer paſſenden Ausrede iſt ſo 
eine Geſchichte, die ſich meiner Anſicht nach im Gemeinderathe 
vererbt. Bei einer Gelegenheit hat uns der gottſelige Prix eine 
Unwahrheit geſagt, bei der Angelegenheit Stritzl, bei einer zweiten 
der jetzige Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, und jetzt kommt es 
auf die Gemeinderäthe. Aufwärts geht es nicht, denn Ober— 
Bürgermeiſter haben wir nicht. Ich bin neugierig, welche Unwahr— 
heiten uns in Zukunft andere Collegen erzählen werden. 

Wenn es ſich um einen ſo ſchweren Fall einer Entzündung ge— 
handelt hat, wäre es Pflicht des Herrn Doctors geweſen, die Anzeige 
zu erſtatten. Er iſt ja hier einer derjenigen Männer, die berufen 
ſind, alles, was die ſanitären Verhältniſſe betrifft, zu überwachen. 
Wenn im Gemeinderathe etwas vorkommt, was vielleicht nur ein 
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einzelner im Bezirke weiß, iſt es Pflicht des Gemeinderathes, 
hier die Anzeige zu machen. Der Mann unterläſst feine Pflicht 
und macht keine Anzeige. Weil es ſich um das Mandat eines 
Gemeinderathes handelt, gebraucht er eine ſolche Ausrede und 
Unwahrheit. Wer die Entſchuldigung des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Scholz anerkennt — ich mufs es ſagen — anerkennt be- 
wirst etwas Unwahres. 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Herr Gemeinderath! (Lebhafte 
Rufe links: Recht hat er!) Ich rufe Sie zur Ordnung! (Gem. 
Rath Jedliöéka: Meinetwegen dreimal!) Das iſt nicht zuläſſig, 
und ich rathe Ihnen, mäßigen Sie ſich; derlei Beſchuldigungen 
gehen nicht an. 

Gem.-Nath Jedlicka (fortfahrend): Ich muſs das, was ich 
davon halte, ſagen. Ich werde auch die Folgen davon tragen, nicht Sie, 
Herr Bürgermeiſter. Ich werde mir doch erlauben dürfen, einen Fall, 
der jo craſs iſt, wie er nicht craſſer gedacht werden kann, ſo zu 
beleuchten, wie er iſt. Und wenn Sie, Herr Bürgermeiſter, glauben, 
dafs man uns mit ſolchen Erzählungen abſpeiſen wird, wie fie 
die Majorität auftiſcht, ſind Sie auf dem Holzwege. Das werden 
wir nie annehmen, dafs ein Unrecht an uns begangen wird. Wäre 
es einer von den Unſeren geweſen, ſo hätte man das nicht ange— 
nommen. Weil es aber ein Liberaler iſt, geht alles durch. So 
zeigt ſich Ihre Gerechtigkeitsliebe. Einmal hat einer der Herren 
geſagt: Wir üben Gerechtigkeit! Iſt das Gerechtigkeit? Wenn Sie 
gerecht ſind als Vorſitzender, können Sie einen ſolchen Vorgang 
als Bürgermeiſter nicht dulden. Ich verwahre mich feierlichſt, dafs 
man einem ſolchen Antrage zuſtimmt. Geſchieht es aber, dann 
wird ſich die Majorität ſelbſt das Brandmal aufdrücken, dass fie 
der Unwahrheit zuſtimmt. Das mußs gejagt werden. 

Gem.-Nath Strobach: Ich möchte mir nur erlauben, auf 
merkſam zu machen, dafs es doch ſehr eigenthümlich iſt, wenn der 
Herr Referent ſagt, Herr Dr. Scholz habe ſeine Pflicht erfüllt. 
Wenn Herr Dr. Scholz zur Gemeinderaths-Sitzung gegangen 


wäre und hätte jemanden gefunden, der von der Tramway über— 


führt wurde oder dem ein Unfall auf der Straße zugeſtoßen war, 
ſo würden wir es ihm nicht verargen und geſagt haben, er hatte 
recht, er hat ſeine Schuldigkeit gethan. Da haben wir das Herz 
gewiſs am rechten Fleck; aber da die Frau ſelbſt erklärte, dass 
Herr Dr. Scholz am Samstag die Köchin beſuchte und Necidive 
conſtatierte, ſo war es nur eine grobe Pflichtverletzung, dass er 
nicht früher hingegangen iſt. Herr Gem.-Rath Dr. Rader, dem 
man das ſo übel genommen hat, wäre auch früher hingegangen. 

Ich erlaube mir noch darauf hinzuweiſen, dass ich in dieſem 
Monate Geſchworener war. Es war ein viertägiger Process in 
Ausſicht, aber ich habe rechtzeitig, acht Tage früher, bei der 
Staatsanwaltſchaft mich gemeldet und für dieſen Proceſs um 
Entſchuldigung gebeten, in der Überzeugung, dafs ich, obwohl ich 
nur einer ſtaatsbürgerlichen Pflicht nachgekommen wäre, wenn ich 
nicht da geweſen wäre, gewiſs meines Mandates verluſtig erklärt 
worden wäre. Das ganze Vorgehen des Herrn Dr. Scholz habe 
ich genau verfolgt. Herr Pribil ift ein ſehr intimer, guter 
Freund des Herrn Dr. Scholz. (Rufe links: Er iſt bei der 
Ausſtellungs⸗Commiſſion! Rufe: So! So!) Sie ſind ſehr gute 
Freunde zuſammen! (Unruhe rechts.) 

Vürgermeiſter: Aber fo laſſen Sie doch ſolche Bemerkungen! 
(Rufe links: Das mußs gejagt werden!) 

Gem.-Nath Strobach (fortfahrend): Ich glaube gerne, 
Herr Bürgermeiſter, daſs Ihnen das unangenehm iſt, aber die 
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Wahrheit mufs geſagt werden. Das dulden wir nicht, wir laſſen 


uns nicht zum beſten halten! 

Nachdem ich dafür ſorgen musste, dafs ich rechtzeitig wegkam, 
mufs auch ein anderer dafür ſorgen. 

Das ganze, was Herr Dr. Scholz vorgebracht hat, iſt 
weiter nichts als eine Irreführung des Gemeinderathes, und es 
wäre eine Schande, meine Herren, wenn Sie von Ihrer Seite 
(rechts) da hineinfallen und in dieſer Weiſe eine erwieſene 
Ungerechtigkeit beſtätigen würden. Nachdem, wie Herr Dr. Lueger 
ausgeführt hat, Samstag bis ¼4 Uhr keine Anzeige vorlag, dieſe 
dann erſt gemacht wurde, und erſt am 23. unterſucht wurde, ſo 
iſt das, was Herr Dr. Scholz geſagt hat, unbedingt eine 
Unwahrheit und eine Irreführung des Gemeinderathes, und ich 
bitte Sie daher, den Antrag des Stadtrathes abzulehnen. (Beifall 
links.) 

Gem. Nath Dr. Geßmann: Meine Herren, es iſt 
charakteriſtiſch für den ganzen Vorgang, dafs, wie es den Anſchein 
hat, niemand der Herren von jener Seite (rechts) ſich zur Sache 
zu melden wagt. Es mag ſein — es iſt das ja eine beliebte 
Praxis — dafs die Herren ſich gewiſſermaßen ſich das letzte Wort 
ſichern; aber das Gefühl müſſen Sie haben, dajs, wenn Sie das 
Statut ausführen wollen, es keine Frage ſein kann, dass Herr 
Dr. Scholz ſich gegen den betreffenden Paragraphen in eclatanter 
Weiſe vergangen hat! (So iſt es! links.) Ich gebe ſelbſt zu, dass 
dieſer Paragraph höchſt unnütz, unberechtigt, alles Mögliche iſt, 
aber Sie haben ihn ja hineingenommen, Sie haben ihn als Zucht— 
mittel gegen uns anwenden wollen (So iſt es! links), und Sie — 
verzeihen Sie mir den Ausdruck — haben die eiſerne Stirne, in 
dem Falle, wo er gegen Sie gemünzt wird, davon einfach abgehen 
zu wollen! (Große Unruhe rechts.) 

Mürgermeiſter: Aber ich bitte, Herr Gemeinderath! (Lärm 
links. — Gem.⸗Rath Dr. Geßmann ruft dazwiſchen.) Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Geßmann, ich rufe Sie zur Ordnung, erſtens, 
weil Sie ſo ſchreien; das iſt nicht nothwendig, gerade ein Mann 
in Ihrer Stellung ſollte ſich zu beherrſchen wiſſen und nicht in 


ſo leidenſchaftlicher Weiſe vorgehen; und dann bitte ich, die Herren 


von der Majorität nicht in ſolcher Weiſe zu beleidigen. (Gem. 
Rath Dr. Geßmann: Sie ſollen den Antrag ablehnen, daun 
nehme ich ſofort zurück!) Sie dulden derlei Beleidigungen auch 
nicht, und fie werden Ihnen auch nicht zugemuthet. (Gem. Rath 
Strobach: Wo bleibt Ihre Gerechtigkeitsliebe, Herr Bürger— 
meiſter?) Herr Gem.-Rath Strobach, Sie haben jetzt nicht 
das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Meine Herren! 
Die Dinge liegen fo, daſs man es mit einem Gewebe grober 
Unwahrheit hier zu thun hat. Die Sache iſt ſo: — ich glaube 
nicht irrig gehört zu haben — der Herr Referent hat aus dem 
Schreiben des Herrn Dr. Scholz verleſen, er hibe Samstag 
Diphtheritis conſtatiert, beziehungsweiſe die Mittheilung davon 
gemacht! Ich glaube mich nicht zu täuſchen, ſo war der Wortlaut; 
bis /11 oder 11 Uhr hat aber die Betreffende — weder Herr 
Pribil noch die kranke Perſon — irgendetwas von Diphtheritis 
gewuſst (So iſt es! links), ſie haben mit aller Entſchiedenheit 
das Vorhandenſein von Diphlheritis beſtritten. 

Nun frage ich Sie, meine Herren, wie kann man ſo etwas 
hineinſchreiben, nachdem der Beweis der Unwahrheit in ſolch 
eclatanter Weiſe erbracht worden iſt? 
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Meine Herren! Bevor Herr Dr. Scholz die Juformationen 
an die betreffende Patientin gegeben hat, haben beide, die es doch 
wiſſen muſsten, erklärt, es ſei ihnen von einem Diphtheritisfalle nicht 
das geringſte bekannt. 

Meine Herren! War ſchon die erſte Unwahrheit des Herrn 
Dr. Scholz ſehr zu bedauern, ſo iſt die zweite Unwahrheit, die 
er hier ſchriftlich niedergelegt hat, eine ſo wirklich verletzende, eine 
ſo empörende, daſs man keinen parlamentariſchen Ausdruck hat, 
darüber zu urtheilen. 

Meine Herren! Wenn Sie es wirklich offen ſagen würden: 
„Wir find die Majorität und ſanctionieren einfach den Beſchluss 
infolge unſerer Stimmenmehrheit.“ Ich ſchwöre Ihnen, wir werden 
nicht darüber erregt ſein. Sie haben die Macht und üben dieſe 
Macht brutal aus; wenigſtens iſt die Sache wahr und es iſt keine 
Heuchelei in der Geſchichte; aber ſo vorzugehen, noch einen ganzen 
Wahrheitsbeweis mit Acten, die einem ſelber bei der Beweisführung 
geradezu ins Geſicht ſchlagen, anzutreten, einen ſolchen Process 
hier einzuleiten. Das geht denn doch über das Maß des Erlaubten 
hinaus! (Beifall links.) 

Über die Details der Sache will ich nicht reden. Schauen 
Sie, wie dieſe Unwahrheit bei dem Kleinſten anfängt. Herr Dr. 
Scholz hat, wie Sie alle wiſſen und bezeugen müſſen, von einem 
ſchweren Diphtheritisfalle geſprochen. (Zuſtimmung links.) Im Pro— 
tokolle ſteht nichts. (Lebhafte Rufe links: Hört! Hört!) Iſt das 
ein Vorgehen? Mußs das geduldet werden, dajs in der Weiſe 
gegen die Wahrheit verſtoßen wird? (Lebhafte Zuſtimmung links. 
— Große Unruhe. — Bürgermeiſter gibt das Glockenzeichen.) 

Vürgermeiſter: Ich möchte doch bitten! Es iſt ja nicht noth⸗ 
wendig, dajs ſolche Beleidigungen fallen. (Rufe links: Das iſt 
keine Gerechtigkeit!) 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): ug iſt eine Ent⸗ 
rüſtung, die wirklich vom Herzen > Wenn man ſo ſyſtematiſch 
mit der Wahrheit umſpringt, da ſoll der Teufel ruhig Blut be— 
halten! 

NVürgermeiſter: Ich bitte, beherrſchen Sie ſich! Ich weiß 
nicht, wen Sie beſchuldigen. (Rufe links: Aber wir wiſſen es! 
Wir haben auch gehört, was geſagt worden iſt!) Sie müſſen ſich 
klarer ausſprechen! Eine ſolche Beſchuldigung mußs ich zurück— 
weiſen. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Da heißt es aus⸗ 
drücklich (liest): „Ich erlaube mir, der hochanſehnlichen Verſamm— 
lung zur Kenntnis zu bringen, dafs ich durch einen Krankheits— 
fall von Diphtheritis, den ich behandle, länger aufgehalten wurde“ 
— er hat aber ausdrücklich geſagt: „durch einen ſchweren 
Diphtheritisfall“. (Zuſtimmung links und Unruhe.) 

Es wird doch gewiſs hier niemand auftreten, der leugnen 
wollte, das Dr. Scholz nicht von einem ſchweren Diphtheritis— 
falle geſprochen hat. (Pauſe.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte, fahren Sie fort, Herr Gemeinde— 
rath, Sie ſehen, Sie haben gar keinen Widerſpruch von dieſer 
Seite (rechts), behaupten Sie, was Sie Ihrerſeits für entſprechend 
und nothwendig erachten; vorläufig ſehen Sie, dals ſich Ihnen 
niemand entgegenſtellt; es iſt alſo kein Anlass, ſich aufzuregen. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Ich bin nur auf 
eines neugierig. Es beſteht eine ausdrückliche Norm, das contagiöſe 
Krankheiten binnen einer gewiſſen Friſt, die im vorliegenden Falle 
eclatant überſchritten iſt, zur Anzeige gebracht werden müſſen. Ich 
bin neugierig, ob da die betreffende Strafſanction eintreten wird. 
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Das wäre das allermindeſte. Es wird ſich Dr. Scholz zwar 
nichts darausmachen, aber man muss — wie es ſcheint — dieſen 
Pflanz — dieſer Ausdruck iſt vollſtändig berechtigt, in dieſem 
Falle wenigſtens — bis zur äußerſten Conſequenz durchführen und 
nicht mitten drin ſtehen bleiben; man müßs ſich auf dieſe Weiſe 
ſelbſt officiell eine Unwahrheit beſtätigen laſſen. (Unruhe) 

Vürgermeiſter: Ich weiß nicht, von wem ſoll eine Unwahr⸗ 
heit officiell beſtätigt worden ſein? 

Gem.-⸗Nath Dr. Geßmann: Die wird dann beſtätigt, wenn 
Dr. Scholz wegen der unterlaſſenen Meldung zur Rechenſchaft 
gezogen wird. 

Bürgermeiſter: Das entzieht ſich ja jeder Berathung, das 
wiſſen Sie ja nicht. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann: Ich möchte nur das eine 
bemerken. Es iſt ja ganz nebenſächlich; aber als ſeinerzeit der 
Landtagsabgeordnete Schneider in ſeiner Familie einen Diphthe— 
ritisfall hatte, iſt ihm amtlich verboten worden, im Landtage zu 
erſcheinen. So war es auch bei derartigen Fällen bei den Collegen 
Steiner und Jedliöôka. Es iſt merkwürdig, wenn es ſich um 
die von Herrn Dr. Scholz behandelte Köchin dreht, dann iſt die 
Diphtheritis abſolut ungefährlich, dann kann die machen und thun, 
was fie will. Merkwürdig iſt, dass die Schweſter der Betreffenden 
an demſelben Tage in der Früh zur Hausmeiſterin erklärt hat: 
„O, meine Schweſter iſt ſchon vollſtändig geſund, ſie fühlt ſich 
vollſtändig wohl.“ Wenn man dergleichen Dinge macht, möchte ich 
ſowohl Herrn Dr. Scholz als dem verehrten Herrn Referenten den 
Rath geben, die Sache ein bischen geſchickter zu machen. Und wenn 
dies nicht geht, was ich ja dem verehrten Herrn Referenten zugebe, 
ſo möge mir der hochverehrte Herr Referent auch eines verzeihen. 
Wenn er nicht imſtande iſt, das zu rechtfertigen, dann iſt es eine 
grobe Verletzung der ihm obliegenden Pflichten, wenn er ſagt, die 
Darſtellung ſei eine vollſtändig wahrheitsgemäße. 

Das darf er nicht ſagen und dadurch wird die gerechte Ent— 
rüſtung hervorgerufen. Wir haben wirklich die Abſicht gehabt, die 
Verhandlungen hier ruhiger zu geſtalten, ein Zuſammengehen 
herbeizuführen. Wenn aber die Dinge fo fortgehen, dass Sie bei 
jeder Gelegenheit das Statut, die Geſchäftsordnung, das Geſetz 
einfach in parteiiſchein Sinne mit Füßen treten, dann dürfen Sie 
ſich nicht wundern, wenn wir die Geduld verlieren. Wir wären 
gewiſs dafür, dass eine ruhige conciliante Berathung ſtattfinde. 

Sie müſſen ja ſelbſt das Gefühl haben, dafs Sie vor der 
Bevölkerung in dem allereigenthümlichſten Lichte ſich hinſtellen. 

Da können Ihre Blätter den nächſten Tag von Scandalreden 
und die bekannten Beſchimpfungen vorbringen, was Sie wollen 
— die Bevölkerung weiß es. Die Bevölkerung weiß, dafs hier ein 
grobes Unrecht begangen wird; die gröbſte Leugnung der Wahrheit, 
die man ſich denken kann, wird bisher verſucht und wahrſcheinlich 
auch durchgeführt werden. Entſcheiden ſich dann die Herren, wie 
ſie wollen — die Conſequenzen haben fie ſelbſt zu tragen. (Xeb- 
hafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Gem.⸗Nath Dr. Nader: Meine Herren! Wenn es ſich in 
dem vorliegenden Falle um den Zuſtand einer Krankheit handeln 
würde, welcher ſpäter ſchwer zu entſcheiden wäre, aus deſſen weiteren 
Conſequenzen es ſchwer zu erſehen wäre, ob es ſich thatſächlich 
um Diphtheritis gehandelt hat, jo würde ich ſelbſt in dieſem Falle 
das, was ich neulich geſagt habe, voll aufrecht erhalten. Ich habe 
aus der Art und Weiſe, wie Collega Dr. Scholz ſeine Ent— 
ſchuldigung vorgebracht hat, ſofort erſehen müſſen, dass feine Ent- 
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ſchuldigung hinfällig iſt. Ich werde mich auch heute vollſtändig 
auf den Standpunkt ftellen, dass es ſich in dem vorliegenden Falle 
um eine Diphtheritis nicht gehandelt hat. Ich will mich in einen 
wiſſenſchaftlichen Streit mit der vielmals berührten Köchin 
Bartuſchek oder mit ihrer Dienſtgeberin ſelbſtverſtändlich nicht 
einlaſſen. Aus den Angaben des ſtädtiſchen Arztes ſowohl als aus 
den Angaben des Vertreters des Stadtphyſikates iſt ja mit evidenter 
Sicherheit zu erſehen, dass es ſich in dem vorliegenden Falle um 
eine Diphtheritis unter gar keinen Umſtänden gehandelt haben 
konnte. Es wäre, wie ja auch von dem Herrn Vorredner berührt 
wurde, die Pflicht des Herrn Dr. Scholz geweſen, ſofort die 
Angehörigen aufmerkſam zu machen: In Ihrem Hauſe iſt ein Fall 
von Diphtheritis. Ich mußs, wenn das auch nicht collegial klingt, 
den Herrn Dr. Scholz angreifen und jagen, daſs er diesbezüglich 
einen großen Fehler gemacht hat. Am wenigſten geziemt es einem 
Mitgliede des Wiener Gemeinderathes, der auch Medicinae-Doctor 
iſt, eine derartige Pflichtverletzung ſich zuſchulden kommen zu 
laſſen, das werden Sie mir zugeben. (Zuſtimmung links.) 

Nun werde ich mich, bevor ich auf die vielmals berührte 
Köchin zu ſprechen komme, gegen etwas verwahren, was mir neulich 
geſagt wurde. Es wurde mir der Vorwurf gemacht, dafs ich un— 
collegial ſei. 

Im Wiener Gemeinderathe kenne ich niemand anderen als 
Mitglieder des Wiener Gemeinderathes, und ob der Betreffende 
nun ein Gewerbetreibender, ein Techniker, ein Advocat, ein Hof— 
rath oder gar ein Tapetenhändler iſt, iſt für mich vollſtändig 
gleichgiltig — er iſt Mitglied des Gemeinderathes und ich werde 
jedem einzelnen die ihm gebürende Achtung nie verſagen; allerdings 
iſt auch von Seite der Majorität dieſer Standpunkt zu wieder— 
holtenmalen betont, aber in ſehr ſeltenen Fällen eingehalten worden. 
Auch ich bin überzeugt, dass es ſehr viele Mitglieder in der 
Majorität gibt, die fo menſchenfreundlich denken, daſs es ihnen 
am allerliebſten wäre, wenn uns eines ſchönen Tages der Teufel 
holen und in der Luft zerreißen würde. 

Jetzt, meine Herren, komme ich auf das zurück, was ich ur— 
ſprünglich geſagt habe. Von mir wurde aus dem Grunde die 
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geſehen, weil nach meiner Meinung, ſelbſt bei dem ſchwerſten Falle 
von Diphtheritis, in der Privatpraxis ein ſo langes Verweilen, 
das ihn abhalten würde, zur Stadtrathswahl zu kommen, nicht 
nothwendig iſt. In Wien liegen die Verhältniſſe ganz anders als 
am Lande. Ich war auch vier Jahre am Lande und weiß, daßs 
es dort viel ſchwerer iſt, die ärztliche Praxis auszuüben, als in 
Wien. 

Wenn es ſich hier um einen ſchweren Diphtheritisfall handelt, 
wo der betreffenden Köchin das Leben zu retten iſt, dann iſt es 
wohl eine ſchwierige Sache. Dann ſagt man der Betreffenden: 
Gehen Sie ins Spital hinein — wenigſtens dann, wenn fie nicht 
in fo günſtigen Verhältniſſen iſt, dafs fie einen tüchtigen Special— 
arzt zurathe ziehen kann, und laſſen Sie ſich einer Operation 
unterziehen. Aber in dieſem Falle hat es ſich nicht um einen 
operativen Eingriff gehandelt. 

Kein praktiſcher Arzt in Wien würde, wenn er zu einem 
ſolchen Falle der Diphtheritis gerufen würde, ſelbſt einen ſolchen 
operativen Eingriff vornehmen. Das gibt es einfach nicht und ich 
weiß keinen Fall, wo ein Arzt allein dies auszuführen imſtande iſt. 

Es wurde mir der Vorwurf gemacht, daßs ich das Gemeinde— 
raths⸗Mandat höher ſtelle als die Berufspflicht eines Arztes. 
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Meine Herren, das iſt vollſtändig unrichtig. Ich weiß, was die 
Pflicht eines Arztes iſt, und wenn ich zu einem ähnlichen Falle 
gerufen würde, wo durch mein Eingreifen — ſagen wir z. B. bei 
einer Verblutung oder dergleichen — ein Leben gerettet würde, 
würde ich abſolut nicht im Zweifel ſein und ganz gewiſs den 
Krankenbeſuch machen und nicht in den Wiener Gemeinderath zur 
Stadtrathswahl kommen, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil es 
mir ſcheint, daſs ein Menſchenleben viel mehr wert iſt als die 
ganze Inſtitution des Stadtrathes, der bekanntlich nichts wert iſt. 

Bürgermeiſter: Aber, Herr Gemeinderath ... 

Gem.-Nath Dr. Nader (fortfahrend): Ich will Sie nicht 
länger aufhalten. Es iſt vollſtändig klar, daſs es ſich in dem 
betreffenden Falle um einen Diphtheritisfall unter keinen Umſtänden 
gehandelt hat. Aus dieſem Grunde iſt es auch ſelbſtverſtändlich, 
dafs jedes die Wahrheit liebende Mitglied des Wiener Gemeinde— 
vathes und jedes denkende Mitglied des Wiener Gemeinderathes 
vollſtändig überzeugt fein muss, dafs die Ausſage des Herrn Dr. 
Scholz völlig wertlos iſt. Jedes einzelne Mitglied des Wiener 
Gemeinderathes, das denkt und die Wahrheit liebt, wird dement— 
ſprechend auch dem Antrage des Herrn Referenten nicht zuſtimmen 
können. Aber eines möchte ich Ihnen ſagen, meine Herren, es freut 
mich ſehr, daſs Herrn Dr. Scholz dieſe Lection ertheilt wurde, 
weil dieſer außerordentliche menſchenfreundliche Arzt in irgend— 
einer liebenswürdigen Anwandlung die Güte hatte, an die Oppo— 
ſition des Wiener Gemein derathes die ebenſo ſinnige wie höfliche 
Aufforderung ergehen zu laſſen, ſie möge das Maul halten. (Bei— 
fall links.) 

Gem.-Rath Gerhardus (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Fünf Herren von der anderen (linken) Seite haben heute 
geſprochen und ich kann conſtatieren, daſs alle miteinander das— 
ſelbe geſagt haben. (Ruf links: Reden Sie!) Das geht Sie nichts 
an! (Gem.⸗Rath Jedliôöka: Sie auch nicht! Er ſoll uns keine 
Belehrung geben!) 

NVürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Jedliöka! Halten Sie 
doch Ruhe; Sie müſſen doch begreifen, dass das nicht zuläſſig iſt. 

Gem.-Nath Gerhardus (fortfahrend): Die Argumente, die 
gegen die Anträge des Referenten vorgebracht wurden, ſind voll— 
ſtändig erſchöpft, und ich ſtelle den Antrag auf Schluss der De— 
batte. (Lebhaftes Gelächter links.) 

Nürgermeiſter: Die Herren, welche mit Schlufs der Debatte 
einverſtanden ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt 
die Majorität. — Angenommen. 

Es ſind noch eingetragen die Herren Gem.-Räthe Steiner, 
Dr. Nechansky, Frauenberger, Schneeweiß, Dr. 
Lueger, Dr. Geßmann, Weitmann, Dr. Stern, Dr. 
Klotzberg. 

Gem.⸗Rath Dr. Mittler: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung. (Gelächter links. — Rufe links: Hört! General— 
redner!) | 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Stehlik! Rufen Sie 
nicht immer dazwiſchen, Sie haben nicht das Wort! 

Gem.⸗Rath Dr. Mittler (zur Geſchäftsordnung): Es find 
noch zehn oder elf Redner zu dieſem Gegenſtande zum Worte ge— 
meldet. Es kann doch nicht behauptet werden, dass dieſe Ange— 
legenheit derart im Intereſſe der Bevölkerung gelegen iſt (Rufe 
links: O ja, der Wahrheit!), dass wir uns mit derſelben länger 
beſchäftigen ſollen. 
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Wir haben nicht nur von unſerer Wählerſchaft, ſondern auch 
von anderer Seite den Ruf gehört, daſs wir mehr arbeiten und 
weniger reden ſollen. Ich beantrage, zu dieſem Zwecke General- 
redner zu wählen, damit der beiderſeitige Standpunkt hervorgehoben 
werde. Das wird wohl genügen. 

Vürgermeiſter: Es wird die Wahl von Generalrednern 
beantragt. Jene Herren, welche den Antrag annehmen, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Majorität. (Rufe 
links: Das iſt nicht richtig!) Haben Sie Zweifel? (Rufe links: 
Jawohl!) Dann bitte ich die Herren, welche für die Wahl von 
Generalrednern ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es ſind 50 Stim— 
men dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Es ſind 36 Stimmen dagegen. Der Antrag iſt mit 50 gegen 
36 Stimmen angenommen. 

(über Aufruf erklären ſich contra die Gem.⸗Räthe Steiner, 
Schneeweiß, Dr. Lueger, Dr. Geßmann und Weit— 
mann; pro die Gem.⸗Räthe Dr. Nechansky, Frauenberger, 
Dr. Stern und Dr. Klotzberg.) 

Ich bitte, zur Wahl von Generalrednern zu ſchreiten. (Nach 
einer Pauſet) Zum Generalredner contra iſt Herr Gem.⸗Rath 
Steiner gewählt, zum Generalredner pro Herr Gem.-Rath 
Frauenberger. Herr Gem.-Rath Frauenberger hat das 
Wort. 

Gem. -»Rath Frauenberger (Generalredner pro): Meine 
Herren! Ich erkläre, das ich mich auf alles, was hier von dieſer 
Seite (links) bezüglich dieſer ſchweren Erkrankung vorgebracht 
wurde, nicht einlaſſe, und ich erkläre Folgendes: Ich unterſuche 
nicht, ob es ein ſchwerer Diphtheritisfall oder überhaupt ein 
Diphtheritisfall war, der den Collegen Dr. Scholz verhindert 
hat, in der Sitzung rechtzeitig zu erſcheinen. Für mich und für 
unſere Partei ſteht in dieſer Sache Folgendes feſt. Es iſt eine 
Thatſache, daſs Dr. Scholz wirklich in Ausübung feines ärzt— 
lichen Berufes (Gelächter links) ſich befunden hat. Die Unter— 
ſuchungen, welche Sie angeſtellt haben, haben dargethan, daßs 
Dr. Scholz thatſächlich bei dieſer kranken Perſon war. (Rufe 
links: Bei der geſunden!) Er war alſo in Ausübung ſeines ärzt— 
lichen Berufes. Herr Dr. Scholz hat ſich verſpätet, er hat 
aber den guten Willen gehabt, hier zu erſcheinen und er iſt auch 
erſchienen, und das, meine Herren, iſt für uns maßgebend. 

Aus dieſem Grunde entſchuldigen wir ſein Ausbleiben. Was 
Sie (zur linken Seite gewendet) uns alles erzählt haben, darauf laſſe 
ich mich gar nicht ein. (Gelächter und Rufe links: Weil es die 
Wahrheit iſt!) Ich erkläre nur noch Folgendes: Ihr heutiges 
Auftreten, meine Herren, indem Sie ſich wegen dieſer winzigen 
Angelegenheit ſo erhitzen (Lebhafter Widerſpruch links), als ob es 
ſich um eine Staatsaffaire handeln würde, dieſes Ihr Auftreten 
freut mich, denn dieſes Ihr Auftreten wird wahrſcheinlich den 
Herrn Bürgermeiſter doch zur Einſicht gelangen laſſen, dass es 
unmöglich iſt, mit Ihnen auf gutem Fuße zu bleiben. (Lebhafter 
Widerſpruch, Unruhe und zahlreiche unverſtändliche Zwiſchenrufe 
links.) Ich bitte, das zu wiederholen. (Andauernder Lärm links.) 
Ich erkläre nunmehr, dass ich jedes Schimpfwort, welches Sie 
hieherrufen, mit Entrüſtung zurückweiſe, ich ſage Ihnen aber auch, 
dals ich deshalb doch nicht zum Gerichte laufen werde. (Lebhafte 
Unruhe. — Der Bürgermeiſter gibt das Glockenzeichen.) 

Gem.-Nath Steiner (Generalredner contra): Es hat Herr 
Gem.⸗Rath Gerhardus in der Begründung ſeines Antrages auf 
Schluſs der Debatte bemerkt, es kämen keine neuen Momente mehr 
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vor. Nun, ich werde mir erlauben, einige ſolche anzuführen, mußs 
aber den Herrn Bürgermeiſter bitten, wenn er den Vorſitz führt, 
auch objectiv zu ſein. 

Der Herr Bürgermeiſter hat Herrn Gem.⸗Rath Dr. Geßmann 
erinnert, er möge ſich nicht aufregen, und gerade jetzt hat Herr 
Gem.⸗Rath Frauenberger wie wüthend um ſich geſchlagen 
und ſich ereifert, und der Bürgermeiſter Dr. Grübl hat darüber 
kein Wort verloren. (Zuſtimmung links.) 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, es iſt in der Rede 
des Herrn Gem.⸗Rathes Frauenberger nicht ein einziges Wort 
vorgekommen, wodurch irgendjemandem in der Verſammlung nahe— 
getreten worden wäre, und deshalb hatte ich keine Veranlaſſung, 
ihn zu unterbrechen. (Große Unruhe links. — Zwiſchenrufe links.) 
Ich bitte, mäßigen Sie ſich, Sie haben jetzt nicht das Wort. 

Gem.⸗RNath Steiner (Fortfahrend): Herr Gem.-Rath 
Frauenberger hat ſoeben erklärt, er laſſe ſich nicht darauf 
ein, ob ein ſchwerer oder leichter Diphtheritisfall vorliege. Aber, 
Herr Collega, Sie haben doch gehört, dass es gar kein Diphthe— 
ritisfall iſt! Auf welche Argumente wollen Sie ſich dann überhaupt 
einlaſſen? Es hat Herr Dr. Scholz ja am Freitag ſchon von 
der Erkrankung gewuſst. Warum iſt er denn nicht früher hin— 
gegangen, um ſeiner Pflicht nachzukommen? Womit entſchuldigen 
Sie dies? (Beifall links.) Herr Dr. Scholz war weiters um 
10 Uhr bei der Kranken und um ½11 Uhr im Gemeinderathe, 
und nun geſtatten Sie mir die Frage: Es wurde gelegentlich einer 
Erkrankung in der Familie des Herrn Abgeordneten Schneider 
im n.⸗ö. Landtage veranlaſst, dafs derſelbe ſich ſofort nach Haufe 
begebe, und ein analoger Fall war auch bei Herrn Gem. Rath 
Jedliôka, der hier ſchon im Sprechzimmer anweſend war und 
nach Haufe gehen muſste. Bei mir war es auch jo. Nun frage ich 
den Herrn Bürgermeiſter: Herr Dr. Scholz konnte ja nicht, wie 
es das Geſetz vorſchreibt, die Kleider wechſeln oder baden, bevor 
er hieher kam. Alſo hier liegt die zweite Pflichtverletzung als 
Arzt vor. 

Ich bin nicht ſein Nachbar, aber dort (rechts) ſitzen auch 
Familienväter, welche dadurch in Gefahr kommen könnten. (Rufe: 
Richtig!) Weiters wuſste Herr Dr. Scholz ſchon am Mittwoch von 
dieſer Diphtheritis und ebenſo am Donnerstag, und am Freitag 
gieng Herr Dr. Scholz in die Ausſtellung, wo er ſich am 
Bankette und allem Möglichen betheiligte. (Hört! Hört! links.) 

Ja, gilt für Herrn Dr. Scholz als Arzt nicht dieſelbe Vor— 
ſchrift wie für jeden anderen Bürger, gilt nicht das gleiche Recht 
für alle? Es wurde auch von Toaſten und allem Möglichen ge— 
ſchrieben; alſo trotz dieſes Falles gieng Herr Dr. Scholz in die 
Ausſtellung! 

Meine Herren! In den Blättern ſtand geſchrieben, daſs dieſe 
Sache von uns aufgebauſcht werden würde, weil Herr Dr. Scholz 
ein ſchneidiger Vertreter ſei (Rufe links: So, fo!), fo ſchrieb die 
angeblich „Deutſche Zeitung“! Nun, was die Schneidigkeit betrifft, 
fo iſt er nur in Zwiſchenrufen ſchneidig, aber für dieſe müsste man 
einem akademiſch gebildeten Gemeinderathe doch Knigges Um— 
gangsformen empfehlen, wenn er in den Debatten im Gemeinde— 
rathe ſchneidig ſein will. 

Es wurde weiters geſchrieben, wir hätten gleich während der 
Sitzung einen unſerer Agitatoren hingeſchickt, um uns zu über— 
zeugen und um dann verrohend aufzutreten ꝛc. Meine Herren, 
glauben Sie denn, wir laſſen uns noch lange zum beſten halten, 
wir ſind nicht ſo vorſichtig geworden, um zu wiſſen, dafs die 
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Wahrheit hier nicht klargeſtellt wird? Ich weiſe auf das ſteno⸗ 
graphiſche Protokoll hin. (Große Unruhe rechts.) 

Vürgermeiſter: Ich mufs dieſen Ausdruck zurückweiſen. 

Gem. Nath Steiner (fortfahrend): Das ſtenographiſche 
Protokoll iſt nicht richtig, ich habe mir ſämmtliche Abendblätter 
gekauft, das „Extrablatt“ hat ſogar geſchrieben, Herr Dr. Scholz 
wäre bei einem ſchwerkranken Kinde geweſen, das an Diphtheritis 
erkrankt war! (Rufe links: Das hat er auch geſagt!) Herr Dr. 
Geßmann hat gemeint: Sie haben ſich dagegen aufgehalten, 
daſs man in die Wahrheit der Liberalen Zweifel ſetze, und dies 
wurde auch vom Vorſitzenden gerügt. Sehen Sie, ich zweifle nicht 
daran; ſeit der Zeit, dafs ich der liberalen Partei als Gegner 
gegenüberſtehe, hat ſich mir die Überzeugung aufgedrungen, daſs, 
wenn ein Liberaler die Unwahrheit ſagt, er gar nicht mehr weiß, 
daj8 er fie ſpricht. (Großer Lärm rechts.) 

Bürgermeiſter: Herr Gemeinderath! Ich erſuche Sie 
(Stürmiſche Unterbrechung links), halten Sie ſich an den Gegen— 
ſtand! Wegen dieſer Außerung rufe ich Sie zur Ordnung. (Gem. 
Rath Dr. Klotzberg: Das ſind Pauſchalverdächtigungen ſonder— 
gleichen!) 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Es wurde vom Herrn 
Gem.⸗Rathe Frauenberger immer von Klagen geſprochen. 
Glauben Sie, dass wir im Zweifel find und dafs wir nicht wiſſen, 
daſs Sie immer beim Staatsanwalte, wie in der bekannten Tullner— 
Affaire, antichambrieren? 

Das wiſſen wir ganz gut. (Rufe: Zehnmal waren Sie dort!) 
Sie, Herr Dr. Nechansky, als Führer des Fortſchrittsclubs haben 
gelegentlich der Wahl des Bürgermeiſters viel von Offenheit und 
Wahrheit geſprochen. Herr Dr. Nechansky, wollen Sie dies 
auch bei dieſem Referate aufrechthalten? Nein! Das geht nicht. 
Die Deviſe der liberalen Partei iſt keine Offenheit und Wahrheit, 
ſondern Hinterhältigkeit und Unwahrheit. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatſchen links.) 

Vürgermeiſter: Ich rufe Sie neuerdings zur Ordnung. 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Sie haben in 
einer langen Debatte ſich ſehr viel mit der Frage beſchäftigt, ob im 
vorliegenden Falle es ſich wirklich um die Behandlung einer Diphthe— 
ritiskranken gehandelt hat. In dieſer Richtung wurden Zweifel an 
der Angabe des Herrn Dr. Scholz laut. 

Nun, meine Herren! Ich bin kein Arzt, infolge deſſen in dieſer 
Angelegenheit nicht Fachmann und ich will mich daher in die 
Details des Vorgebrachten nicht einlaſſen. Eines aber erlaube ich 
mir denn doch Ihrer Erwägung anheimzugeben. 

Wenn Herr Gem.⸗Rath Dr. Lue ger ſich gar jo arg darüber 
ſcandaliſiert hat (Lärm links. — Rufe: Was? Scandaliſiert?), dais 
die Krankheit einen jo kurzen Verlauf genommen hat, daßs dieſelbe 
Perſon am 23. wieder hergeſtellt geweſen ſei, ſo mache ich doch auf— 
merkſam, dafs nach dem Berichte des ſtädtiſchen Arztes erſtens die 
Perſon noch nicht als hergeſtellt und geneſen erklärt werden konnte, 
und dafs weiters die Diphtheritis eine ſolche Krankheit iſt, die 
allerdings erfahrungsmäßig einen raſchen Verlauf nimmt und in 
der Regel in drei Tagen eine Entſcheidung herbeiführt. Es iſt 
daher nicht etwas ſo Außerordentliches, wenn dieſe Perſon am 23. 
wirklich, was übrigens gar nicht der Fall geweſen iſt, ſchon geneſen 
geweſen wäre. 

Das kann alſo doch kein Beweis dafür ſein, dafs es ſich hier 
nicht um einen Diphtheritisfall gehandelt hat. 
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Gem.⸗Rath Dr. Lueger meint, es ſei lediglich eine Mandel— 
entzündung vom ſtädtiſchen Arzte conſtatiert worden. Nun, meine 
Herren, die Diphtheritis iſt auch nur ein Fall der Mandelent— 
zündung. (Gelächter links. — Rufe: Aber Dr. Vogler! Armer 
Vogler!) | 

Es iſt mindeſtens keine Diphtheritis möglich ohne Mandel: 
entzündung, die iſt die Vorausſetzung der Diphtheritis. Ich will 
mich übrigens, ſehr geehrte Herren, in dieſes Mediciniſche ja nicht 
einlaſſen, weil das für mich vollkommen Nebenſache iſt. Für mich 
liegt der Fall einfach jo: War Herr Gem.⸗Rath Dr. Scholz an 
dieſem Samstag vormittags durch die Ausübung des ärztlichen 
Berufes verhindert, rechtzeitig zu erſcheinen? (Gem.-Rath Sebaſtian 
Grünbeck: Nein! — Bürgermeifter: Herr Gem. -Rath 
Grünbeck, Sie haben nicht das Wort.) Ob der Fall Diphthe- 
ritis war oder nicht, iſt vollkommen gleichgiltig, das eine iſt 
aber wahr, und in dieſer Beziehung liegen die Beweiſe hier in 
den Acten, daſs Gem.-Rath Dr. Scholz an dieſem Tage den 
Beſuch, von welchem er in derſelben Gemeinderaths-Sitzung ſofort 
Mittheilung gemacht, thatſächlich gemacht hat, und es iſt daher 
auch erwieſen, dafs er durch die Ausübung des ärztlichen Berufes 
an dem rechtzeitigen Erſcheinen verhindert geweſen iſt. 

Das iſt aber an und für ſich eine genügende Entſchuldigung. 
(Rufe links: Nein!) 

Dieſe Ausübung des ärztlichen Berufes, mag er welche 
Krankheit immer behandelt haben, iſt eine genügende Entſchuldigung 
für ſein Ausbleiben. Bei dieſer meiner Meinung beharre ich. 

Es iſt von Seite mancher der Herren Redner in einer ganz 
unqualificierbaren Weiſe losgezogen worden gegen alle diejenigen, 
welche der Meinung des Stadtrathes ſind, beziehungsweiſe für 
dieſen Antrag hier eintreten. Ich kann nur für meine Perſon be— 
merken, dass ich mit voller Objectivität und Unbefangenheit dieſes 
Referat heute vormittags übernommen, ſtudiert und erſtattet habe, 
und dals ich mit voller Unbefangenheit und Objectivität den 
Antrag mir zu ſtellen und zu vertreten erlaubt habe, den ich auch 
hier vertrete. 

Es iſt uns der Vorwurf gemacht worden, dass ein angeb— 
liches Zuchtmittel, welches dieſe Seite des Hauſes angeblich in das 
neue Gemeindeſtatut eingeführt hat, hier nicht zur Anwendung 
gebracht werden ſoll. Ich muss dem gegenüber conftatieren, dass 
§ 22 in der Form, wie er formuliert worden iſt, vor allen Dingen 
nicht vom Gemeinderathe, ſondern von anderer Seite formuliert worden 
iſt, das aber von einem „Zuchtmittel“ bei dieſem Paragraphen nicht 
die Rede war, nicht die Rede ſein konnte und auch bei Erlaſſung 
dieſes Geſetzes nicht daran gedacht wurde, ſondern daſs man durch 
dieſe Clauſel, die in das Geſetz aufgenommen wurde, lediglich die 
Wahl ſicherſtellen und ermöglichen wollte, daſs die Wahl des 
Bürgermeiſters, Vice-Bürgermeiſters oder Stadtrathes nicht durch 
die Abſentierung einer entſprechenden Anzahl von Gemeinderäthen 
vereitelt werde. Deshalb iſt dieſer Paragraph ganz offenkundig in 
das Geſetz gekommen. Es ſind alſo anderweitige Unterſchiebungen 
in dieſer Richtung ganz gewijs nicht zuläſſig. 

Dem Herrn Dr. Geßmann will ich ohneweiters zugeben, 
daſs Herr Dr. Scholz nach meiner Erinnerung von einem 
ſchweren Diphtheritisfalle geſprochen hat, was aber, wie geſagt, voll— 
kommen gleichgiltig iſt. 

Andererſeits aber möchte ich gegenüber dem Herrn Gem.“ 
Rathe Steiner erklären, dass wieder meiner Erinnerung nach 
Herr Dr. Scholz von der Erkrankung eines Kindes nicht ge— 
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ſprochen hat (Rufe links: Nein!), ſondern nur nur davon, daſßs 
er bei einem Diphtheritiskranken war. 

Es iſt von Seite des Herrn Dr. Geßmann geſagt worden, 
daſs eine Schweſter der betreffenden Erkrankten ſich an demſelben 
Tage geäußert habe, die Schweſter ſei ſchon vollkommen geſund, und 
eine andere Frau ſoll auch in dieſem Sinne geſprochen haben. 
Alle dieſe Außerungen, die wir nicht conſtatieren können, denn wir 
haben keine Kundſchafter ausgeſendet, würden doch nur beweiſen, 
dass dieſe Perſon doch thatſächlich krank geweſen iſt (Gelächter 
links) und würden für den vorliegenden Fall ganz gewijs nichts 
beweiſen. 

Es iſt auch von Seite des Herrn Collegen Dr. Geßmann 
erklärt worden, dafs, wenn es ſich um einen Mann Ihrer Seite 
handeln würde, nicht im gleichen Sinne vorgegangen werden 
würde, und Herr Gem.-Rath Strobach hat insbeſondere 
bemerkt, dajs, wenn er als Entſchuldigungsgrund angeführt hätte, 
er ſei als Geſchworener ausgelost worden, er heute ſein Mandat 
verloren hätte. Dem erlaube ich mir doch entgegenzutreten, und 
zwar an der Hand von Thatſachen, die ich ſofort durch Verleſung 
von Gemeinderaths-Protokollen beweiſen kann. In der Gemeinde: 
raths⸗Sitzung vom 8. Mai 1891, in welcher die Wahl von Stadt— 
räthen vorgenommen wurde, hat Herr Gem.-Rath Dr. Lederer 
(Rufe links: Das iſt ja ein Liberaler!) ſein Ausbleiben damit 
entſchuldigt, daſs er bei einer Verhandlung vor dem Verwaltungs- 
gerichtshofe zu erſcheinen und zu intervenieren habe. Die Ent— 
ſchuldigung wurde vom Gemeinderathe anerkannt. (Rufe links: 
Das glauben wir!) 

In derſelben Sitzung hat Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
ſich nach dem erſten Wahlgange entfernt und erſucht, mit Rückſicht 
darauf, daſs er um 11 Uhr vormittags einer Sitzung des Reichs— 
rathes beizuwohnen habe, ſeine Abweſenheit bei den weiteren 
Wahlen zu entſchuldigen. 

Es wurde auch dagegen vom Gemeinderathe keine Einwendung 
erhoben. (Hört! Hört! rechts.) Sie ſehen aus dieſen beiden 
Präcedenzfällen, dafs wir immer in ganz gleicher Weiſe vorgegangen 
ind. Wir anerkennen, dass es neben den Pflichten, die man als 
Gemeinderath zu vollziehen hat, auch noch andere Pflichten, ins— 
beſondere Berufs- und öffentliche Pflichten geben kann, welche 
jemanden zeitweiſe der Ausübung des Gemeinderaths-Mandates 
entziehen dürfen. 

Es wurde alſo von unſerer Partei vollkommen objectiv in dem 
einen wie in dem anderen Falle vorgegangen. (Gelächter links.) 
Ich empfehle Ihnen daher die Genehmigung des Stadtraths— 
Antrages. (Pfui⸗Rufe links. Rufe: Armer Vogler!) 

Bürgermeiſter: Meine Herren! Das iſt doch unglaublich! 
(Gem.⸗Rath Strobach: Das iſt es auch!) 

Gem.-Nath Noske (zur thatſächlichen Berichtigung): Es iſt 
von zwei Herren Rednern der Gegenſeite ausgeführt worden, dass 
das ſtenographiſche Protokoll mit den Außerungen des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Scholz nicht übereinſtimmen ſoll, und es iſt das 
mit dem Beigeſchmacke geſchehen, als ob von irgendjemandem — 
ich weiß nicht, wer damit gemeint war — eine Beeinfluſſung zu 
Gunſten einer anderen Faſſung des Protokolles ſtattgefunden hat, 
als ſie wirklich lautet. Dieſer Vorwurf kann ſich richten entweder 
gegen das Präſidium oder gegen Herrn Dr. Scholz oder gegen 
das Stenographenbureau. (Rufe links: Das iſt keine Berichtigung!) 

Bürgermeiſter: Ich habe den Herrn Redner ſchon eingeladen, 
ſich an die Berichtigung zu halten. 
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Gem.-Nath Hoske (fortfahrend): Soweit es fi) um das 
Präſidium und Herrn Dr. Scholz handelt, find die Herren ſelbſt in 
der Lage zu berichtigen, und ich brauche nicht für ſie einzutreten. 

Soweit es ſich aber um das Stenographenbureau handelt, 
das hier nicht vertreten iſt, und deſſen Ehre hier engagiert iſt, 
erlaube ich mir hier das ſofort ausgehobene Originalſtenogramm 
des Reviſors und des betreffenden Stenographen vorzulegen und 
lade diejenigen Herren, welche des Stenographierens kundig ſind, 
ein, ſich zu überzeugen, dafs in dieſen vollſtändig unausgebeſſerten 
Originalſtenogrammen der Wortlaut von beiden Stenographen in 
folgender Weiſe aufgenommen wurde (liest): 

„Dr. Scholz: Ich erlaube mir der hochanſehnlichen Ver— 
ſammlung zur Kenntnis zu bringen, dajs ich durch einen Krankheitsfall 
von Diphtheritis, den ich in Behandlung habe, länger aufgehalten 
wurde, als ich vorausſetzte.“ 

(Rufe links: Das „ſchwer“ iſt ausgelaſſen!) 

Ich habe geglaubt, dals ich zur Ehrenrettung des Steno— 
graphenbureaus dies vorbringen ſoll. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Es wird dem Herrn Dr. Scholz vorgeworfen, daj er, obgleich 
er einen Diphtheritisfall behandelt hat, hieher gekommen iſt — 
„denn hier ſitzen auch Familienväter“, hat der betreffende Herr 
gejagt. Ich kann das nicht beurtheilen; das mufs der Arzt wiſſen, 
was er zu thun hat. Aber in derſelben Sitzung hat Ihr Partei— 
college Dr. Rader unmittelbar darauf erklärt, daſs das, was 
Herr Dr. Scholz ſagte, nicht richtig iſt; er hätte ſchon kommen 
können, denn er (Dr. Rader) habe vorher, ehe er hergekommen 
iſt, ſogar vier Diphtheritiskranke behandelt. (Rufe links: In der 
Frühe! Das iſt keine Berichtigung!) Bei Herrn Dr. Rader 
macht es alſo nichts; der kann herkommen — bei Herrn Dr. 
Scholz aber macht es etwas, der ſoll nicht herkommen. Meine 
Herren, das muss der Arzt wiſſen, was er zu thun hat; im 
übrigen glaube ich, müsste, wenn wir jo vorgehen, ein Arzt in 
einer Einſiedelei wohnen und dürfte überhaupt nicht unter Menſchen 
gehen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Von Seiten des Herrn Redners der Oppoſition wurde namentlich 
darauf hingewieſen, daſs der Fall, welchen Herr Dr. Scholz 
behandelt hat, nicht Diphtheritis, ſondern einfache Angina geweſen 
wäre, und daſs auch die Ausſagen des Stadtphyſikates nicht für 
Diphtheritis ſprechen. Dem gegenüber conſtatiere ich aus dem 
Zeugnis des Stadtphyſikates Folgendes (liest): „Ob nun der 
geſchilderte Zuſtand einer vorausgegangenen Erkrankung an 
Diphtheritis zuzuſchreiben iſt, lässt ſich derzeit nicht mit Be— 
ſtimmtheit angeben. Es ſpricht jedoch dieſer Zuſtand auch keines— 
wegs dagegen, da die vorerwähnten wunden Stellen nach Ab— 
ſtoßung der durch die Behandlung geſetzten Schorfe zurückgeblieben 
ſein konnten.“ 

Weiters wurde von Seiten der Oppoſition namentlich hervor— 
gehoben — und ich komme nun zu der Anzeigepflicht zu ſprechen — 
dass jeder Arzt verpflichtet iſt, einen Diphtheritisfall der Behörde 
zur Kenntnis zu bringen. Dem gegenüber conſtatiere ich Folgendes, 
dass bezüglich der Anzeigepflicht, beziehungsweiſe der Unterlaſſung 
dieſer Anzeigepflicht nicht der Gemeinderath das competente 
Tribunal iſt, ſondern der Magiſtrat, beziehungsweiſe das Straf— 
gericht. (Widerſpruch und Gelächter links. — Beifall rechts.) 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 35, 1. Mai 1894. 


XN urn 


auf das Originalſtenogramm berufen hat, kann ich nur eines that— 
ſächlich berichtigen, beziehungsweiſe conſtatieren. Ich glaube, von 
niemandem im Saale wird beſtritten werden können, daßs es ſich 
bei der Außerung des Herrn Dr. Scholz um die Auslaſſung 
eines in dieſem Falle außerordentlich wichtigen Wortes handelt. 
Es hat dort geheißen: „eines ſchweren Krankheitsfalles von 
Diphtheritis“ (Sehr richtig! links) und dass das, wenn es ein 
Zufall iſt, ein höchſt merkwürdiger Zufall iſt. Aber niemand, 
meine Herren, wird das leugnen können, daſs es einen höchſt 
eigenthümlichen Eindruck machen mußs und dass es die Richtigkeit 


dieſes Protokolles, namentlich in einem Falle, wo es ſich um eine 


ſolche eminente Parteifrage handelt, in dem allerſonderbarſten 
Lichte erſcheinen laſſen muſs. (Widerſpruch rechts.) Ja, es iſt 
eine evidente Parteiſache . . .. 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Herr Dr. Geßmann, jetzt 
handelt es ſich um eine thatſächliche Berichtigung. Sie ſprechen 
aber in einemfort polemiſch. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann: Es handelt ſich um die that- 
ſächliche Conſtatierung, daſs dieſes Wort geſprochen wurde und 
daſs es im Stenogramm ausgefallen iſt. Ich conſtatiere thatſächlich, 
dass hier eine ganz entſchiedene Unrichtigkeit des Protokolles gegen— 
über dem, was hier geſprochen wurde, vorliegt. Ich thue dies 
deshalb, um vielleicht in einem anderen Falle darauf, wenn es 
wichtig iſt, noch insbeſondere hinweiſen zu können. (Gem.-Rath 
Gregorig: Iſt mir auch jo gefchehen !) 

Gem Rath Steiner zur thatſächlichen Berichtigung): Der 
Herr Referent hat in ſeinem Schlußworte bemerkt, ich hätte geſagt, 
daſs Herr Dr. Scholz zu einem ſchwerkranken Kinde gerufen 
worden iſt. Ich berichtige thatſächlich, daſs ich ausdrücklich erklärt 
habe, dies ſei im Wiener „Extrablatt“ geſtanden. 

Gem.-⸗Rath Dr. Nader (zur Berichtigung): Der Herr 
Collega Frauenberger hat gejagt, daſs, wenn Herr Dr. 
Scholz von einem ſchweren Diphtheritisfalle hereingekommen iſt, 
dasjenige, was diesbezüglich von Seite der Oppoſition gejagt 
wurde, auch auf mich zu münzen wäre. Zur Beruhigung un 
Richtigſtellung namentlich für den zärtlichen Familienvater Frauen— 
berger (Heiterkeit links) erlaube ich mir anzuführen, dass ich 
nach meinen Beſuchen zu Diphtheritiskranken nach Hauſe gegangen 
bin, mich gewaſchen und — zur Beruhigung kann ich es ſagen — 
ein ganz neues Gewand angezogen habe. (Heiterkeit links.) Herr 
Frauenberger, Sie ſind bis jetzt von mir noch nicht inficiert 
worden. (Gem.⸗Rath Frauenberger: Haben Sie die vier 
Fälle auch angezeigt?) 

Gem. RNalh Noslie (zur Berichtigung): Ich kann nur 
wiederholt aus den vorliegenden Zetteln, die ich den Herren im 
Originale zur Einſicht hingelegt habe, conſtatieren, daſs zwei 
Stenographen die Rede unmittelbar in der Nähe des Redners in 
dieſer Weiſe aufgenommen haben. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur perſönlichen Bemerkung): 
Ich muss gegenüber dem Herrn Dr. Ra der perſönlich bemerken, 
dafs es mich ſehr freut, einen jo zärtlichen Arzt hier kennen gelernt 
zu haben, der nach jeder Viſite nach Hauſe geht und ſich ſauber 
wäſcht! Das freut mich ſehr! (Lebhaftes Gelächter links.) 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Gem.-⸗Nath Weitmann (zur Abſtimmung): In Anbetracht 


Gem.-Nath Dr. Geßmann (zur thatſächlichen Berichtigung): der Wichtigkeit der Sache und zur Prüfung, welcher von den 
Gegenüber den Ausführungen des Gem.⸗Rathes Nos ke, der ſich | Herren für Wahrheit und welcher für die Unwahrheit ſtimmt 
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(Lebhafter Widerſpruch rechts), beantrage ich namentliche Ab— 
ſtimmung. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Weitmann, ich erſuche 
Sie, ſich in Ihren Ausdrücken zu mäßigen und rufe Sie wegen 
Ihrer Außerung zur Ordnung. (Widerſpruch links.) Es iſt der 
Antrag auf namentliche Abſtimmung geſtellt worden. Jene Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht. 
— Nach einer Pauſe:) Abgelehnt. (Lebhaftes Gelächter und 
ironiſcher Beifall links.) 

Der Herr Referent ſtellt den Antrag, es ſei das Ausbleiben 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Scholz von der Sitzung am 
21. April als hinreichend entſchuldigt anzuſehen. 

Herr Gem.-Rath Dr. Lueger hat die reine Negation be— 
antragt. Ein anderes Moment enthält ſein Antrag nicht. Ich bringe 
daher den poſitiven Antrag des Herrn Referenten zur Abſtimmung. 

Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Referenten 
einverſtanden ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag 
iſt angenommen. (Ironiſcher Beifall und Händeklatſchen links.) 
Ich bitte um Ruhe. 

Beſchluſs: Das verſpätete Erſcheinen des Gem.⸗Rathes Dr. 
Scholz in der Gemeinderaths-Sitzung am 21. April 
1894, rückſichtlich deſſen Abweſenheit bei der erſten in 
dieſer Sitzung vorgenommenen Wahlhandlung wird im 
Sinne des § 22 G.⸗W.⸗O. für hinreichend entſchuldigt 
erklärt. 

Bürgermeifter: Ich erſuche den Herrn Gem.-Rath Dr. 
Hackenberg zum Referate. (Andauernde Unruhe.) Herr Gem. 
Rath Grünbeck, ich bitte, Platz zu nehmen und Ruhe zu halten; 
es iſt ſonſt nicht möglich, zu referieren. Ich habe Sie ſchon wieder— 
holt erſucht, Ruhe zu halten und mufs bitten, endlich einmal Folge 
zu leiſten. 

Gem.-Nath Grünbeck: Aber ich bitte, mich fo anzusprechen, 
wie ich es vertragen kann. Wir Vorortler können nicht alles ver— 
tragen. 

Bürgermeiſter: Dann bitte ich Folge zu leiſten und Ruhe 
zu halten, das iſt Ihre Pflicht als Gemeinderath. Ich habe Sie 
wiederholt ermahnt. 

13. Referent Gem. ⸗Rath Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 95 in einer Angelegenheit zu referieren, welche 
für die Bezirke X und XI von ſehr hoher Wichtigkeit iſt. Es 
handelt ſich nämlich um die Frage der Herſtellung einer Unter— 
fahrt der Geleiſe der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft im Zuge der 
Simmering⸗ und Geiſelbergſtraße und der Errichtung einer Über— 
brückung in der Verlängerung der Hirſchengaſſe. Dieſe Angelegenheit 
hat eine Vorgeſchichte von mehr als 20 Jahren, die ich mir zur 
Charakteriſierung der ganzen Angelegenheit in Kürze mitzutheilen 
erlaube. 

Bekanntlich werden die beiden Linien der Staatsbahn: Wien — 
Stadlau und Wien — Raab in Kilometer 1˙613 im Zuge der 
Simmering- und Geiſelbergſtraße im Niveau überſetzt. Dieſe Über: 
ſetzung im Niveau hat für den Geſammtverkehr, und zwar ſowohl 
für den Verkehr der Paſſanten, der Wagen, wie auch für den 
Eiſenbahnverkehr die größten Verwicklungen und Gefahren im 
Gefolge. Die Abſperrung der Bahn mittelſt Schranken dauert oft 
wegen der großen Anzahl der Züge, der Länge derſelben, der 
großen Anzahl der täglich dort vorzunehmenden Rangierung der 
Eiſenbahnzüge 15 bis 20 Minuten. Infolge deſſen iſt es ſchon 
wiederholt vorgekommen, daſs insbeſondere Arbeiter der nahen 
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Fabriken gehindert worden ſind, entweder zu den Werkſtätten zu 
gehen oder aus denſelben ſich zu entfernen. 

So hat ſchon im Jahre 1891 die Polizeidireclion einen 
Bericht gemacht, daſs ein Transport von etwa 200 Arbeitern 
die Bahn infolge der Schranken zu überſetzen verhindert war, 
daſs ein Theil der Arbeiter die Bahn jedoch trotzdem paſſierte, 
daſs inzwiſchen ein Zug herankam, und es nur einem glücklichen 
Zufalle zu verdanken war, dass nicht eine furchtbare Kataſtrophe 
eintrat. Der Wagenverkehr in dieſer Richtung iſt außerordentlich 
groß, insbeſonders der Verkehr mit ſchwerem Treibvieh, Schaf- 
heerden ꝛc. und etwas, was das Gefühl eines jeden Menſchen ſehr 
peinlich berührt, iſt der Transport der Leichen, der häufig durch 
den Bahnverkehr die größten Störungen erleidet. Die Züge der 
Trauernden werden oft unterbrochen durch herannahende Bahnzüge. 

Eine Reihe von Mitgliedern des Gemeinderathes, insbeſondere 
die Herren Collegen Seidler, Trambauer und Dr. Linke, 
haben wiederholt Anträge wegen Beſeitigung dieſes Zuſtandes 
eingebracht. 

Im Jahre 1870 wurde von der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
eine Reparaturwerkſtätte bei Kilometer 2°/,, und zwar bei dem dort 
die Bahn überſetzenden Feldwege erbaut, wodurch dieſer Verkehr unter— 
brochen wurde. Es erſchien daher nothwendig, das zur Fortſetzung 
dieſes Feldweges eine Überbrückung ſtattfinde, und die beſtandene 
Gemeinde Simmering drang darauf, dajs dieſelbe vorgenommen 
werde. Es wurde eine Local-Commiſſion am 19. October 1871 
abgehalten, bei welcher die Commiſſions-Mitglieder die Überbrückung 
befürworteten. 

Dieſes Begehren wurde jedoch mit Handelsminiſterial-Erlaſs 
vom 11. April 1872, 3. 6896, mit Rückſicht auf den Bahn- und 
Werkſtättenverkehr abgelehnt, jedoch fand das Handelsminiſterium 
die Ausführung der Überbrückung unter thunlichſter Berückſichtigung 
der Intereſſen der Gemeinde an jener Stelle zu geſtatten, welche 
ſich ergibt, wenn die Richtung der Hirſchengaſſe bis zur Grenze 
des Bahnterrains ungebrochen verlängert und von da die Com— 
munication ſenkrecht auf die Bahnachſe geführt wird, in Kilo— 
meter 2¼, und zwar wurde dieſe Überſetzung in einer Breite 
von 60 geſtattet. 

Infolge dieſes Handelsminiſterial-Erlaſſes erfolgte dann weiter 
ein Auftrag zur inſtanzmäßigen Entſcheidung darüber, wer die 
Koſten dieſer Überbrückung zu tragen habe. Infolge deſſen erließ 
die Bezirkshauptmannſchaft Bruck a. d. Leitha im Jahre 1872 an 
die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft den Auftrag, dafs fie die Koſten 
für die Herſtellung der Überſetzung in der gedachten Breite von 6° 
ſowie für die Rampenanlage zu tragen habe. 

Über Necurs der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft gegen dieſen Erlass 
wurde derſelbe aufrecht erhalten und war ſomit in doppelter Richtung 
eine Entſcheidung getroffen. Erſtens durch den Handelsminiſterial— 
Erlass, den ich citierte, über die Verpflichtung der Staatseiſenbahn— 
Geſellſchaft zur Herſtellung der Überbrückung in der Verlängerung 
der Hirſchengaſſe und durch die zweite Entſcheidung darüber, dafs 
dieſe Koſten von der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zu tragen ſeien. 

Es geſchah dies alles bereits im Jahre 1872, der Statthalterei- 
Erlajs, womit der Erlass der Bezirkshauptmannſchaft aufrecht er— 
halten wurde, iſt vom Jahre 1873. 

Im Jahre 1878 erfolgte in dieſer Angelegenheit eine merk— 
würdige Wendung. Das Handelsminiſterium hob nämlich mit 
Erlaſs vom 3. Mai 1878, Z. 21527 ex 1877, den Erlass vom 
11. April 1872, Z. 6896, den ich mir vorher zu citieren erlaubte, 
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mit Rückſicht auf die geänderten Verhältniſſe auf, und beauftragte 
die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, ein neues Project für eine 6“ breite 
Überbrückung in der Nähe von Kilometer 1/97 auszuarbeiten. Die 
Gemeinde Simmering, welche bei dieſer Angelegenheit außerordentlich 
intereſſiert war und ſich einer energiſchen Vertretung erfreute, er— 
griff gegen dieſen Erlaſs des Handelsminiſteriums die Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof, und derſelbe hob thatſächlich mit 
Urtheil vom 13. December 1879, Z. 1663, die Entſcheidung des 
Handelsminiſteriums vom 3. Mai 1878 auf. Dadurch war der 
frühere rechtliche Zuſtand wieder hergeſtellt. 

Obwohl eine rechtskräftige Entſcheidung bezüglich dieſer Frage 
der Überbrückung im Zuge der Hirſchengaſſe ftattgefunden hat, auch 
darüber rechtskräftig entſchieden war, dass die Koſten dieſer Über⸗ 
brückung durch die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zu tragen ſei, 
geſchah in der ganzen Angelegenheit dennoch gar nichts. (Rufe 
rechts: Hört!) 

Mit der Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft wurden ſowohl ſeitens 
der Gemeinde Wien, als auch von Seite der Gemeinde Simmering 
Verhandlungen gepflogen, wegen Erfüllung dieſer Verpflichtung, 
und die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft ſtand bei dieſen Verhandlungen 
immer auf dem vom Verwaltungsgerichtshofe aufgehobenen Er— 
laſſe des Handelsminiſteriums wegen Herſtellung einer Überbrückung 
im Zuge der Geiſelbergſtraße. 

Die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft konnte bisher thatſächlich 
nicht dazu bewogen werden, dem rechtskräftigen Handelsminiſterial— 
Erlaſſe vom Jahre 1872 nachzukommen. 

Im Zuge dieſer Verhandlungen machte die Staatseiſenbahn— 
Geſellſchaft auch den Vorſchlag, dafs fie eine Überbrückung für 
Fußgeher über ihre Linie im Zuge der Simmeringerſtraße und 
Geiſelbergſtraße vornehmen werde. Dies jedoch unter der Be— 
dingung, dass jeder anderweitige Verkehr im Niveau der Bahn 
von dem Zeitpunkte der Überbrückung aufzuhören habe. 

Es fanden diesbezüglich Verhandlungen ſtatt, an denen ins— 
beſondere auch die Arſenal-⸗Direction, der Landesausſchuſs und auch 
die Gemeinden Simmering und Wien ſich betheiligten, und alle 
dieſe Factoren Sprachen ſich dafür aus, daſs die Einſtellung des 
Verkehres im Zuge der Simmeringer- und Geiſelbergſtraße nicht 
ſtattfinden könne, daſs dagegen eine Unterfahrung dieſer Bahn, 
der Bahn in der Trace der beiden genannten Straßen ſtattzufinden 
habe. So ſteht die Angelegenheit. 

Wie die Herren aus dieſer kurzen Skizze erſehen, ſcheint es 
nothwendig zu fein, das in der Sache wieder einmal ein energiſcher 
Impuls erfolge, um die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft endlich an 
die Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu erinnern, und um die Zu— 
ſtände in zwei dicht bevölkerten Bezirken zu beſeitigen, die man, 
wenn ſie irgendeine kleine Gemeinde auf dem Lande beträfen, 
dort kaum dulden würde. Bisher iſt unter der gewiſſen Connivenz 
der jeweiligen Regierungen und Miniſterien, die geherrſcht haben, 
die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft immer ihrer Verpflichtung, dieſe 
Herſtellungen zu machen, entwichen. 

Ich glaube, der gegenwärtige Zeitpunkt, dieſe Angelegenheit 
in Angriff zu nehmen, iſt ein beſonders günſtiger. Die Gemeinde 
Wien erfreut ſich beim Miniſterium in toto und insbeſondere beim 
Handelsminiſterium eines beſonderen Entgegenkommens, und es 
iſt daher zu hoffen, dass ihre Beſtrebungen, die ganz unglaublichen 
Zuſtände zu beſeitigen, endlich mit Erfolg gekrönt werden. 

Ich erlaube mir namens des Stadtrathes folgende Anträge 
zu ſtellen: 
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„Der Gemeinderath wolle 

1. principiell der Herſtellung einer Unterfahrt bei den Ge— 
leiſen der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft im Zuge der Simmeringer— 
Geiſelbergſtraße zuſtimmen; 

2. auf der Forderung einer überbrückung dieſer Geleiſe— 
aulagen in der Verlängerung der Hirſchengaſſe in Gemäßheit des 
Erlaſſes des Herrn Handelsminiſters vom 11. April 1872, Z. 6896, 
beharren; 

3. das Project der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft wegen Her— 
ſtellung einer Überbrückung in Kilometern 19/'0 und eines 
Gehſteges über die Bahn im Zuge der Simmeringerſtraße unter 
gleichzeitiger Einſtellung des Wagenverkehres dortſelbſt im Niveau 
der Bahn ablehnen; 

4. weiters beſchließen, in einer motivierten Eingabe an das 
hohe k. k. Handelsminiſterium die Bitte zu richten, die priv. öſterr. 
ung. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zu verhalten, die sub 1 und 2 
bezeichneten Herſtellungen mit aller Beſchleunigung auf ihre Koften 
zu veranlaſſen.“ 

Erläuternd möchte ich nur noch bemerken, dass im Stadtrathe 
gleichzeitig mit dieſem Referate ein anderes Referat lief. Es betrifft 
das dieſelbe Herſtellung einer Eiſenbahnſtation im Zuge der Staats— 
eiſenbahn-Geſellſchaft im Gebiete der ehemaligen Gemeinde Simme— 
ring. Der Stadtrath hat geglaubt, obwohl auch dieſe Angelegen— 
heit für den XI. Bezirk von großer Wichtigkeit iſt, dieſelbe mit 
dieſer Sache jedoch nicht verquicken zu ſollen, hat aber wegen der 


Herſtellung einer ſolchen Station, welche von der Gemeinde 


Simmering ſeinerzeit noch immer angeſtrebt wurde, im Kreiſe 
ſeiner eigenen Competenz eine Eingabe an das Handelsminiſterium 
gerichtet, womit gleichzeitig auch die Richtigſtellung der heutigen 
Tagesordnung die entſprechende Erläuterung erfährt. 

Ich bitte, dieſem Antrage des Stadtrathes gefälligſt die Zu— 
ſtimmung geben zu wollen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter hat während 
vorſtehenden Referates den Vorſitz übernommen.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich bedauere ſehr, dass ein fo 
großer Theil des Gemeinderathes den Saal verlaſſen und bei 
Erſtattung dieſes Referates nicht anweſend war. Der Gegenſtand, 
um den es ſich hier handelt, iſt außerordentlich wichtig und wieder 
ein Beweis, in welcher Weiſe von Seite der Eiſenbahn-Geſellſchaften, 


aber auch von Seite des Staates den Wünſchen und Intereſſen 


der Gemeinde Wien entgegengekommen wird. Es hat ſich hier früher 
in erſter Linie allerdings um die Gemeinde Simmering und 
unmittelbar auch um den X. Bezirk gehandelt, 

Jetzt aber ſind die Intereſſen vollſtändig gleich, es ſind die 
Intereſſen Wiens. Ich werde nicht vielleicht in die Details ein— 
gehen, weil der Herr Referent die betreffenden Ausführungen voll⸗ 
ſtändig erſchöpfend vorgebracht hat, ſondern ich erkläre nur in 
meinem Namen, und ich hoffe, auch im Namen meiner Partei— 
genoſſen, daſs wir für die Anträge des Stadtrathes ſtimmen werden. 
Ich würde ſpeciell den Herrn Vorſitzenden bitten, dass er nicht 
bloß mit dem Worte „einverſtanden“ hinweggehe, ſondern eine 
förmliche Abſtimmung durch Aufſtehen von den Sitzen anordne, 
damit durch die Einſtimmigkeit dem Beſchluſſe gegenüber dem 
Miniſterium und der Bahn der gehörige Nachdruck gegeben werde. 

Gem.-⸗Nath Seidler: Vor allem mußs ich meinen Dank aus- 
ſprechen gegenüber dem Präſidium und dem löblichen Stadtrathe, 
andererſeits aber auch dem unmittelbaren Herrn Vorredner 
Dr. Lueger dafür, dafs er ſich jo günſtig für die Anträge, die 
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ſeinerzeit von mir geſtellt wurden, ausgeſprochen hat. Es iſt ſchon 
hervorgehoben worden, dafs dieſe Frage ſich bereits durch 22 Jahre 
wie ein rother Faden durchgezogen hat. Es kann nicht meine Auf— 
gabe ſein, in juridiſche und techniſche Fragen mich einzulaſſen. 
Das überlaſſe ich ſelbſtverſtändlich berufeneren Männern. Ich bin 
bei Stellung des Antrages nur von der Meinung ausgegangen, 
dafs, was einſt der kleinen Gemeinde Simmering nicht gelang, der 
Commune Wien gewißs gelingen wird, und ich hoffe, dass es ihr 
gelingen wird. 

Dieſe Hoffnung iſt umſo größer, als ich heute, wie ich er— 
fahren habe, die Freude genießen kann, wahrſcheinlich dieſe Anträge 
einſtimmig angenommen zu ſehen. 

Ich bitte Sie alſo nochmals, den Antrag des Herrn Referenten 
anzunehmen. 

Gem.⸗Nath Nißaweg: Die Angelegenheit der Unterfahrung 
der Staatsbahngeleiſe iſt fo dringender und wichtiger Natur, dass 
alle maßgebenden Factoren darauf Wert legen müſſen, um dieſelbe 
in Fluſs zu bringen. Nachdem der Herr Referent in ſo ausführ— 
licher Weiſe die Sache klargelegt hat, dürfte deren Wichtigkeit 
jedem Herrn einleuchtend ſein, und ich bin ſchon vorher überzeugt, 
dafs die Herren für den Antrag des Stadtraths-Referenten ſtimmen 
werden. 

Es wurde, wie aus dem Stadtraths-Antrage zu erſehen iſt, 
ſchon am 11. April 1872 in Gemäßheit eines Erlaſſes des Handels— 
miniſteriums der Staatsbahn-Geſellſchaft aufgetragen, die Bahn 
zu überbrücken, allerdings weiter oben, als heute angenommen 
iſt. Dem iſt alſo heute nach 22 Jahren noch nicht entſprochen 
worden. Allerdings haben wir gehört, daſs die Verordnung vom 
Jahre 1878 neuerdings aufgehoben worden iſt, und zwar mit 
Rückſicht auf die geänderten Verhältniſſe. Nun, die geänderten 
Verhältniſſe können höchſtens in der Weiſe vorliegen, als die 


Angelegenheit von Jahr zu Jahr immer dringender ſich gejtaltet | 


hat und heute ſo weit vorgeſchritten iſt, daſs es nicht mehr 
weiter aufzuhalten iſt. 

Es werden vielleicht bei der Unterfahrung die Intereſſen 
einzelner berührt, das iſt ja möglich rückſichtlich der Eigenthümer 
der Häuſer in der Simmeringerſtraße von Nr. 1, 3, 5 bis Nr. 7 
hinunter, die öffentliche Localitäten haben, und wo vielleicht, wenn 
die Bahn durch dieſe Unterfahrung tiefergelegt wird, der Wagen— 
verkehr nicht direct durchgeht. In der Weiſe iſt es möglich, 
daſs die Leute geſchädigt werden. 

Da das aber eine Hauptverbindung zwiſchen dem X. und 
XI. Bezirke iſt, die ja eine Bevölkerung von zuſammen 120.000 
bis 130.000 aufweiſen, fo it es doch gewiss, dass die Intereſſen 
dieſer großen Maſſen doch weittragender ſind, als die Intereſſen 
einzelner Perſonen. 

Es hat mich gefreut, wie ich geſehen habe, dass dieſe An— 
gelegenheit, die ſchon ſeit vielen Jahren, wie Sie gehört haben, 
von allen Vertretern, Vereinen und Bezirken urgiert wurde, ohne 
daſs bis heute irgendetwas erreicht wurde, endlich einmal auf die 
Tagesordnung gekommen iſt. Aber ich befürchte nur, daßs das 
wieder nur ein Schlag ins Waſſer iſt. 

Ich war als Mitglied des Bürgervereines in Favoriten — 
ich glaube, mit dem Collegen Sauerborn und dem Abgeordneten 
für den IV. und X. Bezirk Hauck — ſchon vor circa zehn Jahren 
beim Herrn Handelsminiſter Bacquehem und wir ſind bittlich 
geworden. Aber bisher kam keine günſtige Erledigung dieſer An— 
gelegenheit, und darum befürchte ich auch, daſs man auch heute 
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wieder, nur um ſich vor den unausgeſetzten Interpellationen von 
allen Seiten Ruhe zu ſchaffen, wieder nur mit irgendeinem Vor— 
ſchlage hervortreten wird. 

Ich glaube, es bedarf des Einfluſſes eines jeden einzelnen, 
und ich möchte an den Herrn Bürgermeiſter direct die beſondere 
Bitte richten, feinen perſönlichen Einfluſs zu verwenden, das 
dieſe Angelegenheit endlich einmal zum Abſchluſſe gebracht wird. 

Gem.-Aath Värtl: Ich ergreife das Wort in Abweſenheit 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Linke, um zu bemerken, dals es 
geradezu ſeine erſte Arbeit war, nachdem er in den Gemeinderath 
eingetreten iſt, daſs er in dieſer Richtung Interpellationen geſtellt 
hat. Es hat mich gefreut, dafs der Herr Referent den Herrn 
Gem.⸗Rath Dr. Linke auch erwähnt und geſagt hat, dass Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Linke in dieſer Angelegenheit wirklich etwas 
geleiſtet hat. Es freut mich — und ich muſs dies zum Ansdrucke 
bringen — insbeſondere, weil er es auch in Abweſenheit des 
Herrn Dr. Linke bemerkt hat. Ich wünſche nur, daßs die Sache 
zur That werde und es endlich gelinge, der Bevölkerung der Stadt 
Wien in dieſer Richtung Rechnung zu tragen. 

Referent (zum Schlujsworte): Ich möchte nur noch einmal, 
damit wegen der erſten Tagesordnung keine Verwirrung ertſteht, 
darauf hinweiſen, dafs es ſich nicht um die Statio nsanlage Sim— 
mering handelt, ſondern um die Unterfahrung der Staatsbahulinie 
im Zuge der Geiſelbergſtraße und um die Errichtung einer Über— 
brückung im Zuge der Hirſchengaſſe im X. Bezirke. Die Herren 
haben die richtiggeſtellte Tagesordnung bereits bekommen. Den 
Gegenſtand meines Referates enthält die heutige, richtiggeſtellte 
Tagesordnung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt kein Gegen⸗Autrag 
geſtellt worden. Wenn kein Widerſpruch dagegen erhoben wird, 
bringe ich ſämmtliche Anträge des Stadtrathes zur Zahl 1952 
unter einem zur Abſtimmung. (Zuſtimmung.) Ich bitte alſo jene 
Herren, welche dieſen Anträgen zuſtimmen, ſich gütigſt von den 
Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Nach einer Pauſe:) Einſtimmig angenommen. 
Beſchluſs: 1. Der Herſtellung einer Unterfahrt bei den Geleiſen 

der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft im Zuge der Simme— 
ringer-Geiſelbergſtraße wird principiell zugeſtimmt. 

2. Auf der Forderung einer Überbrückung dieſer 
Geleiſeanlagen in der Verlängerung der Hirſchengaſſe 
in Gemäßheit des Erlaſſes des Herrn Handelsminiſters 
vom 11. April 1872, Z. 6896, iſt zu beharren. 

3. Das Project der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
wegen Herſtellung einer Überbrückung in Kilometer 
1.9/2˙·0 und eines Gehſteges über die Bahn im Zuge 
der Simmeringerſtraße unter gleichzeitiger Einſtellung 
des Wagenverkehres dortſelbſt im Niveau der Bahn 
wird abgelehnt. 

4. An das hohe k. k. Handelsminiſterium iſt in 
einer motivierten Eingabe die Bitte zu richten, die 
priv. öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zu 
verhalten, die sub 1 und 2 bezeichneten Herſtellungen 
mit aller Beſchleunigung auf ihre Koſten zu veranlaſſen. 

14. Referent Gem.-Rath Vaugoin: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 2699, Beilage 91, für den Stadtrath Bericht zu 
erſtatten. Die geehrten Herren werden ſich erinnern können, daſs 
durch mehrere Jahre hindurch wegen Einlöſung der beiden Häuſer 
bei der Kreuzung der Corneliusgaſſe, der Magdalenenſtraße, 
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Kaunitzgaſſe und Wäſchergaſſe im VI. Bezirke, d. i. eines Theiles 
der ehemaligen Fortuna-Realität Verhandlungen im Zuge waren. 
Es hat ſich durch die Erbauung neuer Häuſer die Nothwendigkeit 
ergeben, die Paſſage dort zu erweitern. Die Verhandlungen haben 
im vorigen Jahre zu dem Reſultate geführt, dass das Haus 
kr. 94 eingelöst wurde, wobei ſich der Quadratmeter auf 75 fl. 
65 kr. geſtellt hat. Bezüglich des Hauſes Nr. 92, um welches es 
ſich im heutigen Referate handelt, haben die Verhandlungen durch 
lange Zeit gedauert, ohne zu einem günſtigen Reſultate zu führen. 
Die Eigenthümer dieſes Hauſes, Gold ſchmidt, haben für dieſes 
Haus urſprünglich 30.000 fl., dann 28.500 fl. und endlich 
28.000 fl. begehrt. Es konnte darauf nicht eingegangen werden, 
weil dieſe Beträge der Schätzung gegenüber viel zu hohe ſind. 
Nun haben ſich die Leute infolge verſchiedener Umſtände — nach— 
dem nämlich das Nachbarhaus demoliert iſt, ſteht dieſes Haus 
frei und beſteht die Gefahr, daſs wegen der bevorſtehenden De— 
molierung häufig Leerſtehungen vorkommen — herbeigelaſſen, das 
Haus der Gemeinde nach langwierigen Verhandlungen um den 
Betrag von 23.500 fl. käuflich zu überlaſſen. Bei dieſem Kauf- 
ſchilling würde ſich der Quadratmeter auf 65 fl. ſtellen, das iſt 
gegenüber dem des nebenſtehenden Hauſes um 10 fl. 65 kr. billiger. 
Infolge deſſen hat der Stadtrath beſchloſſen, folgenden Antrag zu 
ſtellen (liest): 

„Der Ankauf des Hauſes Or.-Nr. 92 Magdalenenſtraße 
Einl.⸗Z. 632 VI. Bezirk, zum Zwecke der Demolierung und 
Straßen verbreiterung um den Preis von 23.500 fl. ö. W. wird 
genehmigt, wobei die Gemeinde die Vertragskoſten und Über— 
tragungsgebüren trägt und die auf obiger Realität haftenden 
Schulden im Betrage von 14.154 fl. gegen Abzug vom Kauf— 
ſchillinge zur Zahlung übernimmt.“ 

Ich bitte um Zuſtimmung zu dieſem Antrage. 

Gem.-Nath Stehlil: Ich glaube, der Ankauf iſt eine Noth- 
wendigkeit und ich werde für den Antrag ſtimmen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; die 
Debatte iſt geſchloſſen. 

Deferent : Ich habe nichts zu bemerken. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bringe zur Ab— 
ſtimmung den Antrag des Referenten auf Ankauf des Hauſes 
Magdalenenſtraße 92 um den Betrag von 23.500 fl. mit den 
Nebenbeſtimmungen, wie ſie im Antrage enthalten ſind. Ich 
erſuche die Herren, welche für den Antrag ſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Der Ankauf des Hauſes Or.⸗Nr. 92 Magdalenen⸗ 

ſtraße Einl⸗Z. 632 VI. Bezirk, zum Zwecke der 
Demolierung und Straßenverbreiterung um den Preis 
von 23.500 fl. ö. W. wird genehmigt, wobei die Ge— 
meinde die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren 
trägt und die auf obiger Realität haftenden Schulden 
im Betrage von 14.154 fl. gegen Abzug vom Kauf— 
ſchillinge zun Zahlung übernimmt. 

15. Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, Bericht zu erſtatten über den Antrag des Stadtrathes, 
Zahl 87. Derſelbe betrifft eine Baulinien⸗ und Niveaubeſtimmung 
für einen Theil des XIII. Bezirkes, welcher gelegen iſt zwiſchen 
der Maria Thereſienſtraße und der Lainzerſtraße einerſeits und 
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den in der Verlängerung der Kreuzſtraße gelegenen Feldweg, der 
ſich über die Verbindungsbahn bis an die Lainzerſtraße erſtreckt. 

Es iſt die Baulinienbeſtimmung in dieſem Terrain in zwei 
Theile zu trennen, und zwar in einen Theil, welcher bereits früher 
und zwar im Jahre 1875 ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft 
Sechshaus bewilligt worden iſt. Das iſt ein Theil an der Maria 
Thereſienſtraße links von der Verbindungsbahn gelegen, welcher 
zur Zahl 10562 im Jahre 1875 bereits genehmigt worden iſt. 
Der zweite Theil, der ebenfalls von dieſer Behörde bereits ge— 
nehmigt worden iſt, liegt ſüdlich an der Reichsſtraße und grenzt 
bis an die Verbindungsbahn. Gegen dieſe miniſteriell beſtimmte 
Baulinie iſt nichts einzuwenden, nachdem ſie ſchon rechtskräftig 
geworden iſt. Es wird nur ſeitens des Stadtrathes ein Zuſatz zu 
dieſer Baulinienbeſtimmung beantragt, der dahin geht, daſs man 
an ſämmtlichen Straßen, die hier bereits genehmigt worden ſind, 
Vorgärten macht, und zwar derart, dafs in ſämmtlichen Straßen, 
welche 8° — 15•17 m breit find, die Vorgärten 4 m breit werden 
ſollen und an der Reichſtraße, welche eine Breite von 18˙96 m 
hat, ſollen die Vorgärteu 5m breit werden. Bezüglich der Par— 
cellierung des zweiten Theiles der Gründe, welche der Wiener Bau— 
geſellſchaft gehören und an der rechten Seite der Verbindungsbahn, 
ſüdlich von der Reichſtraße gelegen find, wird bemerkt, daſs eine 
Straße ſeinerzeit miniſteriell genehmigt war, welche hier als auf— 
zulaſſen im Plane angemerkt iſt. Es iſt zu bemerken, daſs dieſelbe 
in ihrer Verlängerung in einen ganz verbauten Theil von Hietzing 
hineinführen würde, fo dajs die Durchführung bis zur Lainzer— 
ſtraße nicht möglich wäre. Seitens des Bauamtes wird beantragt, 
dieſe Straße aufzulaſſen und die Straße mehr ſüdlich zu legen, 
und zwar derart, dals ihre Fortſetzung noch bis zur Lainzerſtraße 
reichen kann. Diesbezüglich ſind mit der Baugeſellſchaft, welche 
eigentlich das Recht zur Parcellierung ſchon erworben hat, Ver— 


handlungen gepflogen worden. Die Baugeſellſchaft hat erklärt — 
die diesbezügliche Zuſchrift liegt den Acten bei — daſs fie mit 


dieſen Abänderungen vollkommen einverſtanden iſt und dieſe bereits 
parcellierte Realität zur Umparcellierung bringt. Das iſt bezüglich 
des bereits miniſteriell genehmigten Theiles, wo die Baulinie 
beſtimmt iſt, zu erwähnen. 

Bezüglich jenes Theiles, wo keine Baulinie beſtimmt iſt, iſt 
zu erwähnen, dajs als Princip ausgeſprochen wird: einen Straßen: 
zug zu projectieren an Stelle des derzeit beſtehenden Fahrweges, 
welcher von Hacking —Ober-St.⸗Veit bis zur Verbindungsbahn 
führt. Dieſer Fahrweg iſt bereits heute ſehr ſtark frequentiert und 
ſoll dann der neue Straßenzug (welcher als verlängerte Kreuz— 
ſtraße im Plane bezeichnet iſt) in Zukunft den ganzen Verkehr auf— 
nehmen. Sie ſoll 15°17 m Breite und beiderſeits Vorgärten von 4m 
erhalten. An dieſe Kreuzſtraße ſchließen ſich die Querſtraßen, welche 
bereits durch die miniſteriell genehmigte Baulinie gegeben ſind. 
An dem Punkte, wo die fünf Straßen, die Kreuzſtraße und die 
Querſtraßen zuſammenſtoßen, ſoll ein freier Platz geplant werden, 
um die Aufnahme des ganzen Verkehres zu ermöglichen. 

Bezüglich des Niveaus möchte ich Folgendes erwähnen: Das⸗ 
ſelbe iſt derart geplant, daſs es ſich dem Terrain und der daſelbſt 
befindlichen Verbindungsbahn anſchließt. Die Verbindungsbahn iſt 
im unteren Theile gegen die Maria Thereſienſtraße in einem Damme 
gelegen, dann geht ſie in der Verlängerung oberhalb der Reich— 
ſtraße in einem Einſchnitte. Zwiſchen dem Damme und dem Ein— 
ſchnitte liegt der Nullpunkt. Dieſer ſoll nun ausgenützt werden, um 


andererſeits zwiſchen dem verbauten Theile von Hietzing bis gegen den Übergang im Planum zu ermöglichen, und zwar in der Fort— 
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ſetzung der erſten Längsſtraße. In den anderen Straßen, wo der 
Damm iſt, wird die Durchführung der Straße derart möglich ſein, 
daſs eine Unterfahrt unter der Bahn im Damme hergeſtellt wird. 
Im oberen Theile, wo Einſchnitt iſt, iſt ein derartiger Punkt 
gewählt worden, wo eine Überbrückung der Verbindungsbahn mög⸗ 
lich iſt. Selbſtverſtändlich kommt dieſe Brücke nicht derzeit zur 
Ausführung, ſondern zu einem Zeitpunkte, wo die Verbauung 
vorgeſchritten iſt. 

Demzufolge werden auch ſämmtliche Baulinien längs der Ver— 


bindungsbahn nicht beſtimmt, fondern in suspenso belaſſen, weil 
die Frage nicht acut iſt. Bezüglich der Verbauungsart ſoll der 


§ 82 zur Anwendung kommen, daſs die Häuſer alleinſtehend oder 

gekuppelt hergeſtellt werden ſollen, derart, dafs fe eine Entfernung 

von mindeſtens 3m von der Nachbargrenze haben. 

Das ſind die Hauptprincipien dieſer Parcellierung, welche 
nach der Anſicht des Stadtrathes und nach meiner inneren Über— 
zeugung vollkommen den dortigen Verhältniſſen entſprechen. 

Ich bemerke, daſs ich perſönlich an Ort und Stelle war und 
auch von der Lage der hier projectierten Straßen mich überzeugt 
habe. Ich erſuche um Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Nach einer Pauſe:) Ich bringe den Antrag des Referenten, 
Z. 87 ex 1894, Antrag des Stadtrathes, Z. 1928 ex 1894, zur 
Abſtimmung und bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Die von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Sechs— 
haus im Jahre 1875 genehmigten Baulinien für die 
parcellierten Gründe der Wiener Baugeſellſchaft und 
des Wiener Bankvereines ſüdlich der Maria Thereſien— 
ſtraße in Ober-St. Veit ſammt dem Platze an dieſer 
Straße werden mit dem Beiſatze aufrecht erhalten, 
dass bei allen über dieſe Gründe führenden Straßen: 
zügen — mit Ausnahme der vierten Längsſtraße — 
beiderſeits 4m breite Vorgärten, bei der vierten Längs⸗ 
ſtraße aber beiderſeits 5 m breite Vorgärten herzu— 
ſtellen ſind. 

2. Als neue Baulinien werden beſtimmt: 

a) für die Verlängerung der Kreuzgaſſe mit 1517 m 
Straßenbreite und mit beiderſeitigen 4m breiten 
Vorgärten die Linien A B C' D E“ E F G H 
einerſeits und I K M NNO PR andererſeits; 

b) für die dritte Querſtraße bei einer Straßenbreite 
von 15•17m und beiderſeits 4 m breiten Vor— 
gärten die Linien U K“ und VL; 

c) für die vierte Querſtraße mit der Breite von 
1517 m und beiderſeitigen Am breiten Vorgärten 
die Linien WW“ Y“ einerſeits und XX. 0 
andererſeits; 

d) für die fünfte Längsſtrafe (abzweigend von der 
verlängerten Kreuzgaſſe bis zur Lainzer Haupt— 
ſtraße (auf Grund einer Straßenbreite von 1517 m 
und mit 4m breiten Vorgärten zu beiden Seiten 
die Linien L“ W X q i b def h k einerſeits 
und M VZ rl men' mo andererſeits; 

e) für den Platz an der Kreuzung der verlängerten 


Kreuzgaſſe mit der fünften Längsſtraße und 


dritten Querſtraße die Linien BB, K K, LL,, 
M“ M um C“ C“; 
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f) für die ſechste Querſtraße (theilweiſe im Gebiete 

von Unter⸗St. Veit) mit der Breite von 15°17 m 

und Am breiten Vorgärten die Linien e fm 8 

und g hen“ T mit der Abkappung X S und T J“ 

gegen die Lainzer Hauptſtraße. 

3. Die 11˙38 m breite Parallelſtraße zur Reich— 
gaſſe, ſüdlich derſelben werde aufgelaſſen. 

4. In der verlängerten Kirchengaſſe in Unter-St. 
Veit in der Strecke Reichgaſſe bis fünfte Längsſtraße 
find beiderſeits 4m breite Vorgärten herzuſtellen. 

5. Die Baulinienbeſtimmung für die Straßen 
beiderſeits der Verbindungsbahn wird in suspenso 
belaſſen. 

6. Die im vorliegenden Plaue eingetragenen 
Niveaucoten werden genehmigt. 

7. Bezüglich der Art der Verbauung des vor— 
bezeichneten Gebietes werde mit Bezug auf §S 82 B.⸗O. 
beſtimmt, dass dieſelbe mit einzelnſtehenden oder zu 
zweien gekuppelten Wohnhäuſern zu erfolgen habe, wobei 
der Abſtand von den Nachbargrenzen Z m zu betragen 
habe. 

8. Für das vorbezeichnete Gebiet werde die Bau— 
führung unter erleichterten Bedingungen im Sinne 
des VIII. Abſchnittes der Bauordnung für Wien, jedoch 
mit Ausſchluſs gemeinſchaftlicher Feuermauern, für die 
Dauer von zehn Jahren zugeſtanden. 

16. Referent Hem.- Rath Joſef Müller: Weiters habe 
ich zu berichten über den Antrag Zahl 88. Derſelbe betrifft ein 
Regulierungsproject für die Gründe am ſogenannten Gerichts— 
wege im X. und XII. Bezirke. Es iſt dieſe Angelegenheit bereits 
theilweiſe dem Gemeinderathe vorgelegen, und hatte es ſich damals 
darum gehandelt, die Baulinie beim Kaiſer Franz Joſefs-Spitale 
an der Trieſterſtraße principiell zu beſtimmen. 

Dieſelbe wurde damals auch principiell beſtimmt, und zwar 
ſoll die Straße II derart geführt werden, dafs fie längs des 
Spitales vorbeiführt und ſich bis zur Straße nach Altmannsdorf 
erſtreckt. Ebenſo wurde principiell die Straße I, welche längs des 
Spitales führt und in welcher der 33zöllige Rohrſtrang eingebettet 
werden ſoll, ferner die Verlängerung einer Straße von der 
Trieſterſtraße bis zum Gerichtswege beſtimmt. 

Es wurde auch principiell beſtimmt, daf3 dort, wo die 
Spinnerin am Kreuze iſt, eine Gabelung der Straße ſtattfinden 
ſolle. Das hätte aber die Folge, dajs die Spitalsrealität ziemlich 
viel Grund abzutreten hätte; dagegen hat ſich die Spitals— 
verwaltung, und zwar mit Recht, verwahrt, indem ſie ſagte, wenn 
dieſe Baulinie in Rechtskraft bleiben würde, ſo würde ſie eine 
Reihe von Baracken verlieren, weil fie um circa 20 m von der 
Baulinie zurückrücken müßste. 


Es beantragt daher der Stadtrath, die Baulinie in der 
Trieſterſtraße in gerader Fortſetzung bis zur verlängerten Burg— 
gaſſe und von dort, wo die Spinnerin am Kreuze iſt, eine Ver— 
bindung gegen den Gerichtsweg herzuſtellen. 

Weiters iſt der Beſitzer einer großen Realität unterhalb des 
Meidlinger Friedhofes um Baulinienbeſtimmung zum Zwecke der 
Parcellierung eingekommen. Es hat ſich aber herausgeſtellt, dass 
beim Magiſtrate ein Act wegen Vergrößerung dieſes Friedhofes 
läuft, und der Stadtrath hat ſich daher nicht veranlaſst gefühlt, 
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derzeit dieſe Baulinie zu beſtimmen, weil dieſe Frage noch nicht 
gelöst erſcheint, und zwar umſomehr, weil der Eigenthümer ſelbſt 
erklärte, daßs er, wenn die Erweiterung des Friedhofes ſtattfinden 
ſollte, der Gemeinde jene Gründe verkaufen wolle. 

Es wird daher die Baulinie in den Straßen Nr. I, 2, 3 
und 4 derzeit nicht zu beſtimmen ſein. Für die unterhalb dieſer 
Straßen gelegenen Gründe iſt bereits eine Baulinie miniſteriell 
beſtimmt worden, es wird jedoch beantragt, dieſe Baulinie aufzu— 
laſſen, weil fie derart gelegen ift, dafs die Verbauung in villen— 
artigem Stile nicht recht zuläſſig erſcheint, und weil dieſe Baulinie 
auch nicht recht in den Rahmen des Baulinienplanes hineinpaſst. 

Es wird daher beantragt, dafs dieſe Baulinie derzeit aufzu— 
laſſen ſei, und bleibt es dem Gemeinderathe vorbehalten, bei einem 
neuerlichen Anſuchen um Parcellierung dieſelbe neu zu beſtimmen. 

Das ſind die hauptſächlichen Principien, welche den Stadtrath 
geleitet haben, dieſe Baulinie in suspenso zu laſſen und bloß einen 
Theil der Baulinie der Trieſterſtraße, der Verbindangsſtraße der 
Trieſterſtraße mit dem Gerichtsweg und der Straße Nr. 1, in 
welcher das 33zöllige Rohr zu liegen kommt, inſoweit zu be— 
ſtimmen, als dieſelbe die Spitalsrealität tangiert. 

Die Straße, in welche das Waſſerleitungsrohr eingebettet 
werden ſoll, ſoll eine Breite von 20 m, die Verbindungsſtraße mit 
dem Gerichtsweg ebenfalls 20 m, und der Gerichtsweg ſelbſt die 
bereits miniſteriell beſtimmte Breite von 22°76 m erhalten, alſo 
ebenfalls eine vollkommen genügende Breite. Die Niveauverhältniſſe 
find durch die hier beſtehenden Straßen, die Kreuzungspunkte der 
Straßen gegeben und es wird beantragt, dajs durch die Verbindung 
dieſer Kreuzungspunkte miteinander das Gefälle in gleichmäßiger 
Weiſe zu beſtimmen iſt. 

Ich erſuche um Annahme des den geehrten Herren zu Zahl 88 
vorgelegten Antrages. 

Gem.-Nath Brambauer: Ich möchte nur den Herrn Re— 
ferenten auch um Aufklärung bitten, ob dieſe Baugruppen ſchon 


fix beſtimmt ſind, nämlich im Gerichtswege und dann Straße 3, 
der Linie a bis b zu genehmigen. 


weil es ſich um dieſe ausſchließlich handelt. 

Referent: Baugruppen werden gar keine beſtimmt; die 
Trieſterſtraße iſt an und für ſich gegeben, die nächſte Straße iſt 
die Verbindungsſtraße zwiſchen der Trieſterſtraße und dem Gerichts— 
wege, das iſt Straße 3; an dem oberen Ende, wo ſie gabel— 
förmig zuſammenkommen, iſt ein freier Platz geplant. Wie die 
Eintheilung in Baugruppen geſchieht, iſt diesmal noch gar nicht 
beſtimmt. 

Gem.-Nath Trambaner: Alſo, man hat ſich nicht an dieſe 
Gruppe zu halten. Die wird erſt beſtimmt? 

Referent: Ja. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bringe zur Abſtimmung 
den Antrag des Stadtrathes zur Zahl 2246, Vorlage Nr. 88. Ich 
bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) — Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Für die Trieſterſtraße beziehungsweiſe die Straße 
III und den Platz bei dem Waſſerleitungsreſervoire 
werden die Linien aa’c’ede und rstuvwaixyz 
als Baulinien beſtimmt. 

2. Für die Straße! längs des 33“ Rohrſtranges 
der Hochquellenleitung werden bei einer Straßenbreite von 
20m die Linien t F“ und s U’ bis zum Platze beim 
Reſervoire als Baulinien beſtimmt. 
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3. Die miniſteriell genehmigten, im Plane 
ſchraffierten Baulinien für den Gerichtsweg mit 2276 m 
Straßenbreite werden beibehalten. 

4. Die für die Straße II längs des Meidlinger 
Friedhofes dann für die Straßen IV, V, VI und VII 
daſelſt projectierten Baulinien bleiben bis zur Aus- 
tragung der Frage wegen Erweiterung des Meidlinger 
Friedhofes in ſüdlicher Richtung in suspenso. 

5. Die im Jahre 1887 von der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft Sechshaus genehmigten Straßenzüge 
in dem ſüdlich vom Gerichtswege gelegenen Theile von 
Altmannsdorf nächſt der Pottendorferbahn werden auf— 
gelaſſen und deren entſprechende Neubeſtimmung der 
Feſtſetzung des General-Regulierungsplanes vorbehalten. 

6. Die im Plane eingetragenen Niveaucoten für 
den Platz beim Reſervoire, die Straße III und den 
Gerichtsweg werden genehmigt. 

17. Referent Gem.⸗Rath Matthies: Ich habe die Ehre, über 
die Zahl 2007, Beilage Nr. 85, zu referieren. Es betrifft eine 
Baulinie im III. Bezirke in der Marxergaſſe. Die Baulinie in 
der Marxergaſſe iſt ſchon in der ganzen Gaſſe beſtimmt, mit Aus- 
nahme der Häuſer Nr. 7, 9, 11, und hat der Beſitzer des Hauſes 
Nr. 11 um die Beſtimmung der Baulinie angeſucht. Die Herren 
haben einen kleinen Plan bei der Hand und werden finden, daſs 
die Marxergaſſe an dieſer Stelle vor den drei Häuſern bedeutend 
erweitert werden ſoll. Das hat ſeinen Grund darin, weil nach 
einem Plane und dem Projecte des Stadtbauamtes hier der große 
Sammelcanal, der am rechten Ufer des Donaucanales geführt 
werden ſoll, projectiert iſt, und weil das Bauamt nicht in der 
Lage war, bei der kurzen Krümmung denſelben in den anderen Theil 
der Marxergaſſe gelangen zu laſſen. Deswegen iſt hier eine be— 
deutende Einrückung geplant. Der Beſitzer des Hauſes Nr. 11 hat 
ſich mit dieſer Baulinie einverſtanden erklärt. Ich bitte im Namen 
des Stadtrathes, die Baulinie für die Häuſer Nr. 7, 9, 11 nach 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung? Ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Als Baulinie für die Marxergaſſe in der Strecke der 
Häuſer mit ungeraden Nummern zwiſchen der Seidl— 
gaſſe und Bechardgaſſe wird die Linie A B beſtimmt. 

18. Referent GHem.⸗Bath Wurm: Zahl 2657, Beilage Nr. 89. 
Es betrifft dies eine Zuſchrift der k. k. General⸗Direction der 
öſterreichiſchen Staatsbahnen rückſichtlich des Detailprojectes für 
die Markthalle in der Frachtenſtation Michelbeuern, beziehungs⸗ 
weiſe die Benützung der Station für Gemeindezwecke. Die 
Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, dafs der Gemeinderath vor 
kurzer Zeit ein Project genehmigt hat, nach welchem dieſes 
Stationsgebäude theilweiſe zu Markthallenzwecken verwendet werden 
ſoll. Es ſoll nämlich das Geſchoſs in der Höhe der Straße 
für Markthallenzwecke benützt werden und von den tiefer 
gelegenen Geſchoſſen, welche hauptſächlich Stationszwecken dienen, 
ſoll auch ein Theil für die Einſatzlocale, welche zu dieſen Markt— 
hallen gehören, verwendet werden. Es wurde damals der Be— 
ſchluſs gefaſst, beſtimmte Abänderungen an dem Projecte zu 
beantragen, und außerdem die Bedingung zu ſtellen, dass die 
Localitäten, welche zu Markthallenzwecken benützt werden ſollen, 
von der Gemeinde dauernd benützt werden können. Nun, dieſe Ab— 
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änderungen, welche von der Gemeinde damals gewünſcht worden 
ſind, wurden zugeſtanden und bezüglich der dauernden Benützung 
wurde nach längeren Verhandlungen das Zugeſtändnis gemacht, 
daſs vorläufig durch volle zehn Jahre dieſer Theil des Gebäudes 
für Marktzwecke überlaſſen werden ſoll. Die Überlaſſung von 
Localitäten kann ſelbſtverſtändlich nicht auf unbeſtimmte Zeit lauten, 
es muſßs daher auch eine Zeit genannt ſein, für welche dieſer Theil 
des Hauſes dem genannten Zwecke zugeführt werden ſoll. Rück— 
ſichtlich der Auflöſung des Vertrages wurde gegenwärtig eine 
zweijährige Kündigung vereinbart. Es iſt eine zweijährige Kündigung 
nothwendig, weil der Markt nicht ſo leicht zu verlegen iſt und 
wir an einer anderen Stelle wahrſcheinlich eine Markthalle würden 
erbauen müſſen. Bezüglich des Zinſes wurde von der General— 
Direction ein Zinsbetrag von 3300 fl. ausgerechnet. 

Es wurden nämlich die Koſten des Hauſes und jene, deſſen 
Theile für die Markthallenzwecke beſtimmt ſind, nach den Percent— 
antheilen berechnet, und die Summe von 3300 fl. ermittelt. Dieſe 
Summe wurde aber von Seite der Amter, der Gemeinde und auch 
von Seite des Stadtrathes als zu hoch befunden. Es iſt allerdings 
richtig: die Geſtehungskoſten ſind ſolche, welche dieſe Schätzung 
rechtfertigen würden, allein die Gemeinde hat beſondere Auslagen, 
welche mit dieſer Errichtung der Markthalle verbunden ſind. Die 
Gemeinde muss Stände anſchaffen, muſs für die Verwendung 
ſorgen, mit einem Worte: es ſind Auslagen, welche ſich zu einer 
ſolchen bedeutenden Summe addieren, und dieſe Summe, welche 
die Ausgaben ausmachen, mußs doch durch die Miete gedeckt 
werden. 

Nun hat man berechnet, wie die Miete ſich ſtellen würde. 
Dieſe Summe variiert — man mußs doch einen niederen Satz 
annehmen, zwiſchen 7 und 9 kr. per Stand und Tag — es 
kommen da 4166 fl. heraus. Wenn man das berückſichtigt, iſt die 
Gemeinde nicht in der Lage, einen höheren Zins für dieſe Markt— 
halle zu entrichten als 2000 fl. Demzufolge ſtellt der Stadtrath 
folgende Anträge (liest): 

„Es ſei auf einen zehnjährigen Mietvertrag unter folgenden 
Bedingungen einzugehen: 

1. Daſs der Mietvertrag zwei Jahre vor Ablauf der zehn— 
jährigen Vertragsdauer gekündet werden kann und falls dieſe 
Kündigung von keiner Seite eintritt, eine ſtillſchweigende Erneuerung 
des Beſtandvertrages auf unbeſtimmte Zeit gegen zweijährige, beiden 
Theilen zuſtehende Kündigung ſtattfindet; 

2. daſs der Zins mit der Maximalhöhe von 2000 fl. fixiert 
werde.“ 

Vice Nürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Beſchluſs: Es ſei auf einen zehnjährigen Mietvertrag unter folgen⸗ 
den Bedingungen einzugehen: 

1. Dass der Mietvertrag zwei Jahre vor Ablauf der 
zehnjährigen Vertragsdauer gekündet werden kann und 
falls dieſe Kündigung von keiner Seite eintritt, eine 
ſtillſchweigende Erneuerung des Beſtandvertrages auf 
unbeſtimmte Zeit gegen zweijährige beiden Theilen zu— 
ſtehende Kündigung ſtattfindet. 

2. Dass der Zins mit der Maximalhöhe von 
2000 fl. fixiert werde. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann: Ich bitte um Conſtatierung der 
Beſchluſsfähigkeit. 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter (nach erfolgter Auszählung): 
Die Verſammlung iſt beſchluſsfähig. Ich bitte Herrn Gem. 
Rath Schlechter zum Referate. 

19. Referent Gem.⸗Nath Schlechter: Zahl 2771. Die Com⸗ 
miſſion für die Veranſtaltung der XI. Möbel-Induſtrie-Ausſtellung 
hat ſich an den Gemeinderath um eine Subvention gewendet. Dieſe 
Ausſtellung findet in der Gartenbau-Geſellſchaft ſtatt, und es hat 
Se. k. u. k. Hoheit Herr Erzherzog Karl Ludwig das Pro- 
tectorat übernommen. Dieſe Ausſtellung hat in den Vorjahren eine 
Subvention von je 300 fl. erhalten, und mit Rückſicht darauf, 
dafs durch dieſelbe auch den Kleingewerbetreibenden Gelegenheit 
geboten iſt, leichter mit ihren Erzeugniſſen die Ausſtellung beſchicken 
zu können, wird beantragt, auch diesmal die Subvention von 300 fl. 
zu genehmigen. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der XI. Wiener Möbel⸗Induſtrie-Ausſtellung 1894 
wird eine Subvention von 300 fl. gewährt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte Herrn Gem. 
Rath Dr. Huber zum Referate. 

20. Referent Gem.-RNath Dr. Huber: Ich habe die 
Ehre, über eine Arbeit zu referieren, die ſich erſt nachträglich als 
nothwendig herausgeſtellt hat. Es handelt ſich um die Pflaſterung 
der ſogenannten Streifen in der Arbeitergaſſe in Neu-Margarethen. 
Die Arbeitergaſſe wurde im heurigen und am Schluſſe des vorigen 
Jahres bis auf ein Haus ganz ausgebaut, und da fie nur in 
jenem Theile der Länge nach ausgepflaſtert iſt, wo die Tramway 
fährt, zu beiden Seiten dieſer Fahrgeleiſe aber nicht, ſo ergibt ſich 
die Nothwendigkeit, dass die Pflaſterung dieſer Streifen gleich— 
zeitig vor ſich gehe. Die Koſten beziffern ſich nach dem vorgelegten 
Voranſchlage mit 5244 fl. 49 kr. Nachdem dieſe Arbeit erſt jetzt 
zur Vornahme gelangt, wo das Präliminare der Pflaſterungen 
ſchon genehmigt iſt, handelt es ſich um einen Zuſchuſscredit für 
die betreffende Summe, d. i. zu Rubrik XXII 16. Es wird daher 
von Seite des Stadtrathes der Antrag geſtellt, dieſe Pflaſterung 
mit dem angegebenen Betrage von 5244 fl. und einen Zujchufg- 
eredit in dieſer Höhe zur genannten Rubrik zu bewilligen. 

Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Behufs Neupflaſterung der Arbeitergaffe im V. Be- 
zirke wird zur Rubrik XXII I b ein Zuſchuſscredit 
in der Höhe von 5244 fl. 49 kr. bewilligt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte Herrn Gem.“ 
Rath Witzelsberger zum Referate. 

21. Referent Gem.-Nath Witzels berger: Ich habe die 


Ehre, zur Zahl 1406 über ein Anſuchen der freiwilligen Feuer⸗ 


wehr in Ober⸗Sievering um Subvention behufs Beſtellung eines 
Feuerwehrmannes zu referieren. Es hat ſich die Nothwendigkeit 
herausgeſtellt und das Feuerwehr-Commando hat angeſucht, dass 
ein Mann beſtellt werde, der die Reinigung der Requiſiten vor- 
zunehmen hat. Das Anſuchen wird vom Feuerwehr⸗Commando 
befürwortet, und es wird beantragt, eine Subvention von 180 fl. 
zur Beſtreitung der Koſten für dieſen Feuerwehrmann zu gewähren. 
Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Keine Ein⸗ 
wendung? — Angenommen. 
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Beſchluſs: Zur Entlohnung des activen Feuerwehrmannes 
wird der freiwilligen Feuerwehr Ober-Sievering eine 
Subvention von 180 fl. pro 1894 bewilligt. 

22. Referent Gem.⸗Nath Witzelsberger: Zahl 1132 
betrifft das Erſuchen der freiwilligen Feuerwehr in Grinzing um 
Subventionierung und Vervollſtändigung der Ausrüſtungsgegen⸗ 
ſtände. Die Nothwendigkeit hiezu hat ſich herausgeſtellt. Es wird 
beantragt die Bewilligung einer Subvention von 510 fl. zur Inſtand— 
haltung der Requiſiten und Deckung von kleineren Auslagen und 
zur Entlohnung der beiden activen Feuerwehrmänner, welche auch 
180 fl. für die Reinigung der Requiſiten bekommen. Der Reſt 
wird zur Anſchaffung von verſchiedenen kleineren Gegenſtänden 
verwendet. 

Das Anſuchen wird vom Feuerwehr-Commando befürwortet. 

Ich bitte um die Annahme. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Keine Ein— 
wendung. — Angenommen. 

Beſchluſs: Zur Inſtandhaltung der Requiſiten und Deckung 
von kleineren Auslagen, ſowie zur Entlohnung der 
activen Feuerwehrleute Franz Eibel und Michael 
Rathauſcher wird der freiwilligen Feuerwehr Grinzing 
gegen ſeinerzeitige Rechnungslegung eine Subvention 
von 510 fl. bewilligt. 

Vice Bürgermeifter Dr. Nichter: 
geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten abends.) 


Die Sitzung iſt 


Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 27. April 

1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl. 


Nürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchuſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Gerhardus entſchuldigt ſein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung wegen Unwohlſeins. 

2. Herr Gem.⸗Rath Becker erſucht um einen Urlanb für 
unbeſtimmte Zeit. Demſelben wurde der Urlaub in einer Dauer 
von ſechs Wochen ertheilt. 

3. Se. Excellenz der Herr Statthalter theilt mit (liest): 

„Se. k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter 
Entſchließung vom 5. April 1894 dem vom Landtage des Erz— 
herzogthums Oſterreich unter der Enns beſchloſſenen Entwurfe 
eines Geſetzes, mit welchem der Stadtgemeinde Wien die Aufnahme 
eines Darlehens im Höchſtbetrage von vier Millionen Gulden 
bewilligt wird, die Allerhöchſte Sanction allergnädigſt zu ertheilen 
geruht. 

Hievon ſetze ich Euer Hochwohlgeboren mit dem Beifügen in 
die Kenntnis, dafs die Einſchaltung des Geſetzes in das Landes⸗ 
geſetzblatt unter einem veranlaſst wird. 

Wien, am 23. April 1894. 

Kielmansegg.“ 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 
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4. Der Herr Vorſteher des III. Bezirkes Johann Schober 
theilt mit, daſs ihm von Seite der Vereinsleitung des Landſtraßer 
Männergeſang⸗Vereines ein Betrag von ſiebenhundert Gulden 
(700 fl.) als Erträgnis eines von dem obgenannten Vereine am 
14. März d. J. in den Sophien⸗Sälen veranſtalteten muſikaliſchen 
Abend (Aufführung des Oratoriums „Die Schöpfung“ von 
J. Haydn) zur Vertheilung an die Armen des III. Gemeinde— 
bezirkes übermittelt wurde. 

Von dem obigen Beitrage wurden 400 fl. dem Armeninſtitute, 
150 fl. dem Ortsſchulrathe und 150 fl. den einzelnen Bezirks— 
ausſchüſſen zugewieſen. 

Die Herren werden einverſtanden fein, wenn ich dem Land— 
ſtraßer Männergeſang-Vereine für dieſe wirklich munificente Leiſtung 
den Dank des Gemeinderathes ausſpreche. (Zuſtimmung und Rufe: 


Bravo!) 


5. Herr Gem.⸗Rath Dr. Lerch hat in der letzten Sitzung 
eine Interpellation in Betreff des armenärztlichen Dienſtes im 
Bezirkstheile Brigittenau eingebracht. 

Hiezu habe ich die Ehre, zu bemerken, dafs nebſt dem k. k. 
Armenarzte Dr. Ernſt Roſenthal, II., Wallenſteinſtraße 34, 
im Bezirkstheile Brigittenau ohnenhin ein zweiter Armenarzt 
fungiert, nämlich der mit Stadtraths-Beſchluſs vom 23. September 
1892, Z. 5850, beſtellte proviſoriſche ſtädtiſche Armenarzt Dr. Nathan 
Weinſtein, II., Rauſcherſtraße 16. 

Weder vom Stadtphyſikate, noch von der Armeninſtituts— 
Vorſtehung des II. Bezirkes ſind in letzterer Zeit Berichte über 
Übelftände bei der Beſorgung des armenärztlichen Dienſtes in der 
Brigittenau anher erſtattet worden. 

Übrigens wurde in einem Referate des Magiſtrates vom 
22. Jänner 1894, Z. 134900 ex 1892, betreffend die definitive 
Organisation des Gemeinde-Sanitätsdienſtes, eine Vermehrung der 
Armenarztensſtellen im allgemeinen und ſpeciell jener im II. Bezirke 
beantragt. 

Der Autrag betreffend die Regelung des ſtädtiſchen Sanitäts- 
dienſtes liegt zur Berathung vor und wird demnächſt im Stadt— 
rathe in Verhandlung genommen werden. 

6. Herr Gem.⸗Rath Fuchs hat eine Interpellation wegen 
der verſpäteten Beſchau von am Meidlinger Bahnhofe angelangten 
Kälbern eingebracht. Ich habe die Ehre, darüber Folgendes zu 
berichten: 

Auf jenen Bahnhöfen Wiens, welche Beſchauſtationen 
ſind, findet ſich während des Tages einigemale der Beſchaubeamte 
ein, um die daſelbſt eingelangten Fleiſchwaaren der Beſchau zu 
unterziehen. 

Der Meidlinger Bahnhof, auf welchem am 21. d. M. um 
2 Uhr nachmittags drei Kälber eingelangt ſind, iſt aber keine 
Beſchauſtation, weil auf dieſem Bahnhofe nur eine geringe und 
unregelmäßige Fleiſchzufuhr ſtattfindet. 

Wenn daher auf dem Meidlinger Bahnhofe, eine Fleiſch⸗ 
ſendung einlangt, ſo hat der Adreſſat den Amtsthierarzt im Be— 
zirksamte hievon behufs der Beſchau zu verſtändigen. 

Dies iſt im vorliegendem Falle nicht geſchehen und hat auch 
die Bahnverwaltung eine ſolche Verſtändigung dem Thierarzte 
nicht zukommen laſſen. 

Erſt am andern Tage, nachdem die Bahnverwaltung die 
Ausfolgung der Kälber verweigerte, wurde eine Gehilfe des 
Adreſſaten zu dem Beſchauthierarzte im XII. Bezirke geſchickt, 
worauf dieſer ſich nach dem Bahnhoſe begab, um die Beſchau vor— 
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zunehmen: Die Urſache, dafs im vorliegendem Falle die Beſchau 
nicht rechtzeitig erfolgte, liegt demnach darin, daſs der Empfänger 
der Ware es unterlaſſen hat, das ſtädtiſche Beſchauorgan ſofort 
nach dem Einlangen der Ware zu aviſieren. 

Ich bitte um Mittheilung des Ein laufes: 


Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

7. Interpellation des Gem.-Nathes Nöhrl: 

Zwiſchen der Gumpendorferſtraße und der Mollardgaſſe auf der Gürtel⸗ 
ſtraße des XIV. Bezirkes ſteht eine freiſtehende Ziegelmauer. Dieſe Mauer hatte 
den Zweck gehabt, als Verzehrungsſteuergrenze zu dienen. 

Seit der Aufhebung der Verzehrungsſteuer an dieſem Platze iſt dieſe 
Mauer überflüſſig geworden und wird jetzt als Anuoncenwand mitten auf der 
Straße verwendet. 

Nachdem dieſe Mauer weder als hiſtoriſches Baudenkmal paſst, mod) 
ſchön iſt und den Verkehr hindert, indem ſie die, ſage eine Klafter breite 
Mollardgaſſe fo einengt, dass eine ſolche Gaſſenbreite nach dem Baugeſetze gar 
nicht zuläſſig iſt, und dass dieſe Gaſſe der Schlupfwinkel verrufener Perſonen 
iſt und als Anſtandsort dient, iſt es unglaublich, daſs man mitten in den 
dichtbewohnten Stadttheilen eine ſolche Ordnungsliebe und Rückſichtsloſigkeit 
als Beiſpiel zur Veranſchaulichung erhält. 

Die Anrainer haben ſelbſt dem löblichen Magiſtrate erklärt, ſie wollen dieſe 
überflüſſige Mauer auf ihre Koſten demolieren, damit ihre Häuſer freigelegt 
und zugänglich werden. Nichts wurde anerkannt. Die Demolierung der Mauer 
ſelbſt macht der Gemeinde Wien gar keine Speſen, da jeder Baumeiſter gerne 
bereit iſt, gegen Überlaſſung der Ziegeln die Mauer unentgeltlich abzureißen. 
Die Niveauherſtellung übernimmt jeder Fuhrwerksbeſitzer als Plauierung un— 
entgeltlich. Man überlaſſe dieſe Arbeit nur der Bezirksvertretung des XIV. Be- 
zirkes und ſie wird zu Gunſten der Commune durchgeführt. 

Ich lege anbei die Photographie dieſer hiſtoriſchen Mauer zum ewigen Ge— 
dächtuiſſe dieſer Interpellation bei, damit die maßgebenden Kreiſe dieſe Auge— 
legenheit vor Augen haben. 

Alle diesbezüglichen Anträge und Interpellationen, die ich einbrachte, find 
unberückſichtigt geblieben. 

Ich ſehe mich abermals veranlasst, im Intereſſe der Sanität und aus 
Verkehrsrückſichten folgende Interpellation zu ſtellen: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, eheſtens dahin zu wirken, 
dafs die genannte Linienwallmauer ſofort demoliert werde und die 
Planierung der Gürtelſtraße durchgeführt werde. 

Nürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der 
nächſten Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

8. Interpellation des Gem.-Nathes Röhre: 

Auf dem Rudolfsheimer Heumarktplatze befindet ſich ein waſſerreicher 
Brummen, dev bis jetzt eigentlich‘ keine praktiſche Verwendung hat. 

Das Waſſer zum Beſpritzen der Straßen im XIV. Bezirke wird aus dem 
Schöpfwerke an dem Wienfluſſe entnommen und iſt ungenügend, weil die Fuhr— 
leute ſehr häufig warten müſſen, um das nöthige Quantum Waſſer zu erhalten, 
und viel Zeit verſchwenden, weil das Schöpfwerk ſehr entfernt liegt. 

Es würde die Beſpritzung der Straßen weit billiger zu ſtehen kommen 
und köunte viel praktiſcher und ſchneller vorgeuommen werden, wenn ein zweites 
im Centrum von Rudolfsheim gelegenes Schöpfwerk errichtet werden würde. 


Ich ſtelle ſonach folgende Anfrage: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter bereit, dahin zu wirken, dass 
eheſtens ein Schöpfwerk auf dem Rudolfsheimer Marktplatze errichtet 
werde? 

Nürgermeiſter: Ich werde- die Ehre haben, dieſe Juter— 
pellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


Schriftführer Gem. Rath Dehm (liest): 

9. Anfrage des Gem.-Nathes Tomola: 

Dienstag den 24. April d. J. kam in früher Morgenſtunde ein ſtattlicher 
Trupp zumeiſt italienischer Arbeiter in die Martinsſtraße in Währing augerückt; 
dieſe begannen ſofort das Pflaſter aufzureißen und die Erde aufzuwühlen. 

Einige Bekannte fragten mich um den Zweck dieſer Arbeiten, den ich 
natürlich ebenſowenig kenne oder gekannt habe als jener. 

Das iſt jo Gemeinderathslos, denke ich mir, und ſuchte tagsdarauf unſeren 
Herrn Bezirksvorſteher anf, von dem ich annehmen mußs, dajs er in der Lage 
iſt, mir genauere Auskunft zu ertheilen. 

Aber der Herr Bezirksvorſteher weiß auch nichts, weiß ſelbſt heute noch 
nichts. Um aber doch wenigſtens etwas zu erfahren, begibt er — der Herr 
Bezirksvorſteher — ſich zum Herrn Amtsleiter des XVIII. Bezirkes; vielleicht, 
daſs dieſer Kenntnis von den Vorgängen in der Martinsſtraße hat. — Auch 
nicht; was thun? Gibt's denn in ganz Währing niemanden, der ämtlich davon 
verſtändigt wäre, daſs und zu welchem Zwecke eine der befahrenſten Straßen des 
Bezirkes aufgeriſſen wird? Auf dem Leiter der ſtädtiſchen Bauamtsabtheilung 
ruht noch die letzte Hoffnung, der wird gewiß im Beſitze genaueſter Juforma— 
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tionen fein. — Doch nein! Auch der Herr Oberingenieur iſt nicht klüger und 
wiſſender als die anderen. Niemand im ganzen weiten Bezirksamte hat ämtlich 


Kenntnis von dieſen Arbeiten. 2 

Weil mich aber bedünkt, daſs dem Bezirksausſchuſſe ohnehin ein äußerſt 
beſchränkter Wirkungskreis eingeräumt iſt, deſſen ungeſchmälerter Beſtand nicht 
eiferſüchtig genug gehütet werden kann, ſoll die ſtädtiſche Verwaltung nicht eine 
ganz und gar autokratiſche und centraliſierte werden, fo richte ich an den Herru 
Bürgermeiſter die Anfrage: 

Warum wurden in dieſem Falle Bezirksvorſteher und Bezirks⸗ 
ausſchuſs, denen doch nach dem Statute unzweifelhaft die Sorge 
für die Pflege und Erhaltung der Straßen obliegt, nicht von dem 
Beginne der Rohrlegung für die Waſſerleitung verſtändigt? 

Bürgermeiſter: Ich werde darüber Erhebungen pflegen und 
das Erforderliche veranlaſſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

10. Interpellation des Gem.-Ralhes Värkl: 

Seit Kurzem befinden ſich an der Mauerfläche der Paulauerkirche von 
der Ecke der Wiedener Hauptſtraße und Paulanergaſſe im IV. Bezirke zwei 
große Ankündigungstafeln für Theater- und Muſikanzeigen. f 

Iſt es nun ſchon an und für ſich unſtatthaft, an eine Kirche ſolche Au: 
kündigungstafeln anzubringen, und mußs ſolches Vorgehen den Unwillen der 
Bevölkerung hervorrufen, umſomehr an dieſer Stelle, da bei der bezeichneten 
Kirche das Trottoir kaum zwei Schuh breit iſt, die Paffage eine Störung 
erfährt und geradezu lebensgefährlich wird, wenn man ins Auge faſst, dass 
die Tramway knapp beim Trottoir um die Ecke biegt, wo die Annoncentafeln 
angebracht ſind. | 

„Beſonders befremdend wirkt auch noch der Umſtand mit, daßs dieſe An⸗ 
kündigungstafeln ohne jede Intervention der Wiedener Bezirksvertretung an— 
gebracht wurden, und erlaubt ſich der Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter 
folgende Frage zu richten: 

J. Wie war es möglich, dass dieſe Annoncentafeln ohne Zu— 
ziehung der Bezirksvertretung angebracht werden konnten? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, an competenter Stelle 
dahin zu wirken, dass die bezeichneten zwei Ankündigungstafeln, 
welche an der Kirche unpaſſend find und Veranlaſſung zu erheb- 
lichen Paſſageſtörungen bieten, eheſtens wieder entfernt werden? 

Vürgermeiſter: Ich werde die Ehre haben, dieſe „guter: 
pellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 
11. Antrag des Gem.⸗Nathes Steiner und Genoſſen: 


Nach einer in den öffentlichen Blättern enthaltenen Notiz waren in 
der abgelaufenen Woche bei der Ausführung der Wiener Verkehrsaulagen 
1889 Arbeiter in Verwendung, und zwar beim Baue der Sammelcanäle 1080 
und beim Baue der Gürtel- und Vorortelinie der Stadtbahn 809. 

Weiters ſtanden außer fünf Dampfmaſchinen beim Baue der Stadtbahn 
62, beim linksſeitigen Sammelcanale 43 Fuhrwerke in Betrieb. 

Für die Gemeinde Wien, welche auch ſelbſt an den Koſten der Verkehrs- 
anlagen participiert, iſt es nun von Intereſſe, zu erfahren, ob und in welchem 
Maße die aus den Mitteln der Steuerträger bezahlten Arbeitslöhne der ein— 
heimiſchen, beziehungsweiſe inländiſchen Bevölkerung zufließen, und inwieweit 
ſonach dieſe Bevölkerung an den Vortheilen dieſer Errichtung der neuen Au— 
lagen theilnimmt. f 

Ich erlaube mir daher, den Antrag zu ſtellen: 

Der Magiſtrat werde beauftragt, nach vorherigem Einvernehmen 
mit der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien feſtzuſtellen und 
dem Gemeinderathe darüber eheſtens zu berichten, 

1. wie viele von den bei den Anlagen beſchäftigten Arbeitern 
nach Wien zuſtändig ſind; 

2. wie viele von dieſen Arbeitern ſind nach Niederöſterreich 
und wie viele nach anderen Kronländern der Monarchie zu: 
ſtändig? 

3. Wie viele von dieſen Arbeitern ſind nach Italien zuſtändig? 

4. Welcher Nationalität gehören die sub 2 und 3 benaunten 
Arbeiter an? 

5. Seit wann find die sub 2, 3 und 4 benannten Arbeiter 
in Wien anſäſſig und wie viele von denſelben ſind länger als ein 
Jahr vor der Inangriffnahme der öffentlichen Anlagen in Wien 
anſäſſig geweſen? 
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DHürgermeifler: 
werden. 

Wir übergehen zur Tagesordnung. 

Ich erſuche zum Referate den Herrn Gem.-Rath Stiaßny. 

12. Referent Hem.⸗Nath Stiaßny referiert über die Theil⸗ 
nahme der Gemeinde Wien an der Feilbietung eines Hauſes im 
J. Bezirke. 

(Die Verhandlung über dieſen Gegenſtand wird abgebrochen 
und in die vertrauliche Sitzung verlegt.) 

13. Referent Gem.-Rath Schneiderhan: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über die Straßenſäuberung im I. Bezirke. Die 
Herren haben zu dieſem Zwecke als Behelf Beilage Nr. 94 und 
vier dazugehörige Tabellen. 

Wie die Herren ſich noch erinnern werden, hat der Gemeinde— 
rath am 24. Juni beſchloſſen, es ſei die Straßenſäuberung in 
eigener Regie vorzunehmen. Am 29. September wurde dieſes 
Proviſorium bis zum 30. Juni 1894 verlängert. Gleichzeitig 
wurde der Magiſtrat beauftragt, das Referat bezüglich der Durch— 
führung der Säuberung in eigener Regie vorzubereiten und längſtens 
bis zum 1. April 1894 vorzulegen. 

Ich glaube, ich ſoll nicht alles wörtlich, was die Herren 
ohnehin ſchon geleſen haben, wiederholen, ſondern will gleich auf 
die Ziffern übergehen. 

Auf Grund der Tabellen, welche der Herr Bezirksvorſteher 
allmonatlich an den Magiſtrat geliefert hat, wurde vom Bauamte 
eine Koſtenberechnung der eigenen Regie zuſammengeſtellt, welche 
in vier Tabellen dem Magiſtrate zur Bearbeitung dieſes Elaborates 
vorlagen. 

In der Tabelle A ſind die wirklichen Koſten dargeſtellt, in 
der Tabelle B die Koſten, welche bei der Vermehrung der Kehr— 
maſchinen bis auf zehn auflaufen werden. In der Tabelle 
finden Sie die Koſten für die eigene Regie im vollen Umfange, 
nämlich bei einem Stande von 104 Pferden, und in der Tabelle D 
die Koſten der Reinigung bei einem Stande von 86 Pferden. 

Ich will hier gleich erwähnen, daſs die Tabelle C wohl ganz 
außer Betracht zu kommen hat, denn dieſes Plus im Pferdeſtande 
bei Vermehrung von 86 auf 104 käme nur in Verwendung zur 
Beſpannung der Schneepflüge, und es wäre ganz zwecklos, wenn 
man den ganzen Sommer über Pferde halten würde, welche nur 
im Winter zur Beſpannung der Schneepflüge gebraucht würden. 

Die Koſten ſind ausgemittelt in dem erſten Falle, d. i. in 
Tabelle B, mit 351.297 fl. 49 kr., in dem Falle der Tabelle C, 
welcher nach meiner Anſicht ganz außer Betracht zu bleiben hat, 
mit 350.380 fl. 67 kr., und in dem Falle D mit 339.570 fl. 32 kr. 

Auf Grundlage dieſer Zuſammenſtellung gieng nun der 
Magiſtrat daran, ein Elaborat auszuarbeiten, welches dem löbl. 
Gemeinderathe zur Beſchluſsfaſſung über die Reinigung des 
J. Bezirkes in eigener Regie vorgelegt wird. 

Wenn die Herren die Tabelle B zur Hand nehmen, welche 
ad a) des Berichtes mit 351.300 fl. angeführt iſt, ferner die 
Tabelle C ad b) des Berichtes mit 350.000 fl. und die Tabelle D 
ad c) des Berichtes mit 339.000 fl., fo iſt eigentlich im großen 
und ganzen nicht viel Unterſchied in den Endſummen. Der größte 
Unterſchied iſt 11.000 fl. | 

Es wird nun ausgeführt, dafs eine Herabminderung der Koſten 
für die beſchräukte eigene Regie, wie ſie jetzt eingeführt iſt, dadurch 
eintreten wird, daſs die Fuhrwerksleiſtungen, welche ſich das letzte— 
mal unter dem Drange der kurzen Zeit für die Offertausſchreibung 
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und im Hinblicke auf die kurze Zeit, durch welche die Offerenten 
überhaupt das Fuhrwerk zu leiſten hatten, gewiſs als zu theuer 
herausſtellten, ſich bedeutend verbilligen werden. Die eigentlichen 
Koſten der Reinigung, welche nach der Durchſchnittsziffer für die 
abgelaufene Zeit angenommen werden können, betragen 230.000 fl. 

Die Transport⸗Geſellſchaft hat für die Schneeſäuberung und 
Abfuhr nach einer Beobachtung von zehn Jahren einen Durch— 
ſchnittsbetrag von 110.000 fl. angenommen. Es dürfte ſich alfo 
vorausſichtlich die Summe für die Reinigung in der beſchränkten 
eigenen Regie, wie wir ſie bis jetzt geführt haben, auf 340.000 fl. 
ſtellen, vorausgeſetzt, daſs die Fuhrwerke keine billigeren werden 
ſollen. (Rufe: Auch keine höheren!) Höher können ſie ja nicht 
werden; das iſt meiner Anſicht nach ausgeſchloſſen. 

Sie finden alſo den Unterſchied zwiſchen der eigenen Regie 
und der beſchränkten eigenen Regie ausgedrückt in den Summen 
von 339.000 fl. und 340.000 fl. Wenn man nun berückſichtigt, 
dass bei beiden Arten der vollen eigenen Regie, nämlich bei dem 
nicht in Betracht kommenden Vorſchlage C, 276.000 fl. und beim 
Vorſchlage in D 250.000 fl. Capital inveſtiert werden ſollen, jo 
iſt es wohl zweifellos, dajs man zu dem Schluſſe kommt, einen 
gleichen Effect zu erzielen, ohne ſo große Capitalien inveſtieren 
zu müſſen. 

Es liegen bei dem Referate auch mehrere Offerte, welche ſich 
auf eine andere Verwertung des Straßenkehrichts als bisher be— 
ziehen, und zwar ſind es fünf Offerte. 

Es iſt aber verfrüht, heute darüber zu reden, da alle dazu 
erforderlichen Vorbedingungen fehlen. Um den Dünger in die länd— 
lichen Bezirke hinausbringen zu können, iſt vor allem die Her- 
ſtellung einer Bahn nothwendin. Am 17. März hat eine Com⸗ 
miſſion in Angelegenheit der Verlängerung der Dampftramway von 
Groß-Enzersdorf bis Orth ſtattgefunden, um mit Hilfe dieſer 
Bahnanlage den Miſt in das Marchfeld verführen zu können, 
da man Ausſicht hätte, ihn dort an den Mann zu bringen. Der 
Herr Magiſtrats⸗Referent, welcher bei dieſer Commiſſion zugegen 
war, hat aber trübe Erfahrungen unten gemacht und iſt ganz ent— 
täuſcht zurückgekommen. (Hört!) Die Herren Wirtſchaftsbeſitzer, an 
deren — wie ſoll ich jagen — Großmuth, an deren wirtſchaftlichen 
Sinn appelliert wurde, haben ſich zu gar keinen Conceſſionen 
herbeigelaſſen; ſie haben der Tramway weder Zugeſtändniſſe in 
der Beziehung gemacht, dafs fie Gründe billiger hergaben, noch 
haben ſie ſich verpflichtet, eine beſtimmte Fracht übernehmen oder 
verführen zu wollen. Kurz und gut, es waren gar keine Zugeſtänd— 
niſſe zu erlangen, jo dals die Commiſſion nichts anderes thun 
konnte, als ein ſogenanntes Actions⸗Comits einzuſetzen, welches die 
Verhandlungen auf Grundlage der Erfahrungen der Commiſſion 
jetzt weiterführen wird. In der Beziehung iſt alſo vorläufig gar 
keine Ausſicht, daſs in der kürzeſten Zeit in Bezug auf die Ber: 
führung in weitere Ferne durch die Dampftramway irgendetwas 
erreicht werden wird. Zudem brauchten wir, um die Verführung 
mit der Bahn vornehmen zu können, Umladeplätze. Auch die müſsten 
erſt geſucht, vielleicht theuer bezahlt werden; ebenſo müſsten die 
betreffenden Stockgeleiſe für die Waggons von der Dampftramway 
bis auf den Umladeplatz erſt ins Leben gerufen werden. 

Selbſt vorausgeſetzt, dass das alles fertig wäre, fehlte noch immer 
das Allernothwendigſte, nämlich die Bewilligung der politiſchen Be— 
hörde. Die Herren wiſſen, dass die Bezirkshauptmaunſchaft uns jetzt 
ſchon am Bruckhaufen draußen Beſchwerniſſe gemacht hat, dass der 
Auftrag ergangen iſt, bei allen Veränderungen auf dem Bruckhaufen 
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ſeien Vertreter der Gemeinden Donaufeld und Floridsdorf und 
auch die Bezirkshauptmannſchaft einzuladen, um eventuelle Ein: 
wendungen gegen die Ablagerung oder die Art der Ablagerung 
erheben zu können. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daſs die Commune 
Wien nicht riskieren kann, mit irgendjemandem in ein Vertrags⸗ 
verhältnis einzugehen, ſelbſt wenn er behauptet, er habe Abſatz für 
den Dünger, er könne ihn hinausbringen, wenn ſie nicht die Ver— 
ſicherung hat, daſs das auf längere Zeit der Fall fein kann. Was 
nützt es uns denn, wenn wir den Dünger vier Wochen hinaus— 
führen können und dann irgendeine Bezirkshauptmannſchaft an uns 
herantritt — nehmen wir an, wir führen nach Groß-Enzersdorf, 
Orth und Stammersdorf — und ſagt: „Es geht nicht, unter 
dieſen Verhältniſſen können wir nicht weiter abladen laſſen, Ihr 
verſchleppt uns die Krankheiten von Wien heraus.“ Es iſt alſo noth— 
wendig, dafs von der Statthalterei erſt Normativbeſtimmungen 
ausgearbeitet werden, unter welchen Umſtänden es überhaupt 
möglich ſei, ungehindert den Kehricht hinauszuführen. 


Der Magiſtrat hat in dieſer Hinſicht bereits Einleitungen ge— 
troffen und es dürften die Verhandlungen, ſowohl mit der Bahn, 
als auch mit der Statthalterei, in der nächſten Zeit zu Ende ge— 
führt werden, fo daſs wir dann geſicherte Verhältniſſe erreichen. 
Bevor dies aber geſchieht, iſt wohl nicht daran zu denken, auf 
dieſe Offerte, welche den Acten beiliegen, einzugehen und etwas 
anderes vorzukehren, als die Abfuhr des Kehrichtes auf den Bruck— 
haufen. Wenn die Herren das Referat, das ich mir Ihnen zur 
Verfügung zu ſtellen erlaubt habe, aufmerkſam durchgehen, ſo 
werden Sie wahrſcheinlich zu derſelben Anſicht kommen, wie Ihr 
Referent und die Majorität des Stadtrathes, nämlich zu der 
Anſicht, dafs es ſich unter dieſen Verhältniſſen wohl empfiehlt, die 
Stadtſäuberung im J. Bezirke in eigener beſchränkter Regie 
ſowie bisher fortzuführen. Ich glaube, mich nicht in Wiederholungen 
einlaſſen zu ſollen. Wenn einer der Herren irgendwelche Auf— 
klärungen wünſcht, fo bin ich ja gerne bereit, fie zu geben. — Ich 
kann alſo zum Schluſſe ſchreiten. 

Wenn die Herren wünſchen, ſo werde ich die Anträge jetzt 
verleſen. (Rufe: Ja!) Dieſelben lauten (liest): 

„I. Zum Zwecke der Sicherſtellung der folgenden Fuhrwerks— 
leiſtungen für Stadt-Säuberungszwede im J. Gemeindebezirke ſei 
auf die Dauer eines Jahres (vom 1. Juli 1894 bis 30. Juni 
1895), eventuell auf die Dauer von fünf Jahren (vom 1. Juli 
1894 bis 30. Juni 1899) eine öffentliche ſchriftliche Offertver— 
handlung auszuſchreiben, und zwar in der Weiſe, daßs jeder Offerent 
bei ſonſtiger Ungiltigkeit des Offertes, ſowohl für die längere als 
auch für die kürzere Vertragsperiode zu offerieren hat, und zwar: 

a) für die Einſammlung und Abfuhr des Haus- und Markt⸗ 
kehrichtes; 
b) für die Abfuhr von Straßenkoth und Staub ꝛc.; 
c) für Schneeabfuhr; 
d) für Beſpannung der Schueopflüge; 
e) für Beſpannung der Straßenwalzen; 
f) für Beſpannung der Kehrmaſchinen ꝛc.; 
g) für Beiſtellung des Waſſers auf den Wagenſtandplätzen; 
h) für Beiſtellung des Aufſtreuſandes. 
II. Hinſichtlich der Vergebung der Kehrichtabfuhr ſeien Alter— 
nativofferte in der Richtung zu verlangen, daſßs ſeparate Preiſe: 
a) für die Abfuhr bei Benützung des Bruckhaufens und Über⸗ 
gang der Abfuhrſtoffe in das Eigenthum des Contrahenten; 
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b) für die Abfuhr auf irgendeine von der Gemeinde Wien zu 
beſtimmende Sammel- oder Abladeſtation im Wiener Ge: 
meindegebiete und unter Wahrung der freien Verfügung der 
Gemeinde über die abgeführten Materialien, angeſetzt werden, 
derart, daſs hiebei der Vorbehalt zu machen wäre, daſs der 
Gemeinde Wien jederzeit das Recht zuſtehen muss, zu erklären, 
daſs von einem beſtimmten Tage angefangen der Kehricht 
nicht mehr in das Eigenthum des Contrahenten übergeht, 
und dajs der Kehricht auf einen beſtimmten Punkt in Wien 
abgeführt werden mufs. 

III. Hinſichtlich der Sicherſtellung der Straßenbeſpritzung, 
welche nach demſelben Geſichtspunkte zu erfolgen hätte, wie jene 
der übrigen Fuhrwerksleiſtungen, iſt darauf Rückſicht zu nehmen, 
daſs das Elaborat über die Vergebung dieſer Leiſtung pro 1894 
dem Stadtrathe bereits vorgelegt wurde, und daſßs ſohin die 
Straßenbeſpritzung entweder für die Zeit pro 1895 bis incluſive 
1899 (ganze Saiſon) oder eventuell für die Zeit vom 1. Juli 
1894 bis Ende der Saiſon 1899 auszuſchreiben ſein wird.“ 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich bin außer: 
ordentlich überraſcht über die Gemüthlichkeit, mit der uns der Herr 
Referent ein ſo hochwichtiges Referat vorgetragen hat. Ich bin 
aber auch überraſcht darüber, mit wie wenig Gründlichkeit das 
der Herr Referent gethan hat, ich bin im hohen Grade überraſcht. 

Er hat unter anderem geſagt: Die beſchränkte eigene Regie 
koſtet 340.000 fl. und die eigene Regie koſtet 339.000 fl. Gewiss 
hat der Herr Referent vollkommen recht, wenn er ſagt: Das ſteht 
ja nicht dafür; warum ſich wegen 1000 fl. erhitzen? Wenn das 
ſo wäre, hochverehrteſter Herr Referent, dann ſtünde es wirklich 
nicht dafür. Aber die Sache iſt ein bisschen anders. Sie ſteht ganz 
anders, als der Herr Referent es glaubt. Dann hat er auch in 
der bekannten, gemüthlichen Weiſe geſagt, es heißt, man hätte 
Ausſicht, den Dünger im Marchfelde an den Mann zu bringen. 
Ich wünſchte dem Herrn Referenten, dass er die Bürgermeiſter 
aus dem Marchfelde hörte, die würden ihm ſagen, wie die Ausſicht 
ſteht, den Dünger an den Mann zu bringen, und es wäre für 
den Herrn Referenten wahrlich nicht allzuſchwer geweſen, ſich in 
das Marchfeld zu den Bürgermeiſtern zu begeben und die Herren 
zu befragen. Statt deſſen hat er uns aber etwas anderes geſagt. 
Der Magiſtratsrath, welcher bei dieſer Commiſſion dort war, habe 
ſchlimme Erfahrungen gemacht. Welcher Art aber dieſe ſchlimmen 
Erfahrungen waren, das hat er uns nicht ausführlich geſagt. 
(Rufe: O ja!) Natürlich wird ſich der erſtbeſte Bauer im March⸗ 
felde nicht verpflichten, vielleicht etwas zur Erbauung der Bahn 
beizutragen, oder für das ganze Marchfeld den Dünger in 
Empfang zu nehmen. Andere Erfahrungen ſcheint auch der Herr 
Magiſtratsrath nicht gemacht zu haben. Er ſcheint eben dieſer 
Commiſſion mit jenem geringen Intereſſe beigewohnt zu haben, 
welches man dieſer Angelegenheit überhaupt entgegenbringt. (Wider: 
ſpruch rechts.) 

Ja, meine Herren, ich muss ſchon bitten, daſs Sie mich an— 
hören, wollen Sie mich nur dann berichtigen, wenn Sie es im 
Stande ſind. 

Dann fehle die Bewilligung der politiſchen Behörde, den 
Kehricht dort hinaus zu führen. Meine Herren! Das mußs ich 
auf der Stelle als eine ganz naive Behauptung bezeichnen. Deu 
Dünger und Kehricht auf den Bruckhaufen zu führen, das iſt erlaubt; 
mitten in Wien können wir den Dünger abladen, aber ihn auf 
das flache Land hinauszuführen, dazu fehlt die Bewilligung der 
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politiſchen Behörde. Da könnten die Bezirkshauptmannſchaften 
ſagen, wir verführen Krankheiten. 

Hochverehrter Herr Referent! Ich bitte, ſich dieſen Satz denn 
doch zu überlegen. Ich würde ihn an dieſer Stelle nicht aus— 
ſprechen. 

Ja, meine Herren, etwas anderes liegt vor. Den Bruck— 
haufen dürfen wir nicht mehr beibehalten. Das iſt eine ſanitäre 
Gefahr für Wien (Zuſtimmung), und es ſind viele Urgenzen 
ſeitens der Statthalterei ſchon hiehergegangen wegen Auflaſſung 
des Bruckhaufens, aber immer gibt der Gemeinderath ausweichende 
Antworten, und Antworten, welche gar nicht richtig ſind, denn 
wir ſind in der Lage, den Bruckhaufen aufzulaſſen, und die hohe 
Statthalterei wird uns gewiss dazu zwingen, umſomehr, wenn fie 
erſt erfährt, wie die Dinge ſtehen. 

Vier Wochen, meint der Herr Referent, könnte man ius 
Marchfeld Dünger hinausführen. Ja, weiß der Herr Referent, 
wie viel Joch düngerarme Felder ſich im Marchfelde befinden? 
Er ſcheint keine Ahnung davon zu haben. Der Herr Referent 
ſtellt ſich das Marchfeld fo vor, wie die Schmelz. (Lebhafte 
Heiterkeit.) Ich will es gleich an dieſer Stelle ausſprechen: Das 
Marchfeld hat mehr als 10.000 Joch düngerarme Felder. 

Meine Herren! Wenn wir den Kehricht von ganz Wien, 
nicht allein von der Inneren Stadt, hinausführen, ſo ſind wir im 
nächſten Jahrzehnt nicht in der Lage, auch nur die Hälfte dieſer 
Felder genügend zu verſehen. So iſt es, Herr Referent, nicht 
daſs wir in vier Wochen ſchon aufhören. (Referent: Das habe 
ich auch gar nicht gejagt!) 

Nachdem ich zunächſt den Herrn Referenten in dieſer Richtung 
berichtigt habe, und nachdem er von dieſem Referate eine ſolche 
Meinung hat, mußs ich mir erlauben, ihm zunächſt einige Fragen 
vorzulegen. 

Die erſte Frage: Was heißt beſchränkte Regie? 

Zweite Frage: Was koſtet das Einſammelu und Verführen 
des Haus⸗ und Straßenkehrichtes des I. Bezirkes nach dem Bruck— 
haufen? 

Dritte Frage: Was koſtet die Verführung des Straßen— 
kehrichtes des I. Bezirkes und wie groß iſt das Quantum, welches 
täglich aus dem J. Bezirke zur Verführung kommt? 

Vierte Frage: Warum iſt der Herr Referent dem Projecte 
der Verführung des Haus- und Straßenkehrichtes nach dem hinteren 
Marchfelde und der Verwertung desſelben nicht nähergetreten, 
namentlich der Verwertung desſelben? 

Nach Beantwortung dieſer Fragen werde ich mir vom Herrn 
Bürgermeiſter das Wort erbitten, um fortfahren zu können. 

Referent: In Bezug auf das, was Herr Gem.-Rath 
Frauenberger erwähnt hat, ich hätte mit den Bürgermeiſtern 
reden und zu den Bürgermeiſtern ins Marchfeld hingehen ſollen, 
ſo war das wohl nicht nothwendig; denn der Landtags-Abgeordnete 
Baumann war mit den Bürgermeiſtern bei mir. Ich habe 
ihnen die Gründe dargelegt, warum heute die Commune Wien 
nicht auf ein ſolches Offert, welches ihr ganz ohne Garantie ange— 
boten wird, nämlich von den zwei Petz und von den zwei Böhm, 
die dort unten Wirtſchaften haben, eingehen kann. Ich habe ihnen 
das vorgeſtellt und fie haben eingeſehen, dass es wirklich ſo iſt. 
Meine Herren! In der Beziehung täuſchen Sie ſich nicht, dass 
man irgendwohin Kehricht hinführen kann ohne Bewilligung der 
betreffenden Gemeinde oder politiſchen Behörde. Die vier Wochen, 
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Ich hab e damit nur jagen wollen, dajs es möglich iſt, daſs man 
hinfahren könnte. Sofort aber würden die Bauern ihren Vortheil 
ausnützen und ſagen: Oho, Commune Wien, wenn Du bei uns 
Miſt abladen willſt, jo muſst Du zahlen. (Lebhafter Widerſpruch 
links; Gem.⸗Rath Dr. Geßmann ſſchreiend!: So eine Be— 
hauptung!) 

Bürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Geß mann, ich rufe 
Sie zur Ordnung. Sie werden ja in der Lage ſein, den Referenten 
zu widerlegen, aber es iſt kein Anlaſs, jo loszufahren. 

Referent: Es iſt das eben eine Meinung von mir, und es 
iſt ja möglich, daßs dieſelbe falſch iſt. Ich kann Sie aber ver: 
ſichern, hier ſind die Herren St.-R. Witzelsberger und 
Rückauf, die meine trüben Erfahrungen beſtätigen können. Die 
Gemeinde hat an der Grenze von Unter-Meidling einen Miſt— 
abladeplatz gehabt, wohin wir jahrelang den Miſt verführt haben. 
Eines ſchönen Tages iſt aber ein Auftrag der Bezirkshauptmann— 
ſchaft gekommen, ihr dürft nach vier Wochen dort keinen Kehricht 
mehr hinführen. 

Was ſollten wir alſo thun? Wir haben uns in der Gemeinde 
Altmannsdorf um einen ſolchen Platz umgeſchaut. Dort war eine 
ſehr große, ſchon ausgebeutete Schottergrube und wir haben dieſelbe 
von dem Eigenthümer erworben, d. h. inſoweit, daſs wir den 
Dünger dort abladen durften. Da kam aber ſofort die Gemeinde 
Altmannsdorf und hat uns geſagt: Ihr könnt den Miſt herführen, 
aber Ihr zahlt uns 500 fl. alljährlich (Rufe: Hört!), und die 
Gemeinde Unter-Meidling hat der Gemeinde Altmannsdorf die 
500 fl. zahlen müſſen. Ich weiß den Betrag nicht auswendig, 
den die Gemeinde Rudolfsheim bezahlt hat, aber ich glaube, ſie 
hat ebenfalls 1200 fl. an die Gemeinde Altmannsdorf gezahlt. 
Herr St.-R. Rückauf wird das beſtätigen. So iſt es jeder 
Gemeinde draußen ergangen, ſo oft ſie einen Abladeplatz in einer 
anderen Gemeinde haben wollte. Was die Bemerkungen des Herrn 
Gem.⸗Rathes Frauenberger bezüglich des Bruckhaufens und 
des Marchfeldes betrifft, jo iſt es ja richtig, dafs die Gefahr für uns 
größer iſt, wenn wir den ganzen Dünger im Bruckhaufen abladen, 
aber da haben wir das Verfügungsrecht, während wir es draußen 
nicht haben. Der Dünger wird ja auch wieder weggeführt und 
er wird verkauft, es wird alſo keine ſo koloſſale Anſammlung von 
Dünger dort ſtattfinden. Das von den vier Wochen habe ich auch 
nur beiſpielsweiſe geſagt; ich habe nicht gemeint, dafs man den 
Dünger nur vier Wochen draußen brauchen kann. Ich bin ſchon 
als Bub im Marchfelde geweſen und habe noch Gelegenheit all— 
jährlich drei» bis viermal ins Marchfeld und zwar überall hin zu 
kommen, und ich keune dort alle Ortſchaften; ich habe alſo gewiſs 
einen Begriff, wie groß es iſt, und kann es mit der Schmelz nicht 
vergleichen. Darüber kann Herr Gem. -Rath Frauenberger 
ganz beruhigt ſein. 

Jetzt komme ich zur erſten Frage: Was heißt „beſchränkte 
Regie“? „Beſchränkte Regie“ wird vom Stadtbauamte dasjenige 
Syſtem genannt, das wir bis jetzt gehabt haben; wir ſtellen die 
Arbeiter bei, und die Fuhrwerksleiſtung wird vergeben, während die 
volle Regie dadurch ausgedrückt wird, dafs auch die Fuhrwerks— 
beiſtellung durch die Gemeinde geſchieht. Wir verwenden gegenwärtig 
10 Aufſeher, 20 Vorarbeiter, 139 Arbeiter, 2 Oberdruckleute und 
56 Druckleute; es beſteht nämlich die Gepflogenheit von früher, 
dass die Druckleute, welche die Feuerwehr braucht, hier verwendet 
werden, damit ſie nicht den ganzen Tag beſchäftigungslos ſind. 
(Unruhe. Rufe: Die Endziffern!) Es intereſſiert Herrn Gem. 
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Rath Frauenberger vielleicht, die einzelnen Daten zu hören. 
Mit den Endziffern kann der Vertreter des Magiſtrates dienen, 
wenn Sie wollen; ich habe ſie nicht, ich habe nur die einzelnen 
Daten. 

Magiſtrats-Concipiſt Dr. Fetſchel: Für die Abfuhr des 
Haus: und Marktkkehrichtes iſt im II. Semeſter 1893 eine Ziffer 
von 24.063 fl. 31 kr. angeſetzt; für die Straßenbeſpritzung 
8936 fl. 99 kr. 

Ich weiß nicht, welche Ziffern noch gefordert werden. 

Dürgermeifler: Wünſchen Herr Gem.⸗Rath Frauen— 
berger noch Ziffern? 

Gem.-Nath Frauenberger: Wenn nicht beſtritten wird, 
daſs ich Recht habe ... 

Bürgermeiſter: Sie haben Auskünfte gewünſcht. Sind Sie 
mit den gegebenen zufrieden, oder wünſchen Sie noch Auskünfte? 

Gem.-Rath Frauen berger: Dritte Frage: Was koſtet die 
Verführung des Straßenkehrichtes im J. Bezirke und wie groß iſt 
das Quantum, welches täglich aus dem J. Bezirke zur Verführung 
gelangt? 

Referent: Circa 500.000 Metercentner. 

Magiſtrats-Concipiſt Dr. Tetſchel: Es find ungefähr 
28 bis 30 Fuhren Haus- und Marktmiſt, per Fuhre 4½ mä, 
und 35 bis 40 Fuhren Straßenmiſt zu 1˙8 ms. Alſo es werden 
im Durchſchnitt 40.000 m? Haus- und Marktmiſt und circa 
22.000 m? Straßenmiſt verführt. Ganz genau find die Ziffern 
nicht, fie find nur approximativ. (Gem.-Rath Frauenberger: 
Das ſehe ich! — Rufe rechts: Das kann man doch nicht anders!) 

Vürgermeiſter: Wünſchen Herr Gem.-Rath Frauen— 
berger noch eine Auskunft? 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich überlaſſe es dem Herrn 


Referenten. 
Mürgermeiſter (zu Gem.⸗Rath Frauenberger): Bitte, 
fortzufahren. 


Gem.-Nath Frauenberger: Ich glaube nicht, dafs viele 
hier im Saale ſind, welche mit dieſer Auskunft zufrieden ſein 
können. (Rufe links: Sehr richtig!) Die Ziffern, die der Herr 
Referent genannt hat, ſind oberflächlich; die Ziffern, welche der 
Vertreter des Magiſtrates genannt hat, ſind nicht richtig! Mehr 
will ich momentan nicht ſagen, ich werde übrigens in meinen 
weiteren Ausführungen Ihnen Ziffern nennen. Das iſt es ja 
immer, was ich behaupte, daſs man dieſe hochwichtige Frage hier 
nicht ſtudiert. Es ſtudiert ſie ja niemand und daher wollen Sie 
die Sache immer mit dem Sprüche erledigen: Die Sache iſt nicht 
ſpruchreif. 


Natürlich iſt eine Sache nicht ſpruchreif, menn weder der 


Referent noch der Magiſtratsreferent richtige Auskünfte zu geben 
vermögen. Gewiſs iſt die Frage nicht ſpruchreif, die fo ſtudiert iſt. 
Und nun hat uns der Herr Referent geſagt, bezüglich der eigenen 
Regie.. 

Vürgermeiſter (unterbrechen): Herr Gemeinderath, ich habe 
Sie ja gefragt, ob Ihnen die mitgetheilten Daten genügen, und 
es ſteht Ihnen frei, weitere Auskünfte zu verlangen. Wenn Sie 
mit den bisher erhaltenen Daten nicht zufrieden ſind, ſo bitte ich, 
weitere zu verlangen. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Ich werde darauf 
zurückkommen, ich brauche noch eine Menge Auskünſte. (Heiterkeit 
links.) 
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Vorläufig ſehe ich, daſs wir auf dieſem Wege gar nicht zu— 
ſammenkommen. 

Es wurde vom Herrn Referenten geſagt, die beſchränkte Regie 
ſei das Syſtem, wonach man die manuellen Arbeiten, die er da— 
aufgezählt hat, ſelbſt macht und das Fuhrwerk, das man jetzt im 
Offertwege vergeben will, durch andere beſorgen läjst. 

Das iſt es ja eben; der erſte Griff in dieſer Angelegenheit 
war ſchon ein jo verfehlter, dafs derjenige, der die Sache verſteht, 
darüber lachen mufs! Das ſchwierige bei der Sache, nämlich die 
manuellen Arbeiten, die ſchwer durchzuführen ſind für eine Ver— 
waltung in einer ſo großen Gemeinde, das machen wir ſelbſt, 
das Undankbare; das Fuhrwerk, wobei verdient wird, wo wir 


die Hälfte mehr bezahlen, als wir zu bezahlen hätten (So iſt es! 


links), das haben wir im Offertwege vergeben. Jeder, der die 
Sache ſtudiert, muss ſagen, dafs ich recht habe, und ich habe gar 
keine Schuld, wenn die Herren. heute ihr Referat nicht vertreten 
können, denn ich habe es vor Wochen angemeldet, dafs ich dazu 
ſprechen werde und habe gebeten, man möge die Sache gtudieren. 
Denn ich getraue mir auszuſprechen, daſs der Herr Referent in. 
den Geiſt des Referates nicht tief genug eingedrungen iſt. Es iſt das 
ſehr bedauerlich, denn es iſt das eine große, wichtige Frage. Es 
handelt ſich bei dieſer Frage, wenn die neuen Bezirke dazukommen, 
deren Vertrag mit 1. Juli nächſten Jahres abläuft, um Hundert⸗ 
tauſende von Gulden und ſchon bei dem J. Bezirke werde ich Ihnen 
nachweiſen, dass wir circa 90.000 fl. erſparen und auch den Erlös 
des Kehrichtes bekommen können. 

Ich bitte Sie alle, die dem Stadtrathe angehören, mir es 
nicht übel zu nehmen, aber ich mufs doch ſagen, auch der Stadt— 
rath macht es ſich in dieſer Frage immer leicht. Es kommt von 
den Amtern ein Referat und der Stadtrath ſtimmt zu. Er hat 
ganz im Sinne der Amter geſprochen und gejagt, die Frage iſt 
nicht ſpruchreif und ſo war dieſe Frage ſchon wiederholt nicht 
ſpruchreif. Jetzt will man ſich aber darüber hinweghelfen und dieſe 
Frage einmal für fünf oder wenigſtens für drei Jahre — weil 
das mittlere gewöhnlich angenommen wird — aus der Welt 
ſchaffen, damit man ſie los hat. 

Das iſt aber nicht zum Nutzen der Gemeinde, wie Sie ſpäter 
ſehen werden, und ich werde Sie bitten müſſen, daſs Sie darauf 
nicht eingehen. Wenn ſchon der Stadtrath darauf eingegangen iſt 
und den Amtern geglaubt hat, jo bin ich der Meinung, dass 
wenigſtens der Gemeinderath in dieſer Angelegenheit nicht aufſitzen 
wird und ſich nicht neuerdings in einer ſo wichtigen Frage wird 
hinhalten laſſen. 

Meine Herren! Ich werde es verſuchen, Ihnen die Frage 
ſpruchreif zu machen. Ich werde Ihnen jagen, wie ſie ſpruchreif 
wird, und wenn Sie mir zuſtimmen werden, wird ſie ſofort 
ſpruchreif ſein. Die Frage wird deshalb nicht ſpruchreif — das iſt 
nämlich mit eine Urſache — weil man nicht einbekennen will, dajs 
aus dem Straßenkehricht überhaupt ein Wert geſchaffen werden 
kann. Wir haben durch Jahrzehnte und noch länger den Straßen— 
kehricht gar nicht beachtet. Die Amter, welche für die Verwertung 
des Straßenkehrichtes zu ſorgen gehabt hätten, haben nicht gewuſst, 
dafs er überhaupt einen Wert hat, und erſt gelegentlich einer im 
vorigen Jahre hier abgehaltenen Enquste iſt es bekannt geworden, 
dass der Straßenkehricht eigentlich einen Wert hat. Dieſe Außerung 
wurde aber ſofort von einem eminenten Fachmanne im Bauamte 
beſtritten, der noch vor einem Jahre hier ſagte: der Straßen— 
kehricht hat eigentlich keinen Wert. 
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Ich bitte, mir zu folgen. 

Zuerſt iſt das Referat erſtattet worden am 18. Juni 1893. 
Am 30. Juni aber war der Vertrag mit der Transport-Geſellſchaft 
ſchon zu Ende. Ja, meine Herren, in 12 Tagen, oder wenn Sie 
wollen in 13 Tagen, kann man eine ſolche Arbeit nicht machen! 
Da mufs man allerdings ſagen, in der Zeit war die Angelegenheit 
nicht ſpruchreif. Haben das die Amter nicht früher gewuſst? Warum 
hat man dieſes Referat nicht früher dem Gemeinderathe vorgelegt? 

Es kommt noch beſſer; das war die erſte Verſchleppung dieſer 
Angelegenheit. Was konnte der Gemeinderath thun? Wir konnten 
nichts anderes thun, wir mussten ein Proviſorium einführen; wir 
haben damals ein dreimonatliches Proviſorium bewilligt. Man 
ſollte da doch meinen, dafs, wenn eine Körperſchaft, wie der 
Gemeinderath, ein ſolches Proviſorium beſchließt, die maßgebenden 
Factoren dieſe Frage ſtudieren, damit man dann mit einem Referate 
kommen kann. (Richtig! links.) 

Was iſt aber geſchehen? Wurde während dieſer Zeit die Frage 
ſtudiert? Nein, fie wurde nicht ſtudiert, fie wurde nur wieder ver— 
ſchleppt, und während doch das Proviſorium, welches wir damals 
bewilligt haben, am 31. September vorigen Jahres abgelaufen 
iſt, hat man uns erſt am 28. September (Gem.⸗Rath Eigner: 
So iſt es!) hier Bericht erſtattet, alſo drei Tage, ehe das Pro— 
viſorium abgelaufen iſt. Das iſt geradezu eine Beleidigung des 
Gemeinderathes. Wie ſoll der Gemeinderath einen Beſchluſs faſſen, 
wenn man ihm nur drei Tage Zeit läſst? Wie iſt das möglich! 


Da hat man neuerdings geſagt, die Frage iſt nicht ſpruchreif. Ja, 


ſelbſtverſtändlich. Wer wäre denn im Stande, binnen drei Tagen 
ein ſolches Werk ganz umzugeſtalten? Das iſt nicht möglich. Wir 
wurden alſo hingehalten. Was iſt nun weiter geſchehen? In dieſer 
Sitzung vom 28. September, die ich erwähnt habe, habe ich einen 
Antrag geſtellt, der auch vom Gemeinderathe einſtimmig an— 
genommen wurde, daj3 wir ein neunmonatliches Proviſorium be— 
willigen und dafs dieſes Referat bis längſtens 1. April d. J. hier im 
Plenum erſtattet werden ſoll. 

Nun frage ich Sie: neun Monate war Zeit, iſt ein Referat 
erſtattet worden? (Rufe: Nein!) Nein. Ich bitte Sie, meine 
Herren, was ſind alſo die Aufträge, die der Gemeinderath den 
Amtern ertheilt, wert? Man hat nicht referiert, man hat das 
Referat liegen laſſen. Warum? Hat man uns vielleicht geſagt „ja 
ich bitte, löblicher Gemeinderath, wir ſtudieren jetzt die Frage, wir 
ſind vollauf beſchäftigt, wird ſind mitten im Studium, wir werden 
etwas bringen, was einen praktiſchen Wert hat?“ Nein. Heute 


kommen Sie wieder. Haben Sie etwas ſtudiert? Nichts haben Sie 


ſtudiert — gar nichts, und der Herr Referent weiß ebenſowenig 
als derjenige, der vor ihm das Referat beim Magiſtrate gehabt 
hat, und als der Referent, der es im Stadtbauamte gehabt hat. 
Der weiß auch nichts. (Zuſtimmung links. — Widerſpruch rechts.) 


Ja, das vertrete ich. Ich conſtatiere, dafs der einſtimmige Befchlufs 


des Gemeinderathes vom 28. September vorigen Jahres abermals 
nicht befolgt worden iſt. 

Nun, meine Herren, Sie können überzeugt fein, dafs, wenn 
ich nicht ſo urgiert hätte, daſs dieſes Referat erſtattet werde, es 
heute noch immer nicht da wäre. (Rufe links: Sehr richtig!) Ich 
habe alles in Bewegung geſetzt, damit nur referiert werde, ſonſt 
hätten wir dieſes Referat gewiss erſt Ende Juni, vier, fünf Tage 
vorher, zu hören bekommen, wo wir wieder nichts hätten machen 


können. Heute ſind wir aber vielleicht in der Lage, doch etwas 


aus dieſem Referate zu machen, es ſpruchreif zu machen und es 
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den Herren aus der Hand zu nehmen, die nichts damit machen 
können. (Heiterkeit und Beifall.) Der Gemeinderath wird in dieſer 
Sache etwas thun können. Ja, meine Herren, wir kommen auf 
dieſe Weiſe von einer Zwangslage in die andere (Sehr richtig!) 
und die Fuhrleute von ganz Wien lachen uns aus. (Rufe: So 
iſt es!) Sie müſſen uns auslachen, weil ſie es verſtehen, wie man 
die Sache machen ſoll, und weil ſie ſehen, wie wir es machen. 
Die Fuhrleute haben ja auch ganz recht, wenn ſie auf höhere 
Preiſe ſehen; und ſie haben es auch wirklich getroffen — ſie haben 
einen ganz famoſen Ring gebildet, und die Preiſe find fo aus— 
gefallen, dass wir dem Herrn danken können, dajs heuer kein 
Schnee gefallen iſt. Denn wäre heuer Schnee gefallen, ſo hätten 
wir vielleicht eine Viertelmillion daraufgezahlt — wenn nämlich 
ſo viel Schnee gefallen wäre wie im vorigen Jahre. So geſchickt, 
mit ſo viel Verſtand und mit ſo viel Raffinement haben wir die 
Verträge mit den Fuhrleuten geſchloſſen. Wenn mir die Herren 
das nicht glauben, ſo bitte ich, nur einen Fuhrmann zu fragen. 
Es gibt ſchon offene Leute, die Ihnen das erklären werden. Es 
iſt ganz unglaublich, was für Preiſe gezahlt werden. Nun, meine 
Herren, ſind die Amter allerdings in einer ſchwierigen Lage; ich 
begreife das; Herr Baurath Schiebek hat im vorigen Jahre 
hier erklärt, der Kehricht habe überhaupt keinen Wert, der Straßen— 
kehricht ſchon gar nicht. Nun kommt es aber heraus, das doch ein 
Wert darin liegt (Rufe links: Und ein großer!); — ja, ich bitte, 
meine Herren, mich nicht immer zu unterbrechen! — Nun ſollen 
die Amter den Wert ermitteln. Ja, das ift ſchwierig, meine Herren. 
Da müfste ja das Stadtbauamt oder der Magiftrat eine Erfindung 
machen. Denn der Straßenkehricht als ſolcher iſt ja noch kein 
Dünger. Um denſelben im Marchfelde verkaufen zu können, muss 
man daraus Dünger machen, und das iſt eine ſchwierige Geſchichte. 

Nun, meine Herren! Jetzt werde ich Ihnen ſagen, was ich 
von dem Werte dieſes Düngers behaupte, und da bitte ich den 
anweſenden Herrn Baurath Schiebek, ſich meine Ziffern zu 
notieren und mich zu berichtigen, wenn ich vielleicht falſche Ziffern 
nenne. Ich erkläre hier, dafs ich alles, was ich Ihnen vortragen 
werde, vertreten werde. Ich bitte auch den Herrn Referenten, ſich 
einige Zahlen zu merken. (Heiterkeit.) Er wird ſehen, dass das 
mit ſeinen Ausführungen nicht ſtimmt. Nach den genauen ſtati— 
ſtiſchen Daten kommen gegenwärtig folgende Kehrichtmaſſen im 
I. Bezirke zur Einſammlung und Verführung: Der Hauskehricht 
beträgt circa 99 ms, das find 600 Meter⸗Centner. Ich bitte, Herr 
Referent. (Referent: Danke ſehr!) 

Nürgermeiſter: Ich mufs bitten, den Herrn Referenten 
nicht immer zu apoſtrophieren. 

Gem.-⸗Nath Frauenberger: Ja, ich muss ihn aufmerkſam 
machen. Er mußs ſich das notieren. (Heiterkeit.) 

Vürgermeiſter: Nach der Geſchäftsordnung hat der Redner 
zur Verſammlung zu ſprechen. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Der Straßenkehricht 
beträgt 66 m?, das find 400 Meter⸗Centner, zuſammen alſo 165 ms, 
das ſind gleich 1000 Meter⸗Centner, welche alle Tage in der 
Inneren Stadt fallen. Hiebei muss ich bemerken, das in den Winter⸗ 
monaten größere Hauskehrichtquantitäten, während in den Sommer: 
monaten größere Straßenkehrichtquantitäten zur Verführung gelangen. 
Um nun dieſe Kehrichtmaſſen zu dem in Ausſicht genommenen Bahn: 
hofe in der Brigittenau, auf welchen ich ſpäter zu ſprechen kommen 
werde, zu führen, ſind 15 Paar Pferde nöthig, wie ich in einer 
nachfolgenden Berechnung nachweiſen werde. 
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Der Faſſungsraum der Kehrichtwagen iſt in folgender Weiſe 
zu ſchaffen. Der Kaſten, der die Beſtimmung hat, den Kehricht 
aufzunehmen, und ſammt dem Inhalte auf die Bahnlowry über— 


ſchoben werden ſoll, ſoll 3m lang, Im tief und 1˙Um hoch gebaut | 


werden. Ein ſolcher Kaſten hat ſonach einen Rauminhalt von 
53m? Um nun dieſen Kehricht auf die Bahn zu verführen, find 
15 Paar Pferde nothwendig. Ich erwähne gleich hier, — damit ich 
nicht vergeſſe, — dass gegenwärtig beim Fuhrwerke und bei den 
Wägen communale Arbeiter angeſtellt ſind, die das Aufladen und 
ſo weiter beſorgen. Um nun dieſe Kehrichtquantitäten per Bahn nach 
dem Marchfelde zu ſchaffen, find 12½ Lowry nöthig, wie folgende 
Berechnung zeigt. Der Flächenraum eines Lowry beträgt 14m? — 
7 m lang, 2 m breit — die Tragfähigkeit iſt 8000 kg per Lowry. 
Es finden vier ſolche wie oben bezeichnete Kehrichtkäſten in einem 
Lowry Lagerraum und ergeben ein Frachtquantum von 8000 kg. 

Nun komme ich auf die Inveſtierung, welche hiezu nothwendig 
iſt. Dazu ſind, wie ich ſchon erwähnt habe, 15 Paar Pferde 
à 600 fl. = 9000 fl., 15 Wagen à 400 fl. = 6000 fl., eine 
Brückenwage à 1000 fl., das ſind 16.000 fl., nöthig. Das iſt das 
ganze Um und Auf, welches inveſtiert werden muss, um den Kehricht 
einzuſammeln, um ihn nach der Brigittenau zu verführen. 

Und nun werde ich ein Koſtenpräliminare vorlegen für die 
Einſammlung und Verführung des Haus-, Markt- und Straßen⸗ 
kehrichtes aus dem J. Bezirke nach dem Marchfelde: 

15 Paar Pferde à 1500 fl. = 22.500 fl., an Bedienungs⸗ 
mannſchaft zur Einſammlung des Hauskehrichtes 16 Taglöhner — 
5840 fl., Bahnfracht laut ſchon abgeſchloſſenen Tarifes — es hat 
nämlich das ein Unternehmer mit der Bahn bereits ſichergeſtellt — 
27.375 fl. Nehmen Sie nun von dem Capitale, welches inveſtiert 
wird, mit 16.000 fl., 4 Percent Zinſen und 10 Percent für die 
Amortiſation, fo macht das 2240 fl. Nun kommt das Betriebs— 
perſonale. Dazu gehört nicht vielleicht ein großes Amt, ſondern 
dazu gehört ein Magazineur oder Wagmeiſter, der in der Regel 
600 fl. hat, ein Caſſier mit 1000 fl., und hier haben Sie nun 
die ganzen Speſen. Die Abfuhr beträgt alſo 59.555 fl. Ich bemerke 
auch gleich, daßs gegenüber dieſer Ausgabe von 59.555 fl. eine 
Einnahmspoſt zu ſchaffen iſt für den Kehricht, der draußen verkauft 
wird, und zwar in der nicht unbedeutenden Höhe von 33.800 fl. 

Ich werde mir dann noch erlauben, darauf näher einzugehen. 
Nach dieſem Expoſée koſtet alſo die Einſammlung und Verführung 
des geſammten Haus- und Straßenkehrichtes bis in das hintere 
Marchfeld 59.555 fl., während jetzt — und nun kommt eine 
wichtige Poſt, auf die ich aufmerkſam mache — für den Haus— 
kehricht allein, und zwar bloß bis zum Bruckhaufen nach den 
Ausweiſen der letzten neun Monate 78.000 fl. bezahlt werden. 
Das find andere Summen als jene, welche der Herr Magiſtrats— 
vertreter genannt hat. (Rufe: Hört!) Nun kommt noch der Straßen— 
kehricht; der wird auch circa 40.000 fl. koſten; er iſt nämlich im 
Accorde vergeben, und das iſt auch eine ſehr unglückliche Art, 
weil da ſehr viele Fuhren gezahlt werden, die nicht immer ganz 
voll fein ſollen. (Rufe links: O! die meiften!) Es koſtet alſo die 
Verführung des Haus⸗ und Straßenkehrichtes gegenwärtig mindeſtens 
118.000 fl., während ſie bei Einführung der eigenen Regie nur 
59.555 fl. koſten wird. (Hört! und Widerſpruch.) Ja, das iſt 
wahr, mein lieber Herr Nachbar. Nun bekommen Sie aber für 
den Dünger allein 33.800 fl. Jetzt werde ich Ihnen noch eine 
intereſſante Ziffer nennen, ich werde Ihnen ſagen, wie theuer man 
draußen den Dünger kauft und wie man ſich darum reißt. Herr 
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Referent, man zahlt ihn draußen mit 13 kr. per 100 kg, und da 
können Sie gar nicht genug hinausführen. Darüber könnten eben 
die Bürgermeiſter vom Marchfelde Auskunft geben. 

Meine Herren! Wenn Sie nun dieſe Ziffern, nämlich was 
Sie für den Dünger löſen, in Abrechnung bringen, ſo würde die 
Durchführung der eigenen Regie in der Inneren Stadt bloß 
25.755 fl. koſten (Hört!) gegenüber der jetzigen Summe von 
118.000 fl. Das ſcheint mir ein Unterſchied zu ſein, der wichtig 
genug iſt, um von uns wohl erwogen zu werden. (Sehr richtig!) 

Nun kommt aber noch etwas anderes; im Juli nächſten 
Jahres laufen die Verträge mit den anderen Bezirken ab. Denken 
Sie ſich nun, wenn man das nach dem Beiſpiele der Inneren 
Stadt machen wird, was da herauskommen wird; wie werden 
wir da ausſehen! Wenn wir aber die eigene Regie durchführen, 
und zwar auf praktiſche Weiſe, etwa durch Errichtung eines 
Arbeitsamtes — wie ein Geſchäftsmann fein Geſchäft betreibt, 
wir ſehen ja beim Lagerhauſe, wie es geht, wenn man einen 
praktiſchen Mann an die Spitze ſtellt — ſo wird es gehen. Aber 
mit den Acten, wie es hier gemacht wird, nach dem alten 
Schimmel, da geht es nicht, da lässt ſich fo etwas nicht erreichen, 
da müſſen wir bei jedem Geſchäfte daraufzahlen, und da können 
Sie unternehmen, was Sie wollen. Wenn es auf ſolche Weiſe 
geführt wird, wie es hier geſchieht, da müſſen Sie daraufzahlen! 

Nun muss ich aber doch noch mit einigen Worten auf die 
Miſthaufen kommen, die im Weichbilde von Wien liegen. Es iſt 
ja allgemein bekannt, dass die Statthalterei mit aller Entſchieden⸗ 
heit darauf dringt, daſs man dieſe Haufen entfernt, die wirklich 
eine ſanitäre Gefahr bilden. Wir müſſen ja alles aufbieten, um 
dieſen Haufen hinaus zu bringen. Der Bruckhaufen iſt zudem 
ſchon voll und jetzt wollen Sie nach dem Antrage des Referenten 
beſchließen, neuerdings für fünf Jahre die Miſthaufen im Weich- 
bilde der Stadt zu erhalten. 

Beſchließen Sie nur das, Sie werden ſchon ſehen, was die 
Statthalterei dazu jagen wird. Das iſt ſanitätswidrig, das iſt efel- 
haft und im hohen Grade gefährlich für die Bevölkerung Wiens. 

Wir müſſen den Kehricht aus Wien hinausführen, das iſt 
klar und richtig (Zuſtimmung links), wir müſſen anſtreben, dass 
der Kehricht aus Wien hinauskommt. Und wie ſoll der Kehricht 
in das hintere Marchfeld gebracht werden? | | 

Sehen Sie, da liegt ein Anbot der Dampftramwah-Geſellſchaft 
vormals Krauß & Cie. vor. Ich glaube, es iſt das dem Herrn 
Referenten auch bekannt, er hat es aber nicht erwähnt, obgleich 
es ſehr wichtig wäre. Die Tramwah⸗Geſellſchaft, vormals Krauß 
& Cie., kennt nämlich das Quantum auch genau, und ſie ſagt: 
Gut, wenn ich dieſe Fracht von Wien ins Marchfeld bekomme, 
ſo lege ich das Geleiſe hinaus und baue auch den Bahnhof. Ich 
bitte, meine Herren, ſchon die Fracht aus der Inneren Stadt iſt 
für dieſe Tramway-Geſellſchaft genügend, um uns den Bahnhof zu 
bauen und die Geleiſe (Rufe links: Richtig!) bis zur Abladeſtelle 


zu legen. 


Ja noch mehr, die Tramwah-Geſellſchaft hat ſich auch ver- 
pflichtet, das innerhalb ſechs Wochen fertigzuſtellen (Hört! links) 
— innerhalb ſechs Wochen — und es ſteht auch feſt, dass wir 
innerhalb ſechs Wochen die Kehrichtwägen ebenfalls hergeſtellt 
bekommen. (Links: O ja!) | 

Das iſt eine ganz einfache Sache. (Rufe links: Sehr richtig!) 
Wir nehmen für den Kehricht Geld ein, und es iſt auch wohl 
jedem klar, welche Vortheile wir dem Marchfelde bieten, abgeſehen 
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davon, daſs wir das düngerarme Marchfeld mit Dünger verſehen. 
Auch in dieſer Richtung iſt dieſe Angelegenheit von hoher Wichtig— 
keit, und ſchon darum ſollte man dieſer Frage etwas mehr Sympathie 
entgegenbringen. Aber mir iſt in Erinnerung aus den Verhand- 
lungen im vorigen Jahre, daſs man aus dieſer Frage nichts 
machen will; dafs wir unrechtbehalten ſollen; dass der Gemeinde— 
rath ſchließlich und endlich, wenn man die Frage ſo verwirrt, 
froh fein müsste, daſs die Transport-Geſellſchaft die Angelegenheit 
wieder übernimmt. Man will der Sache eben nicht auf den Grund 
gehen. (Zuſtimmung links.) Nun ſehen Sie, meine Herren! Die 
Gemeinde Wien trägt gar kein Riſico; die Tramway legt das 
Geleiſe und baut den Bahnhof. Draußen werden uns die Ablade— 
plätze unentgeltlich zur Verfügung geſtellt. Unentgeltlich! Und jetzt 
iſt noch etwas, was große Berückſichtigung verdient. Nachdem wir 
nun um dieſen Preis den Kehricht der Stadt Wien in das March— 
feld geführt haben, da ſagt uns ein Projectant, der ſchon 
darauf rechnet: Ich mache aus dieſem Kehricht, den Ihr mir her— 
führt, Dünger gegen dem, dass ich mir diejenigen Beſtandtheile, 
welche ſich im Kehricht vorfinden und zur Landwirtſchaft nicht 
geeignet ſind, behalten darf. Sehen Sie, meine Herren! Da finden 
wir alſo draußen auch noch einen, der uns zeigt, wie man das 
verwertet. Wie wid das intereſſant für uns werden! Das koſtet 
uns auch nichts, weil der ſagt: Ich mache den Dünger durch 
meine Leute und ich liefere ihn koſtenfrei — das iſt zu berück— 
ſichtigen — gegen die Entſchädigung bloß, dafs ich die Gegenſtände, 
welche zur Landwirtſchaft nicht geeignet ſind, für mich behalten darf. 

Ich weiß nicht, welches Geſchäft er dabei machen wird, aber 
ich bin überzeugt, er würde es ja nicht ſagen, wenn er nicht auch 
noch ſein Geſchäft machen würde. Meine Herren! Die Einnahmepoſt 
wird nun in folgender Weiſe gefunden — das iſt höchſt intereſſant — 
der geſammte Kehricht aus dem I. Bezirke wiegt — das iſt auch 
eine wichtige Frage — 365.000 Meter⸗Centner. Hieraus werden 
260.000 Meter⸗Centner Dünger erzeugt, welcher, wie alle Bürger— 


meiſter in Marchfeld beſtätigen werden, ſehr gern mit 13 kr., ja 


ſogar noch darüber dort gekauft wird. Die Gemeinden im March— 
felde warten ja nur, bis wir uns endlich aufraffen und endlich 
beſinnnen, aus dem Kehricht doch eine Einnahme für Wien zu 
machen, damit ſie einen Dünger bekommen. 260.000 Meter⸗Centner 
Dünger zu 13 kr., das gibt die reſpectable Summe von 33.800 fl. 
Dieſe Einnahme der Gemeinde Wien zuzuführen, hätten ſich 
namentlich die Fachleute, welche im Stadtrathe ſitzen, nicht ent— 
gehen laſſen ſollen und nun frage ich, dürfen wir eine ſo wichtige 
Einnahme für die Stadt Wien unberückſichtigt laſſen? Wer kann 
es unter ſolchen Umſtänden — ich ſage es als Gemeinderath der 
Stadt Wien — mit ſeinem Gewiſſen vereinbarlich finden, für den 
Referenten⸗Antrag zu ſtimmen, der dahin geht, dafs wir hohe 
Summen alljährlich ausgeben, keinen Kreuzer für den guten 
Dünger bekommen, den wir liefern können und dass ſchließlich der 
Dünger gar nicht jener Verwendung zugeführt wird? Ich kann 
das nicht und ich glaube, es werden viele unter uns ſein, die dem 
auch nicht zuſtimmen können. 

Das iſt eine rein wirtſchaftliche Frage und eine Frage von 
großer Bedeutung, und ich möchte daher auch die Herren von der 
Oppoſition bitten, machen Sie daraus keine Parteifrage. (Ruf 
links: Gewißs nicht!) Das iſt eine wirtſchaftliche Frage, da müſſen 
wir mit vereinten Kräften vorgehen, weil wir daraus der Stadt 
Wien eine bedeutende Einnahme ſichern können. Und nun geſtatten 
Sie mir, indem ich mich ſowohl dem Herrn Vertreter des Bau— 
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amtes als dem Herrn Referenten zu jeder Auskunft zur Ver⸗ 
fügung ſtelle, dafs ich Ihnen folgenden Antrag zur Verleſung 
bringe, und ich bitte Sie im voraus, daſs Sie demſelben zu— 
ſtimmen. 

Ich beantrage: „Der Gemeinderath wolle beſchließen: Es 
ſei die Einſammlung und Verführung des Haus- und Straßen⸗ 
kehrichts des I. Bezirkes in volle eigene Regie zu nehmen. 
Der Magiſtrat werde beauftragt, mit der Dampftramwah vormals 
Krauß & Cie. in jene Vereinbarungen zu treten, welche ſie 
einem Unternehmer bereits verbindlich zugeſichert, das heißt die 
Tramway verpflichten, bis 1. Juli 1894 die nöthige Linie auf 
den projectierten Abladeplatz im hinteren Marchfelde fertigzuſtellen, 
und den hiezu nöthigen Wagenpark herzuſtellen, ſo daſs mit dem 
1. Juli 1894 der Abtransport des Kehrichts aus dem J. Bezirke 
unbehindert erfolgen kann. Die zur Einſammlung und Verführung 
des Kehrichts bis zum Bahnhofe in der Brigittenau nöthigen 
Wagen ſammt 15 Paar Pferden ſind in eigener Regie anzuſchaffen. 
Dem Projectanten, welcher verpflichtet iſt, den Kehricht zu Dünger 
zu compoſtieren und der Gemeinde koſtenfrei zu übergeben, werde 
geſtattet, die wertigen, für die Landwirtſchaft unbrauchbaren Gegen— 
ſtände als ſein Eigenthum zu betrachten.“ 

Meine Herren! Wenn Sie dieſen Antrag annehmen, ſo 
werden Sie der Gemeinde Wien, geringe gerechnet, eine Einnahme 
von mindeſtens 80.000 fl. pro Jahr aus dem I. Bezirke allein 
zuführen. Wir können nun mit dem J. Bezirke unſere Verſuche 
anſtellen; im nächſten Jahre am 1. Juli laufen die Verträge 
bezüglich der anderen Bezirke ab, und wir wiſſen dann, was wir 
zu thun haben. 

Wenn Sie aber den Antrag des Herrn Referenten annehmen, 
der auf fünf Jahre geht, jo können Sie verſichert fein, daſs man 
vierzehn Tage vor Ablauf dieſes langen Termines wieder kommen 
wird, die Sache beim alten zu belaſſen, weil die Frage noch 
immer nicht ſtudiert, noch immer nicht ſpruchreif iſt, und wir 
kommen nicht aus dieſem Dilemma heraus. Hier muſßs der Ge— 
meinderath ſich aufraffen und ſagen, meine Geduld iſt jetzt zu 
Ende. Wenn jetzt dieſe Angelegenheit keine Fachleute ſtudiert haben, 
ſo habe ich überhaupt das Vertrauen in dieſe Fachleute verloren, 
und wir machen das anders. 

Ich bitte Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. (Lebhafter 
Beifall.) 

14. Bürgermeiſter: Auf der heutigen Tagesordnung ſteht 
die Wahl eines Mitgliedes in die Donauregulierungs-Commiſſion 
und die Wahl eines Mitgliedes in die Verkehrs-Commiſſion. Ich 
bitte die Herren um Abgabe der Stimmzettel. 

Gem.⸗Nath Dr. Steger (zur Geſchäftsordnung): Ich würde 
den Herrn Bürgermeiſter bitten, den Antrag, den der geehrte Herr 
College Frauenberger geſtellt hat, bis zur nächſten Sitzung 
gedruckt oder hektographiert uns zuzuſenden, damit wir denſelben 
genau prüfen können und in der Lage find, uns über die Mög: 
lichkeit der Durchführung derſelben zu erkundigen. 

Nürgermeiſter: Dagegen waltet kein Anſtand ob. 

Gem.-Nath Wünſch (zur Geſchäftsordnung): Ich ſtimme 
dem vollkommen bei, dafs wir einen überblick über den Antrag, 
der geſtellt wurde, haben müſſen. Aus den Mittheilungen des 
Herrn Collegen Frauenberger geht hervor, daßs er ſich ſehr 
eingehend mit der Sache beſchäftigt hat. Ich glaube aber, dals 
der Gemeinderath nicht in der Lage ſein wird, hier über die ganz 
detaillierten Ziffern, die vorgebracht worden ſind, und ebenſo auch 
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über das Referat zu entſcheiden. Ich glaube, daſs wir wohl bei 
einer ſo wichtigen Angelegenheit den § 49 der Geſchäftsordnung 
in Anwendung bringen können, dafs eine Anzahl von Collegen 
damit betraut wird, ſich mit dieſer Frage eingehend zu beſchäftigen 
und ſowohl das zu prüfen, was der Herr Referent geſagt hat, 
als das, was der Herr Gem.⸗Rath Frauenberger vorgebracht 
hat. Dieſe Commiſſion ſoll binnen kürzeſter Zeit, ſagen wir binnen 
14 Tagen, dem Hauſe gemeinſchaftlich mit dem Referenten, wie 
es die Geſchäftsordnung verlangt, Bericht erſtatten. (Bravo! links.) 


Vürgermeiſter: Wir werden ſofort in der Verhandlung 


fortfahren. Ich bitte nun um die Abgabe der Stimmzettel. 

(Über Namensaufruf des Schriftführers Gem.-Rath Dehm 
geben die Gemeinderäthe ihre Stimmzettel ab. Nach Abgabe der 
Stimmzettel:) 

Meine Herren! Wir nehmen die Verhandlung wieder auf. 
Ich bitte die Herren, ſich auf ihre Plätze zu begeben. 

Außer den Referenten⸗Anträgen liegt ein meritoriſcher Antrag 
des Herrn Gem.⸗Rathes Frauenberger, ferner ein formeller 
des Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch vor, welcher dahin geht, dass 
eine Commiſſion (Gem.⸗Rath Wünſch: Von zehn Mitgliedern!) 
von zehn Mitgliedern zur Vorberathung des Gegenſtandes im Sinne 
des § 49 der Geſchäftsordnung eingeſetzt werde. Ich möchte die 
Herren bitten, zu dieſem formellen Antrage zunächſt Stellung zu 
nehmen, weil es ja überflüſſig wäre, in eine lange meritoriſche 
Debatte einzutreten, wenn der Antrag des Herrn Collegen Wünſch 
angenommen würde. Ich bitte alſo, zunächſt ſich über den Antrag 
Wünſch zu äußern. Die Herren, welche zum Worte gemeldet 
ſind, haben offenbar die Abſicht gehabt, meritoriſch zu ſprechen. 
Ich möchte daher, wenn die Verſammlung einverſtanden iſt, bitten, 
zunächſt zur Frage zu ſprechen, ob das Referat des Stadtrathes 
einer Commiſſion zugewieſen werden ſoll oder nicht. (Gem.⸗Rath 
Steiner ruft dazwiſchen.) 

Ich bitte, Herr Gem.-Rath Steiner, dieſes Benehmen 
dulde ich nicht. Ich habe die Verſammlung befragt, ob ſie mit 
dieſer formellen Behandlung einverſtanden iſt, und ich werde den 
Herren das Wort ertheilen, die ſich jetzt melden. Dieſe Ungeduld 
iſt aber unnöthig. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Die Frage, die 
jetzt in Verhandlung ſteht, iſt außerordentlich wichtig. Am 30. Juni 
geht der Termin zu Ende. Bis zum 30. Juni mußs alles fix und 
fertig ſein. Wenn wir heute eine Commiſſion beſchließen, wird die 
Wahl derſelben erſt in der nächſten Sitzung ſtattfinden; denn die 
Wahl ſofort heute vorzunehmen, iſt unmöglich. Ich möchte wiſſen, 
wie die Herren das machen wollen und wie wir das machen 
ſollen. Die nächſte Sitzung des Wiener Gemeinderathes dürfte, 
weil Dienstag den 1. Mai keine Sitzung und Donnerstag ein 
Feiertag iſt, erſt am Freitag der nächſten Woche ſtattfinden. 
Rechnen Sie ſich nun aus: Die Commiſſion mufs darüber be- 
rathen und dem Plenum Bericht erſtatten; es wird eventuell 
Beſchluſs gefaſst, und das ſoll bis 30. Juni durchgeführt fein. 
Das iſt eine reine Unmöglichkeit. 

Ich glaube, in der nächſten Sitzung ſollen uns unſere Or— 
gane, inſoweit ſie es überhaupt im Stande ſind, über den Antrag 
Frauenberger Bericht erſtatten. Noch beſſer wäre es, wenn 
irgendein Fachmann zugezogen und im kurzen Wege darüber ver— 
nommen würde; Herr Gem.-Rath Frauenberger ſoll den— 
jenigen namhaft machen, von dem er die Daten hat. Er ſelber iſt 
ja kein Miſtverſtändiger. (Heiterkeit.) Das werden Sie zugeben. 
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So ſteht dieſe Sache; man ſoll nicht eine Commiſſion wählen 
und dadurch die Sache hinausziehen. Wenn Sie dann den Antrag 
Frauenberger nicht annehmen, ſondern es eventuell zur 
Offertverhandlung kommt, fo haben wir den nämlichen Scandal, 
wie voriges Jahr; die Fuhrwerksbeſitzer werden ebenſoviel ver⸗ 
langen und die Gemeinde iſt geſchädigt. Zu einer ſolchen Der: 
ſchleppung werde ich meine Hand nicht bieten. 

Gem.⸗Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, 
die Einſetzung der Commiſſion iſt nicht ſo unmöglich, wie es der 
Herr College Dr. Lueger meint. Es iſt, wie ich es auffaſſe, der 
Antrag auf Einſetzung der Commiſſion entſchieden ein Vertagungs⸗ 
Antrag, der allem anderen vorausgeht. Nun kann ich die Be— 
fürchtung des Herrn Dr. Lueger nicht theilen, daſs es unmöglich 
ſei, die Commiſſion heute zu wählen. Ich gebe ihm vollkommen 
recht, daſs wir, wenn wir bis zur nächſten Woche warten, acht 
Tage verlieren. Die Sache iſt aber ganz einfach. Da werden 
keine Candidaturen unter der Hand verſucht werden, weil die 
Stellen nicht dotiert ſind. 

Ich glaube, wenn auf zehn Minuten die Sitzung unterbrochen 
wird, die Herren von der Majorität hier bleiben, die Herren vom 
Bürgerclub ſo liebenswürdig ſind, ins andere Zimmer, wo ſie ge— 
wöhnlich conferieren, ſich zurückzuziehen, ſo wird es nicht ſchwer— 
fallen, daſs Sie drei Herren und wir ſieben Herren nominieren. 
Die Einvernahme der Expertiſe und der Sachverſtändigen kann 
ſonach von der Commiſſion ſtattfinden. Eine Expertiſe in einer 
ſo großen Verſammlung iſt nicht gut möglich. Ich präciſiere 
meine Ausführungen dahin, das, was Herr College Frauen— 
berger meint, anzunehmen. Unterbrechen wir die Sitzung auf zehn 
Minuten und ziehen wir beide Parteien uns zurück. Sie nominieren 
drei und wir ſieben, die Wahl kann dann ſofort ſtattfinden. 

Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen, das iſt das kürzeſte 
Verfahren. 

Gem.-Nath Heitler (zur Geſchäftsordnung): Ich war vom 
Anfange an der Anſicht, daſs der Antrag des Herrn Collegen Wünſch 
ein Vertagungs-Antrag iſt. Nach der Geſchäftsordnung hätte zu 
einem ſolchen nur der Referent das Wort. Ich weiß, dafs ein 
großer Theil, wenigſtens auf dieſer (rechten) Seite dafür ſei, eine 
Commiſſion zu wählen, welche ſich damit beſchäftige. Und nachdem 
ich auch der Anſicht bin, daſs die Commiſſion nicht gar ſo lange 
brauchen wird, um den Bericht auszuarbeiten, und ich mich der 
ausgeſprochenen Anſicht des Herrn Collegen Silberer anſchließe, 
möchte ich meinen, dass ſich der Referent über dieſen Vertagungs⸗ 
Antrag ausſpreche und der Herr Bürgermeiſter über denſelben 
ſofort abſtimme. So ſind wir am ſchnellſten fertig. 

Vürgermeiſter: Ich möchte mir erlauben, gegenüber dem 
Herrn Vorredner eine Bemerkung zu machen. Der Antrag Wünſch 
iſt nicht ein einfacher Vertagungs-Antrag. Eine einfache Vertagung 
iſt Abſetzung des Gegenſtandes von der Tagesordnung. Das iſt 
hier nicht der Fall. Deswegen mus ich über den Vertagungs— 
Antrag eine Debatte zulaſſen. 

Es iſt übrigens niemand mehr zum Worte gemeldet als der 
Referent. (Gem.-Rath Frauenberger: Ich habe mich ge- 
meldet!) Alſo, ich bitte! 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Eine Vertagung 
dieſer Angelegenheit darf nicht platzgreifen (So iſt es!), und die 
Commiſſion, welche heute gewählt werden müſste, müſste beauftragt 
werden, binnen acht Tagen zu referieren. Ich werde dieſer Com— 
miſſion ein ſolches Materiale vorlegen, daſs die Commiſſion ſofort 
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überzeugt ſein wird, wie die Sache ſteht. Ich bitte, ſich darauf zu 
verlaſſen; ich bitte aber auch, dieſe Commiſſion heute etwa nach 
dem Vorgange, den Herr Gem.⸗Rath Silberer vorgeſchlagen 
hat, zu wählen, und der Gemeinderath mufs dieſe Commiſſion 
auch beauftragen, binnen acht Tagen zu berichten. Ich glaube auch, 
daſs fie dies thun wird, und bitte Sie daher, in dieſer Weiſe vor- 
zugehen. 

Referent: Es trifft den Referenten der Vorwurf ſchwer, 
wenn man ihm Leichtfertigkeit im Referate vorwirft. Ich glaube, 
den Herren verſichern zu können, dafs ich nie ein Referat leicht— 
fertig behandle. Ich habe mich über dieſes Referat, welches ja 
eine Menge von Beilagen enthält, länger als acht Tage herſetzen 
müſſen, um endlich zu einem klaren Bilde zu kommen. 

Ich habe Ihnen auch das, was ich beantrage, in der Über- 
zeugung beantragt, dass es beſtimmt das Beſte iſt. Herr Gem. 
Rath Frauenberger hat ſelbſt in feinen Ausführungen gejagt, 
ein Pferd koſtet 500 fl. (Unruhe, Rufe rechts: Zur Sache!) 
Mein Beſtreben iſt alſo, das Billigſte zu erreichen, was bei der 
Straßenſäuberung erreicht werden kann. Ich ſelbſt ſtimme dem 
Antrage des Herrn Gem.-Rathes Wünſch bei, dass eine ſolche 
Commiſſion gewählt werde und erkläre mich ganz damit einver— 
ſtanden. 


Vürgermeiſter: Es iſt der Antrag geſtellt, im Sinne des 
§ 49 G.⸗O. das in Rede ſtehende Referat des Stadtrathes einer 
Commiſſion, beſtehend aus zehn Mitgliedern des Gemeinderathes 
zuzuweiſen, welche innerhalb der nächſten acht Tage an den Ge— 
meinderath Bericht erſtatten ſoll. Ich bitte jene Herren, welche 
mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Es iſt ferner der Wunſch ausgeſprochen worden, dass dieſe 
Wahl noch heute vorgenommen werde. Iſt die Verſammlung da— 
mit einverſtanden? (Zuſtimmung.) Ich unterbreche alſo die Sitzung 
auf zehn Minuten behufs Beſprechung der Wahl. (Die Sitzung 
wird um /¼8 Uhr abends auf zehn Minuten unterbrochen. — 
Nach Wiederaufnahme der Sitzung:) Die Sitzung iſt wieder eröffnet. 

Bei der früher vorgenommenen Wahl eines Gemeinderathes 
in die Donauregulierungs-Commiſſion und Verkehrsanlagen⸗ 
Commiſſion wurden 56 Stimmzettel abgegeben. 

Gewählt wurde in die Donauregulierungs-Commiſſion Bürger: 
meiſter Dr. Grübl und in die Verkehrsanlagen -Commiſſion 
Bürgermeiſter Dr. Grübl. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Was find Sie jetzt, Herr Bürger— 
meiſter? Erſatzmann? 

Vürgermeiſter: Nein, der Erſatzmann hat fungiert für die 
Dauer, als kein ordentliches Mitglied vorhanden war, ich bin 
wirkliches, ordentliches Mitglied, ich habe mich darüber erkundigt. 

Iſt nun die Verſammlung in der Lage, zur Wahl zu ſchreiten? 
(Zuſtimmung. Über Namensaufruf des Schriftführers Gem. 
Rath Dehm geben die Gemeinderäthe ihre Stimmzettel ab.) 

Ich werde die öffentliche Sitzung dann ſchließen und es folgt 
eine vertrauliche Sitzung; inzwiſchen wird das Scrutinium vor— 
genommen. Das Reſultat wird in der vertraulichen Sitzung verkündet 
und nach der Sitzung die Conſtituierung der Commiſſion erfolgen. 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 7'/, Uhr abends.) 
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Beſchluſs-Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 27. April 1894. 
Vorſitz: Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter. 

1. Gem.-Nath Stiaßny referiert über die Theilnahme der 
Gemeinde Wien an der gerichtlichen Feilbietung eines Hauſes im 
1. Bezirke. — Der Antrag des Referenten wird angenommen. 

2. Gem.-Rath Wurm referiert über die Schlussrechnung 
des Umbaues des Kalcher'ſchen Stiftungshauſes, I., Stern⸗ 
gaſſe 8, und beantragt aus dieſem Anlaſſe die Gewährung von 
Remunerationen an ſtädtiſche Beamte. (Angenommen.) 

3. Gem.⸗Nath Dr. Vogler beantragt den Fortbezug der 
Gnadengabe von jährlich 100 fl. auf drei Jahre für die Bürger— 
ſchuldirectors⸗Witwe Mathilde Goldhann. (Angenommen.) 

4. Gem.-Nath Dr. Huber beantragt die Verleihung einer 
Gnadengabe von jährlich 120 fl. auf drei Jahre für die Sanitäts- 
aufſehers⸗Witwe Marie Hafner. (Angenommen.) 

5. Der VPorſitzende theilt mit, daſs in die Commiſſion 
zur Berathung des Referates über die Vergebung der Be— 
ſorgung der Straßenreinigung, Beſpritzung und der 
Kehrichtabfuhr im J. Bezirke gewählt wurden: die Gem. 
Räthe Silberer, Frauenberger, Dr. Klotzberg, Herold, 
Ritt. v. Goldſchmidt, Herrdegen, Seiler, Eigner, Schuh 
und Steiner. 

(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrat). 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 18. April 1894. 

Vorſitzende: Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzen auer. 

Anweſende: Dr. v. Billing, 
Boſchan, 
v. Götz, 
Dr. Hackenberg, 
Dr. Huber, 


v. Neumann, 
Rück auf, 
Schlechter, 
Schneiderhan, 
Dr. Stenzl, 


Kreindl, Vaugoin, 

Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Dr. Lueger, Witzelsberger, 
Matthies, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Bürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 

(2452.) St.-R. Matthies referiert über die Errichtung von 
zehn Beetz'ſchen Bedürfnisanſtalten längs der Gürtellinie der Wiener 
Stadtbahn im Bahnkörper und beantragt: 

1. Es ſei der Verkehrs⸗Commiſſion in Beantwortung ihrer Zu— 
ſchrift vom 6. März 1894, Z. 40, mitzutheilen, daſs die Gemeinde 
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Wien bereit iſt, die zur Errichtung der fraglichen zehn Bedürfnis⸗ 
anſtalten erforderlichen Grundflächen zu dieſem Zwecke unter den in 
der citierten Zuſchrift angeführten Bedingungen zu mieten; 

2. es ſei dem Wilhelm Beetz die Errichtung und Erhaltung 
der in Rede ſtehenden Bedürfnisanſtalten, welche nach dem Muſter 
der Anſtalt bei der neuen Univerſität und nach dem vorgelegten Grund— 
riſſe herzuſtellen ſind, unter den Bedingungen des mit dem Genannten 
abgeſchloſſenen Vertrages vom 27. November 1888, Z. 100511, 
ſowie des Nachtrags Übereinkommens vom 23. Jänner 1889, 
3. 144640, zu übertragen, bei dem Umſtande jedoch, als der erwähnte 


Vertrag bereits am 21. September 1899 abläuft, und bis dahin eine 


Amortiſation des zur Herſtellung der mehrgedachten zehn Bedürfnis- 
anſtalten erforderlichen Capitales nicht möglich iſt, den Vertrag 
bezüglich dieſer zehn Bedürfnisanſtalten auf 25 Jahre abzuſchließen. 

Die St.⸗R. Dr. Vogler und Dr. Lueger beantragen, es 
ſei wegen Abſchluſſes des Vertrages unter Feſtſetzung einer kürzeren 
Vertragsdauer mit Wilhelm Beetz durch ein dreigliederiges Comité 
zu verhandeln. 

Referent accommodiert ſich. 

Modificierter ReferentenP⸗Antrag angenommen. 

Die Wahl wird ſofort vorgenommen. 

(2549.) Derſelbe referiert über das Project für die Abgrabung 
des Linienwalles von der Schönburgſtraße bis zur Blechthurmgaſſe im 
IV. Bezirke und von der Laurenzgaſſe bis zur Matzleinsdorferlinie im 
V. Bezirke und beantragt: 

1. Das vorgelegte Project mit dem bedeckten Koſtenerforderniſſe 
von 5956 fl. zu genehmigen; 

2. die Auszahlung eines Zehrungsbeitrages von täglich 2 fl. an 
den mit der Inſpection dieſer Arbeiten betrauten Stadtbauamtsbeamten 
für die Dauer dieſer Verwendung zu bewilligen. 

Ad 1 beantragt St.⸗R. Dr. Lueger, der Magiſtrat werde 
aufgefordert, wegen Durchführung der Radialſtraßen, ſenkrecht auf die 
Gürtelſtraße, mit den betreffenden Grundeigenthümern Verhandlungen 
zu pflegen und ſohin dem Stadtrathe Bericht und Anträge vorzulegen. 

Ad 2 beantragt Dr. v. Billing, den Betrag von nur 1 fl. 
50 kr. zu genehmigen. 

Referenten⸗Antrag 1 mit Zuſatz Dr. Lueger angenommen. 

Referenten⸗Antrag 2 abgelehnt. 

Antrag Dr. v. Billing angenommen. 

(2569.) Derſelbe referiert über das Project für die Umpflaſterung 
der Ausſtellungsſtraße im II. Bezirke von der Verbindungsbahn bis 
zur Zufahrtsſtraße im Prater und beantragt, das vorgelegte Project 
mit dem bedeckten Geſammtkoſten-Erforderniſſe von 16.118 fl. 95 kr. 
zu genehmigen und dem mit der permanenten Überwachung der Arbeits— 
ausführung zu betrauenden Bauamts-Inſpicienten einen Zehrungs⸗ 
beitrag von 1 fl. 50 kr. pro Tag zu bewilligen. Angenommen.) 

(2603.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef und 
der Francisca Beck um Conſens zum Umbaue einer Gartenveranda 
im Haufe Nr. 101 und 103 Laxenburgerſtraße in Inzersdorf, 
X. Bezirk, und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
für den X. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes gegen Ausſtellung 
des in erſteren erwähnten Reverſes zu beſtätigen. Angenommen.) 

2781.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
betreffend die Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Canalbau in der Gürtelſtraße zwiſchen der Hohlweg- und Kleiftgaffe 
im III. Bezirke und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes der 
Firma H. Rella & Comp. (8°5 Percent Nachlass gleich einer 
Erſparung von 313 fl. 75 kr. und gegen Verwendung von Roman⸗ 


Xe 


zu genehmigen. 
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Cement Marke Lilienfeld und Portland⸗Cement der Perlmoſer Actien⸗ 
Geſellſchaft). (Angenommen.) 
(2767.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Kalas 

um Beſtimmung der Schadloshaltung für die beim Haufe Grundb.- 
Einl.⸗Nr. 1462 III., Landſtraße Hauptſtraße 41, — Salmgaſſe 13 
abzutretenden Grund per 321˙12 m? und beantragt, die Schadlos- 
haltung mit 85 fl. zu beſtimmen, wobei die einzubeziehende Fläche 
per 039 m? von der abzutretenden Fläche in Abzug zu bringen wäre. 
(Angenommen.) 

(2782.) Derſelbe referiert über das Project für den Neubau 
eines Haupt⸗Unrathscanales in der Heugaſſe und am Wiedener Gürtel 
im IV. und X. Bezirke, und beantragt, das vorgelegte Project mit 
dem veranſchlagten und bedeckten Koſtenerforderniſſe von 1875 fl. 20 kr. 
(Angenommen.) 
(2681.) St.-R. Dr. v. Willing referiert über das Anſuchen 


des Franz Pech, Waiſenhausvaters des IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſes 


im X. Bezirke, um Zuerkennung der dritten Quinquennalzulage und be— 
antragt, dem Genannten die dritte Quinquennalzulage per 100 fl., 
beziehungsweiſe den nunmehrigen höheren Gehalt von jährlich 1100 fl. 
vom 3. April 1894 an anzuweiſen. (Angenommen.) 

(2633.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef 
Marſchik, Waiſenhausvaters des III. ſtädtiſchen Waiſenhauſes im 
IX. Bezirke, um Zuerkennung der zweiten Quinquennalzulage und bean- 
tragt, dem Genannten die zweite Quinquennalzulage per 100 fl., be— 
ziehungsweiſe den nunmehrigen höheren Gehalt von jährlich 1000 fl. 
vom 1. März 1894 an anzuweiſen. (Angenommen.) 

(2639.) Derſelbe referiert über das Anfuchen des Amtsdieners 
Johann Schubert um mietweiſe Überlaſſung der innegehabten 
Naturalwohnung gegen einen Jahresmietzins von 60 fl. vom Mai— 
termine 1894 ab und beantragt die Zurückweiſung des Actes an das 
magiſtratiſche Bezirksamt für den XIX. Bezirk zur Erledigung im eigenen 
Wirkungskreiſe nach § 90 lit. h Gemeindeſtatut. (Angenommen.) 

(2684.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Thereſia 
Heberger, Gattin des geweſenen Taxcommiſſärs Karl Heberger, 
um Fortbezug der Erziehungsbeiträge für ihre Kinder Richard, ge— 
boren am 3. Juni 1877, Hermine, geboren am 23. December 1880, 
und Joſefa, geboren am 1. März 1886, und beantragt, die Erziehungs— 
beiträge von je 3 fl. monatlich auf die Dauer eines weiteren Jahres, 
eventuell bis zu einer früher eintretenden Verſorgung zu belaſſen. 

(Angenommen.) 

Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den Wiener 

Gemeindeverband aus dem VIII. Bezirke und beantragt: 
(2658) a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Bechersdorfer Johann, Lohndiener; 

Brötzenberger Ignaz, Zimmerputzer; 

Schmid Siegmund, Galvaniſeur; 

Triebel Leopold, Einſpänner; 

Semradek Johanna, Kindsfrau; 

Kumpoſt Joſef, Schneidergehilfe; 

Dumek Thereſia, Hausbeſorgerin, und 

Krätſchmer Franz Wenzel, Hausbeſorger; 

(2629) b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 

Hermann Franz, Zimmermaler; 

Klasmer Regine, Private; 

Dunz Johann Ludwig, Fragner; 

Puretz⸗Schlegel Ludovica, Stickerin, und 

Tiller, geb. Pleſſel Joſefa, Kleidermacherin. 

(Angenommen.) 
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(2579.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Giſela 
Müllner, Amtsdieners-Waiſe, um Verleihung einer Gnadengabe 
und beantragt, der Genannten eine Gnadengabe von jährlich 60 fl. 
auf die Dauer von drei Jahren, eventuell bis zu einer etwa früher ein- 
tretenden anderweitigen Verſorgung zu gewähren. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2573.) Derſelbe referiert über die Beſtellung eines Supplenten 
für Mathematik für das II. Semeſter 1893/94 und beantragt, es 
ſei die Beſtellung des Lehramtscandidaten Eugen Giannovi als 
Supplenten für Mathematik an der Wiedener Communal-Oberreal⸗ 
ſchule mit 14 wöchentlichen Unterrichtsſtunden an Stelle des erkrankten 
Profeſſors Ferdinand Klamminger für das II. Semeſter 1893/94 
nachträglich zu genehmigen und demſelben vom 14. Februar 1894, 
als dem Tage des Beginnes ſeiner Lehrthätigkeit, die Remuneration 
nach dem Maßſtabe von 36 fl. per wöchentliche Lehrſtunde und Jahr 
in der üblichen Weiſe flüſſig zu machen. Angenommen.) 

(2778.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Curatoriums 
der Kaiſer Franz Joſef-Schutzhaus⸗Stiftung in Naſswald um Sub- 
vention und beantragt die Verweiſung auf den Stadtraths-Beſchluſs 
vom 7. Februar 1894, Z. 673, beziehungsweiſe die Abweiſung des 
vorliegenden Anſuchens. (Angenommen.) 

(2748.) St.-N. Kreindl referiert über das Project für die 
Umpflaſterung der Alſerbachſtraße zu beiden Seiten der Schule Nr. 23 
mit Holzſtöckeln und beantragt die Genehmigung des vorgelegten 
Projectes mit dem die Gemeinde Wien treffenden Geſammtkoſten— 
Erforderniſſe von 2528 fl. 91 kr. und eines Zehrungsbeitrages von 
1 fl. pro Tag für den Bau⸗Inſpicienten während der Bauausführung. 
(Auf Rubrik XXII 1 c bedeckt.) (Angenommen.) 

(2707.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Auguſt Bopp 
um Bewilligung zur Herſtellung einer auf einem gemauerten Sockel 
ſituierten eiſernen Einfriedung mit vier gemauerten, 12 cm über die 
Baulinie vorſpringenden Pfeilern bei der Realität Grundb.⸗Einl.⸗ 
Z. 977 XIX. Bezirk, Ober-Döbling, Parkſtraße, und beantragt die 
Beſtätigung des Bauconſenſes nach dem Bezirksamts-Antrage. 

Der durch den Vorſprung der Thorpfeiler in Anſpruch genommene 
Grund per zuſammen 2·56 m? ift um den Preis von 17 fl. 8 kr. 
an den Geſuchſteller zu überlaſſen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2575.) Derſelbe referiert über das Project für den Linienwall⸗ 
Durchbruch in der Verlängerung der Pulverthurmgaſſe im IX. Bezirke 
und beantragt: 

1. das Verpachtungsoffert des Eigenthümers der Realität Orundb.- 
Einl.⸗Z. 216 IX. Bezirk, unter den im Magiſtrats⸗Antrage angeführten 
Bedingungen anzunehmen; 

2. das vorgelegte Project für den in Rede ſtehenden Linienwall⸗ 
Durchbruch mit dem Koſtenerforderniſſe von 2030 fl. 2 kr., ſowie die 
Aufſtellung einer ganznächtigen und einer halbnächtigen Gasflamme 
mit dem jährlichen Koſtenerforderniſſe von 58 fl. 47 kr. zur Be— 
leuchtung des neuen Straßentheiles zu genehmigen. (Auf Rubrik 
XXII 1 d, beziehungsweiſe XXV 1 a bedeckt.) Angenommen.) 

(2497.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
wegen Verpachtung der Grasnutzung auf den im ehemaligen Ottakringer 
Gemeindewalde gelegenen Wieſen Cat.⸗Parc. 194, 191, 196, 197, 
198, d. i. der ſogenannten Schnepfen-, Vogeltenn- und Richterwieſe, 
und beantragt, dieſe Grasnutzung dem Julius Schuſter vom 
1. April 1894 ab auf ſechs Jahre, d. i. bis 31. März 1900, um 
den Jahrespachtzins von 50 fl. unter den in der Verpachtungs— 
Vorſchrift M.⸗Z. 175496/93 angeführten Bedingungen pachtweiſe zu 
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überlaſſen; die Stempelung des Pachtverhandlungs⸗Protokolles per 
50 kr. hat der Genannte zu beſtreiten. ( Angenommen.) 

(7173.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers 
des IX. Bezirkes um Anbringung von Raſenſcheiben um die Allee— 
bäume auf dem Maximilianplatze und auf dem Wege längs des ſo— 
genannten Votivparkes und beantragt die Ablehnung dieſes Anſuchens 
aus den im Berichte des Stadtgärtners enthaltenen Gründen. 

(Angenommen.) 

(2635.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Eduard und 
der Anna Rauch um Schadloshaltung für den bei Or.-Nr. 3 Feld: 
gaſſe in Währing abzutretenden Straßengrund per 18:29 m? und 
beantragt, die Entſchädigung mit 30 fl. per Quadratmeter feſtzuſetzen, 
wonach ſich unter Abrechnung des abzutretenden Grundes per 3:57 m? 
ein Einlöſungspreis von zuſammen 441 fl. 60 kr. ergibt. 

(Angenommen.) 

(2686.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
XVII. Bezirkes um nachträgliche Genehmigung der Herſtellung der 
Schadinergaſſe und Richthauſenſtraße im XVII. Bezirke und beantragt, 
die Herſtellung der bezeichneten Straßen mit dem Geſammtkoſten— 
erforderniſſe von 2203 fl. 18 kr. nachträglich zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(2558.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Strobach wegen Nichtverwendung von Wienfluſsſchotter und Wien— 
fluſsſand in den ſtädtiſchen Gartenanlagen und auf Kinderſpielplätzen 
und beantragt: 

Den Vorſtehern jener Bezirke, welche bisher in den ihnen zur 
Obſorge zugewieſenen Gartenanlagen und Kinderſpielplätzen Wienflufe: 
ſchotter und Wienfluſsſand nicht verwendet haben, wäre zu empfehlen, 
auch in Hinkunft von der Verwendung des gedachten Schotters und 
Sandes für Gartenanlagen und Kinderſpielplätze abzuſehen. 

Den Vorſtehern der Bezirke V, VII, XIII, XV und XVI wäre 
zu bedeuten, in Zukunft bei der Beſchotterung der Gartenanlagen und 
Kinderſpielplätze im Bezirke von der Verwendung von Wienfluſsſchotter 
und Wienfluſsſand thunlichſt abzuſehen, denſelben nur dann aufzu— 
ſtreuen, wenn die Verwendung anderer Schotter- und Sandgattungen 
wegen allzu hoher Koſten oder ſchwieriger Beſchaffenheit unthunlich iſt, 
jedenfalls aber bei Kinderſpielplätzen Wienfluſsſchotter und Wienfluſs⸗ 
ſand gänzlich auszuſchließen. 

StR. Müller beantragt, die Verwendung nur des dort ge— 
wonnenen Wienfluſsſchotters und Wienfluſsſandes zu geſtatten, wo 
eine Verunreinigung der Wien durch Fabrikswäſſer nicht ſtattfinden kann. 

Referent accommodiert ſich; modificierter Referenten-Antrag 
angenommen. 

(2517.) Derſelbe referiert über das Offert des Anton Schlepitzka 
auf Lieferung von Dornacher Würfelſteinen und beantragt die Ab— 
lehnung dieſes Offertes. (Angenommen.) 

(2568.) Derſelbe referiert über die Bewilligung eines Zehrungs⸗ 
beitrages für den mit der permanenten Beaufſichtigung des Canalbaues 
in der Wallriſs- und Erndtgaſſe in Gerſthof, XVIII. Bezirk, betrauten 
Ingenieuradjuncten W. Schetril und beantragt die Genehmigung 
eines Zehrungsbeitrages von 2 fl. 50 kr. pro Tag. 

St.⸗R. Schlechter beantragt 2 fl. 

Referenten⸗Antrag abgelehnt; Antrag Schlechter ange— 
nommen. 

(2518.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann Ullrich 
um Herabſetzung des Pachtzinſes für das ehemalige Gemeindegaſthaus 
in Ober⸗Sievering vom Februar 1892 an und beantragt, es ſei die 
mit dem Stadtraths⸗Beſchluſſe vom 3. November 1893, Z. 7722, 
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ab Novembertermin 1893 bewilligte Zinsherabſetzung (von 560 fl. 
auf 360 fl.) bereits vom 1. Februar 1892 an zu gewähren. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Ablehnung. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, es ſei dem Genannten die 
angeſuchte Begünſtigung in der Weiſe zu gewähren, daf® ihm der ent— 
ſprechende Betrag von ſeiner Schuldforderung in Abſchreibung ge— 
bracht wird. 

Antrag Dr. v. Billing angenommen. 

(2662.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit eines Platz— 
zinsgebüren⸗Rückſtandes pro 1890 bis 1893 im Betrage von 12 fl. 
nach Franz Cech im VI. Bezirke und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

(2709.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit eines Miet- 
zinsrückſtandes per zuſammen 13 fl. 96 kr. nach Auguſt Kadoch 
für die Wohnung 3 im Hauſe VIII., Laudongaſſe 5, und beantragt 
die Abſchreibung. ( Angenommen.) 

Derſelbe referiert über Hundeſteuerrückſtände: 

(2600) per 4 fl. nach Robert Sentner im XVII. Bezirke; 

(2705) per zuſammen 66 fl. nach 14 Parteien im XIV. Bezirke, 
und beantragt in ſämmtlichen Fällen die Abſchreibung aus dem Titel 
der Uneinbringlichkeit. ( Angenommen.) 

(2704.) St.-R. v. Götz referiert über das Auſuchen der 
Katharina Moritz und Söhne um Conſens zur Aufſtellung eines 
Kleinkeſſels in ihrer Rothgerberei XIII., Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße 1, 
und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIII. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes zu beſtätigen. 

(Angenommen.) 

(2602.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Mann— 
heim um Conſens zum Baue eines photographiſchen Ateliers in 
Ober⸗St. Veit, Maria Thereſienſtraße 7, und beantragt, die Herſtellung 
des Ateliers aus Riegelwänden (8 105, Abſ. 4, Punkt 5, B.-O.) zu: 
zugeſtehen. (Angenommen.) 

(2741.) St.-R. Müller referiert über die Beſtimmung der 
Mietzinſe für die in der Realität Heiligenſtadt, Herrengaſſe 16, be— 
findlichen Wohnungen und beantragt, das magiſtratiſche Bezirksamt zu 
ermächtigen, die leerſtehenden Wohnungen im obigen Hauſe zu dem 
im vorgelegten Protokolle vom 18. November 1893 angeführten Jahres- 
zinſen zu vermieten, für die Gartenbenützung, inſoferne eine ſolche 
möglich iſt und von dem Offerenten verlangt wird, eine entſprechende 
Erhöhung dieſer Mietzinſe zu fordern und die Wohnung Nr. 9 von 
der Vermietung zu Wohnungszwecken auszuſchließen und nach Bedarf 
einer anderen Verwendung zuzuführen. (Angenommen.) 

(2784.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Alois Scornil 
um Conſens zu Adaptierungen VII., Lerchenfelderſtraße 87, und be— 
antragt die Beſtätigung der Baubewilligung. (Angenommen.) 

(2638.) Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter referiert über die 
Verpachtung der Gemeindejagd im Gebiete der ehemaligen Gemeinde 
Nussdorf vom 1. Jänner 1895 an und beantragt, es ſei in Ge— 
nehmigung des Offertes des Ferdinand Greiner vom 7. April 1894 
demſelben ab 1. Jänner 1895 bis 31. December 1897 die Gemeinde— 
jagd in Nuſsdorf unter den im § 2 bis 15 des Vertrages vom 
25. Februar 1889 angegebenen Bedingungen zu verpachten. 

(Angenommen.) 

(2178.) Derſelbe ref feriert über die Verpachtung der Fiſcherei in 
den zufolge Kundmachung der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 28. Juni 
1893, Z. 52918, dem Fondsgute Ebersdorf a. d. Donau gemäß § 12 
des Sifchereigefebes zur Bewirtſchaftung zugewieſenen Strecken des 
Schwechat⸗, Wild⸗ und Mühlbaches und beantragt: 
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1. Die Ausübung der Fiſcherei in den obgedachten Waſſerſtrecken 
wird dem Simmeringer Donaufiſcherei-Vereine gegen Bezahlung eines 
Jahrespachtſchillingſs von 24 fl. auf die Dauer von ſechs Jahren 
unter den im Magiſtrats-Antrage erwähnten Bedingungen überlaſſen. 

2. Das mit der Gutsverwaltung Zwölfaxing getroffene Über- 
einkommen, wonach diefelbe eine Entſchädigung von derzeit jährlich 
12 fl., vorbehaltlich einer entſprechenden Erhöhung im Falle die 
betreffenden Waſſerſtrecken zu einem conſtanten, für die Fiſchzucht ge— 
eigneten Waſſerlaufe umgeſtaltet werden ſollen, für die dem Fondsgute 
Ebersdorf zur Bewirtſchaftung zugewieſene Fiſcherei der Herrſchaft 
Zwölfaxing im Schwechat⸗, Wild- und Mühlbache beanfprucht, wird 
genehmigt, und wird dieſe Entſchädigung an die Gutsverwaltung von 
dem Zeitpunkte an gezahlt, wo die Gutsverwaltung den zwiſchen ihr 
und Wenzel Czapek bezüglich dieſer Waſſerſtrecken beſtehenden 
Fiſcherei-Pachtvertrag gelöst haben wird. Angenommen.) 

(894.) Derſelbe referiert über das Erkenntnis der k. k. Derg- 
hauptmannſchaft Wien vom 19. Jänner 1894, Z. 195, betreffend die 
Verleihung von zwei einfachen Grubenmaßen an Ignaz Oberdorfer 
in der Ortsgemeinde Reichenau, Bezirk Neunkirchen, und beantragt 
die Kenntnisnahme. Angenommen.) 

(2699.) Ht.-R. Vaugoin referiert über die Einlöſung des 
Hauſes Nr. 92 Magdalenenſtraße, VII. Bezirk, und beantragt: 

I. Der Ankauf des bezeichneten Hauſes zum Zwecke der De— 
molierung und Straßenverbreiterung um den Preis von 23.500 fl. 
wird genehmigt, wobei die Gemeinde die Vertragskoſten und Über. 
tragungsgebüren trägt und die auf der Realität haftenden Schulden 
per 14.154 fl. gegen Abzug vom Kaufſchillinge zur Zahlung über— 
nimmt. 

II. Das Anerbieten des Eigenthümers des Hauſes Or.-Nr. 90 
Magdalenenſtraße, VI. Bezirk, Georg Löwitſch, zu der Einlöſung 
des obigen Hauſes einen Betrag von 200 fl. zu leiſten, wird abgelehnt. 

III. Das in Frage ſtehende Gebäude iſt im Auguſt d. J. zu 
demolieren und zu dieſem Zwecke den daſelbſt wohnhaften Parteien 
zeitgerecht zu kündigen; die Sicherſtellung der Demolierungsarbeiten 
hat im Wege einer beſchränkten Offertverhandlung zu erfolgen. 

(Angenommen; Punkt Jan den Gemeinderath.) 

(2761.) Derſelbe referiert über die Überlaffung eines abgeſonderten 
Begräbnisplatzes am Central -Friedhofe für ruſſiſche Unterthanen 
griechiſch-orthodoxen Bekenntniſſes und beantragt die benützungsweiſe 
Überlaſſung eines weiteren Grundes per rund 4 m? um den Pauſchal— 
betrag von 200 fl. zu den mit den Stadtraths-Beſchlüſſen von 
7. März 1893, Z. 1134, und vom 20. Juli 1893, Z. 5291, 
überlaſſenen Begräbnisplätzen. (Angenommen.) 

(2720.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Aceeſſiſten 
Leopold Osvadic um Gehaltsvorſchuſs und beantragt, dem Genannten 
einen Gehaltsvorſchuſs per 100 fl. gegen Rückzahlung in 20 gleichen, 
ununterbrochenen Monatsraten zu gewähren. (Angenommen.) 

(2683.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Acceſſiſten 
Karl J. Kollar um Herabſetzung der Gehaltsvorſchuſsraten von 
10 fl. auf 5 fl. monatlich und beantragt die Genehmigung. 

(Angenommen.) 

(2634.) Derſelbe referiert über den Stiftbrief⸗Entwurf für die 
Anton Ram mer'ſche Graberhaltungswidmung auf dem Baumgartner 
Friedhofe im Betrage von 1000 fl. Notenrente und beantragt, die 
Ausfertigung des Stiftbriefes zu genehmigen. Angenommen.) 

(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 
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2664.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be⸗ 
erdigungskoſten nach 32 Parteien im VII. Bezirke im Betrage von 
zuſammen 126 fl. 60 kr. und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

(2345.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über das An⸗ 
ſuchen der Wienerberger Ziegelfabrik- und Baugeſellſchaft um Be⸗ 
willigung zum Baue eines Ringofens auf dem Ziegelwerke VI zwiſchen 
der Laxenburgerſtraße und dem Brunnweg, Einl.⸗Z. 146 Inzersdorf, 
X. Bezirk, und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
für den X. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes zu beſtätigen. 

(Angenommen.) 

2347.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma Joſef 
Heller & Co. um vorläufige Schätzung der zur Straßenverbreiterung 
abzutretenden Theile der Realität Einl.⸗Z. 1849 III. Bezirk, Obere 
Weißgärberſtraße und Dampfſchiffſtraße, und beantragt die Abweiſung 
dieſes Geſuches, da eine Verpflichtung zur Zahlung einer Schadlos— 
haltung wegen Vorhandenſeins einer Parcellierung gemäß § 3 BD. 
nicht beſteht. (Angenommen.) 

(2829.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Hugo Specht 
um käufliche Überlaſſung eines Theiles der Parcelle 1737/ͤ1 Herther⸗ 
gaſſe im V. Bezirke und beantragt: Die Gemeinde Wien überläſst 
dem Hugo Specht zum Zwecke der Arrondierung ſeines Baugrundes 
Einl.⸗Z. 2048 V. Bezirk, einen Theil der Wegparcelle 1737/1 
V. Bezirk, Figur A B C F E A im Ausmaße von circa 57˙64 m? 
um den Pauſchalbetrag von 1100 fl. ö. W., wobei die Bezahlung 
der Vertragskoſten und Übertragungsgebüren dem Käufer obliegt. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(138.) Derſelbe referiert über das Offert des Ludwig Böck 
wegen käuflicher Überlaſſung eines Theiles der aufgelaſſenen Breiten- 
furtherſtraße zur Arrondierung feiner Realitäten Einl.-3. 410 und 
1343 V. Bezirk, und beantragt die Ablehnung das Offertes; des 
Stadtbauamt wäre zu beauftragen, eine neuerliche Wertbemeſſung vor⸗ 
zunehmen. (Angenommen.) 

(2712.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dominik 
Heim um käufliche Überlaſſung eines Theiles der Linienwallparcelle 
1306/1, Einl.⸗Z. 430 VII. Bezirk, und beantragt: Die Gemeinde 
Wien überläſst dem Dominik Heim behufs Arrondierung der ihm 
gehörigen Bauſtelle Einl. -Z. 811 Fünfhaus, einen Theil der Linien- 
wallparcelle 1306/1, Einl.-Z. 430 VII. Bezirk, Figur a be da, 
im Ausmaße von circa 152 m? um den Pauſchalbetrag von 8650 fl. 
ö. W. und verpflichtet fi, den in die Kenyon- und Seidengaſſe 
fallenden Theil der genannten Parcelle, Figur bedefgb, im Aus⸗ 
maße von circa 149·60 m? grundbücherlich abſchreiben zu laſſen. 

Die Bezahlung der Vertragskoſten und Übertragungsgebüren ob⸗ 
liegt dem Käufer. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2700.) Derſelbe referiert über das neuerliche Anbot des Johann 
Völker und des Cajetan Platzer auf käufliche Überlaſſung eines 
Theiles der Linienwallparcelle 414/31 IX. Bezirk, und beantragt die 
Ablehnung; den Geſuchſtellern ſei mitzutheilen, daſs der Stadtrath 
geneigt ſei, bei einer Erhöhung des angebotenen Preiſes auf 6060 fl. 
den Verkauf des fraglichen Grundes dem Gemeinderathe zu empfehlen. 

Der Vorſitzende, Vice-Bürgermeiſter Matzenauer, beantragt 
6100 fl. 

Referent accommodiert ſich. 

Modificierter Referenten-Antrag angenommen. 

(Während des vorſtehenden Referates hat Vice— 
Bürgermeiſter Matzenauer wieder den Vorſitz über— 
nommen.) 
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(2495.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert über die 
Wiederbeſetzung der Stelle des Vorſtandes im Marktamte und beantragt, 
die erledigte Stelle mit den ſyſtemiſierten Bezügen dem Marktinſpector 
Karl Kainz zu verleihen. Angenommen.) 

(2719.) St.-R. Wurm referiert über das Project für den Bau 
einer Schule für Knaben und Mädchen im X. Bezirke, Kröllgaſſe, in 
der Nähe der „Spinnerin am Kreuz“, und beantragt, die Magiftrats- 
Anträge wegen Errichtung eines dreiſtöckigen Schulgebäudes mit der 
im Parterreplane eingezeichneten Abänderung zu genehmigen. 

Über Antrag des StR. Müller wird beſchloſſen, es ſei die 
Frage der Errichtung eines nur zweiſtöckigen Schulgebäudes zu ſtudieren 
und eine diesbezügliche Vorlage zu machen. 

(2759.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
puncto Anſchaffung von Badewäſche für das ſtädtiſche Volksbad im 
XIV. Bezirke und beantragt: 

1. Es ſei die Stofflieferung der Felixdorfer Weberei und 
Appretur, und 

2. die Wäſcheanfertigung der Erſten Wiener Productiv-Genoſſen— 
ſchaft für Frauenhandarbeit unter Annahme der beiderſeits offerierten 
Preiſe zu übertragen. 

St.⸗R. Schlechter regt an, daſs in Hinkunft bei derlei An— 
läſſen auch Fachleute aus dem Gemeinderathe um ihr Gutachten an— 
gegangen werden. 

Referenten-Antrag angenommen. 

Anregung Schlechter als Weiſung an den Magiftrat. 

(2783.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold 
Slama um Bewilligung der Grundtrennung bei Or.-Nr. 5 Stolzen— 
thalergaſſe, VIII. Bezirk, und beantragt die Genehmigung nach dem 
Magiſtrats⸗Antrage. (Angenom » 

(2391.) St.-. Ritt. v. Neumann referiert über die in Gemäßheit 
des Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 7. Februar 1894, Z. 275, abgegebene 
Erklärung des Pinkus Frankfurter, betreffend deſſen Verpflichtung 
zur Grundabtretung bei der zu parcellierenden Realität, Einl. Z. 1414 
im XI. Bezirke, und beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Nachrichten. 


Commiſſton für Berkehrsanlagen in Wien. 
Sitzung vom 28. April 1894. 

In der abgelaufenen Woche hat die Anzahl der bei der Aus— 
führung der Wiener Verkehrsanlagen verwendeten Arbeiter 1940 
betragen; hievon waren 1060 beim Bau der Sammelcanäle beider— 
ſeits des Donaucanales, 880 an der Gürtel- und Vorortelinie der 
Stadtbahn beſchäftigt; hier ſtanden drei Dampfmaſchinen und 
90 Fuhrwerke, beim linksſeitigen Sammelcanale 27 Fuhrwerke in 
Verwendung. 


** * 
* 


Wiener Communal⸗Sparcaſſa im Bezirke Hernals. 
April 1894. 
Stand der Einlagen am 31. März 1894. 5,499.912 fl. 88 kr. 


Einlagen. . 323.999 fl. 62 kr. von 1651 Parteien 
Rückgezahlllt. 398.300 „ 8 „ an 1322 N 
Stand der Einlagen am 30. April 1894 .. 5,425.6 12 fl. 42 kr. 
Stand der Hypothekar⸗Darlehenn 3,687.112 „ 29 „ 
* 1 


* 
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Wiener Communal⸗Spartaſſa im Bezirke Döbling. 
April 1894. 
Eingelegt wurden von 438 Parteien . 95.556 fl. 46 kr. 
Behoben wurden von 359 Parteien . 106.880 „ 67, 
Es ergibt ſich daher ein Minus von. 11.324 fl. 21 kr. 
Abgerechnet vom Stande vom 31. 
März 1894 per 
verbleibt mit Ende April 1894 bei 3498 
offenen Conti ein Stand der Einlagen von 1, 433.514 fl. 64 kr. 
Stand der Hypothekar⸗Darlehen. .. 797.963 fl. — kr. 


1,444.838 „ 85 „ 


Approviſtonierung. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 22. April bis 28. April 1894. 
1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Nindfliih . . - 234.012 kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 189.365; 
aus Ober⸗Oſterreich — 1051; aus Mähren 
— 13.294; aus Böhmen — 49; aus 
Galizien — 25.070; aus Ungarn — 4.833; 
aus der Bukowina 350; aus Croatien — 


—; aus Steiermark — —; aus Tirol 
— :; aus Salzburg — —; aus Bos⸗ 
nien — —; aus Siebenbürgen — — kg) 


(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2550; 


32.979 „ . 
aus Ober⸗Oſterreich — 32; aus Mähren 150; 


Kalbfleiſch. 


ae aus Galizien — 29.994; aus Ungarn 
— 253; aus der Bukowina — —; aus 
Böhmen — — kg) 

Schaffleiſch 703 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 133; aus 


Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 
564; aus Ungarn — 6; aus der Buko⸗ 
wina — —; aus Mähren — — kg) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 25.302; 
aus Ober⸗Oſterreich — 39; aus Böhmen — 
132; aus Mähren — 1102; aus Galizien 
— 2845; aus Ungarn — 2783; aus der 
Bukowina — —; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — —; aus Bosnien — 
— kg) . 

. . 1170 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 165; aus 
Ober⸗Oſterreich — 18; aus Mähren 61; 
aus Böhmen —; aus Galizien — 896; 
aus Ungarn — 30; aus der Bukowina 
— ; aus Kärnten — —; aus Tirol — —; 
aus Schleſien — — St.) 

(Davon aus Nieder - Oſterreich — 176; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— ; aus Galizien — 2; cus der Buko⸗ 
wina — —; aus Ungarn 1 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 86; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 21; 
aus Galizien — 280; aus Ungarn — 2; 
aus der Bukowina — —; aus Croatien 
— ; aus Kärnten —.— St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 102; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 1; 
aus Ungarn — 11; aus Mähren — —; 
aus Böhmen — St.) 

für den Approviſionierungs⸗ 
obigen Summen enthalten. 


Schweinfleiſch . 32.203 „ 


Kälber 


Schafe 179 „ 


Schweine 387 „ 


Lämmer. . . 124 „ 


Die Zufuhren 
verein ſind in den 


A ——— 


— 


2. Preisbewegung: 
Siedfleiſch . . .. von 30 bis 64 kr. per Kg. 


Mübfteſch Roſtbraten u. Rieden „ 36 „ 90 „ „ „. 

een „ — „ — „ „ „ 
Kalbfleiſchchch ee „ 26 „ 60 „ „ „ 
Schaffleiſchch h. ee e e e e 
Schweinfleiſchc he.. e e e 
Nähe er a he a DO sr OB 
Schafe a . e e e e er 
Schweine „ 48 „ 64 „ „ „ 
Lämmrreee ra „ ae A e 


Obwohl anlässlich der iſraelitiſchen Feiertage die Zufuhren 
viel geringer waren als in der Vorwoche, genügten dieſelben doch 
mit Zuhilfenahme der von der Vorwoche verbliebenen Vorräthe 
zur Deckung des Bedarfes. 

Der Geſchäftsverkehr geſtaltete ſich Ende der Woche ſehr 
lebhaft und wurden für Schweinefleiſch um 2 kr. und Kalbfleiſch 
um 5 bis 6 kr. per Kilogramm beſſere Preiſe erzielt als in der 
Vorwoche. 

Die übrigen Fleiſchwaren blieben im Preiſe nahezu unver: 
ändert. 


* *. 
* 


Pferdemarkt vom 27. April 1894. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 512 Pferde. 


Preis: für Gebrauchs pferde 97—480 fl. per Stück. 
„ „ Schlachtpferde . 25— 52 „ „ „. 
Der Markt war ſehr lebhaft. 

* 5 * 


Schlachtviehmarkt vom 30. April 1894. 
1. Auftrieb. 
Maſt vieh 3949, Weide vieh —, Beinlvieh 775, 
Summa . 4724 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 2287 
Galiziſche „ 610 
Deutſche „ aa: aD 
Büffel „ a ak 202 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeen 3772 
Seine 363 
Nhe 589 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Ungar. Schlachtthiere von 52 bis 63 fl. 


(extrem. „ — „ 64 „) 
den beim Handel vereinbarten 


Galiz. Schlachtthiere. „ 51, 62 I Percentabzug (auf dem heuti⸗ 
(extrem . „ — „ 63 „) | gen Markte 36 bis 46 0, 


lchen der Verkä 
Deutſche Schlachtthiere " 52 L 67 D Käufer als Entichäbigung: 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 


Käufer als Eutſchädigung: 


(extrem. „ — „ — „) folge ber mieden 
b) für die minderwertigen 
Weidevien. B ur Stoffe, wie: Haut, Horn 
, Blut, Unſchlitt ꝛc.; 
Stierrrte FSF ͤ VE c) für die wertloſen Stoffe, 
2 wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
Kühe . an Se Fe Fi inhalt ꝛc., zugefteht. 
Büffel 6596 ) n, O „„ 
Beinlvieh 9 e %% „ * n er 77 — 77 
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b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


Ochſen von 23 bis 344) fl. 

Stiere „ 24 „ 32 r 

Kühe „ AL: 2 al 5 

Büffel „ 18 „ 264 

Beinlvieh „ 16 „ 21 a 

Weidevieh . . . „ — „ — 1 
c) Preis per Stück: 


Beinlvieh .. . . von 17 bis 85 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 


Un verkauft blieben: 
Ochſen 102 Stück 
Beinlvie en.. 57 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 551 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge 
weiterer größerer Ankäufe für die Provinz lebhaft, und ſind die 
Preiſe der beſſeren Sorten um ½ bis 1 fl. per 100 kg ge: 
ſtiegen. 


* * 
* 


Preisbewegung an der Vörſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 28. April 1894. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 76—81 kg) von 7 fl. 45 kr. bis 8 fl. 15 kr. 


Roggen ( ” nn mM "n 10—75 77 5 74 6 75 24 751 6 75 30 [2 
Gerſte „ „ e a ee 77 5 " 20 nn 9 77 55 
Mais „„ „„ „„ „ „ „ „„ „„ „„ „ „„ „ „ „ 77 5 M 50 7 „ 6 7. " 
Hafer %, „ e ie eh 57 7 7 nn 8 77 „ 
b) Mahlproducte. 
Gren 2 von 12 fl. 70 kr. bis 14 fl. 60 kr 
Weizenmehl „„ „„ „„ „ a ER a 77 77 75 7 14 v 60 M 
Roggenmehl „ 6 „ „ II, 65, 
Weizenkleiii e. 8 „ „ 4 „ 50 , 
Roggenkleie ‚—U— EEE Er Br Er Zr „ &, „ „ 4 1 80 „ 
Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 19. April bis 26. April 1894. 
Waren eingelagert 39.644 Meter⸗Centner 
0 ausgelageeertt 34.157 N 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
12.300 Meter⸗Centner. 
Lagerſtand vom 26. April 1894: 364.655 Meter⸗Centuer, und zwar: 
55.071 Meter⸗Centner Weizen, 54.418 Meter⸗Centner Roggen, 


56.865 R Gerſte, 112.289 7 Hafer, 

16.885 R Mais, 8.941 ä Olſaaten, 
15.929 1 Mehl u. Kleie, 2.895 1 Wein, 

9.749 a Zucker, 943 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecurauzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,648.130 fl. öſt. Währ. 


Militär- Angelegenheiten. 


(Militär⸗Vorſpanngebüren.) Im Intereſſe der zur Leiſtung 
der Militär⸗Vorſpann verpflichteten Pferdebeſitzer iſt über An⸗ 
ordnung des Stadtrathes die Beiſtellung dieſer Vorſpann einem 
Unternehmer übertragen und wird zur Aufbringung des Koſten⸗ 
bedarfes, infoweit dieſer durch die vom Arar geleiſtete Vergütung 
nicht gedeckt erſcheint, jährlich eine nach dem Erforderniſſe für 
jedes Pferd feſtgeſetzte Gebür von den Verpflichteten eingehoben. 
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Dieſe Gebür wurde mit dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 
28. December 1893, Z. 9357, für das Verwaltungsjahr 1894 


mit dem Betrage von fünfzehn Kreuzern ö. W. für jedes 


Pferd feſtgeſetzt und wird von den zahlungspflichtigen Pferde⸗ 
beſitzern im I., VIII. und IX. Bezirke durch die ſtädtiſche Haupt⸗ 
caſſe, in den übrigen Bezirken aber durch die magiſtratiſchen Be⸗ 
zirksämter eingehoben werden. 


Gewerbe Angelegenheiten. 


(Genoſſenſchaft der Schuhmacher.) Bei der am 23. April 1894 
unter Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs Aſperger vor- 
genommenen Wahl wurde Herr Joſef Bitza, bürgl. Schuhmacher, 
VIII., Langegaſſe 58, zum Vorſteher und Herr Eduard Fruh— 
wirth, bürgl. Schuhmacher XV., Schönbrunnerſtraße 29, zum 
Vorſteher⸗Stellvertreter gewählt. 


* * 
* 


(Genoſſenſchaft der Zuckerbäcker ꝛc.) Bei der am 26. April d. J. 
unter Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs Dr. Weis⸗ 
kirchner vorgenommenen Wahl wurde Herr Heinrich Nowotny, 
Zuckerbäckergehilfe, V., Reinprechtsdorferſtraße 20, zum Obm anne 
der Gehilfenverſammlung dieſer Genoſſenſchaft gewählt. 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 

Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 

vom 26. April bis 30. April 1894: 
L 
Für Neubauten: 
II. 


— 


Bezirk: Haus, Hannovergaſſe 4, von Joſef Haala, Treuſtraße 46, 
Bauführer Julius Hal la (2965). 

IV. Bezirk: Haus, Schleifmühlgaſſe, Grundb.⸗Einl. 730 und 733, Bau⸗ 
ſtelle VI, von Siegmund Weiß, Bauführer Eduard 
Schwein burg, Baumeiſter (2972). 

Bezirk: Haus, Kaiſerſtraße 60, von Heinrich Eſchelbeck, Bau— 
führer G. Kowafik (2933). 

Bezirk: Cat.⸗Parc. 2943, Cinl.⸗Z. 2849 Ottakring, Gablenzgaſſe 39, 
von Heinrich Dede dek, XVII., Gerlgaſſe 5, Bauführer 
Thomas Hofer (19502). 

Bezirk: Stall, Unter-Döbling, Gemeindegaſſe 10/12, von Groh & 
Raudnitz, ebenda, Bauführer Oskar Las ke (7964). 


Für Umbauten: 
Bezirk: Keſſel und Maſchinenhaus, Unter⸗Döbling, Gemeindegaſſe 14, 
1010 Zacherl ebenda, Bauführer C. Obendorfer 
(8146). 


Für Zubauten: 
VI. Bezirk: Hoftract, Mariahilferſtraße 49, von Friedrich Krug, Baus 
führer J. Schneider (2998). 


Für Adaptierungen: 

I. Bezirk: Maximilianſtraße 2, von Moriz Medak, Bauführer J. 
Bald ia (2932). 

Stubenbaſtei, von Hugo Steiner, Baumeiſter (2939). 

Annagaſſe 9, von Julie Kronfuß, Bauführer J. Schmalz 
hofer (2981). 

Börſegaſſe 1, von Adolf Seidel, VII., Lerchenfelderſtr. 78, 
Bauführer V. Gettwert (2993). 

Kohlmeſſergaſſe 4, von Autoinette Matzel, Bauführer W. 
Laitl (3008). 

II. Bezirk: Jägerſtraße 111, von Ig. Troll, Bauführer A. Brunner. 

(2937). 


VII. 
XVI. 


XIX. 


XIX. 
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III. Bezirk: Stanislausgaſſe 4, von Alois Rudroff & Th. Hübſch⸗ 
mann, Baumeiſter (2929). 

IV. Bezirk: Karolinengaſſe 21, von Franz Feucht, Bauführer A. 
Maier (2992). 

VI. Bezirk: Windmühlgaſſe 42, von Michael Kummer, Mariahilfer⸗ 
ſtraße 71 a, Bauführer Joh. Müller (2962). 


1 5 le 19/21, von Oskar Las ke, Baumeiſter 
985). 
„ „ Milkegaſſe 33, von Leop. Mayer, Bauführer J. Drbal 
(2996). 
VII 


Bezirk: El 11, von G. Kral, Bauführer J. Drbal 
2995). | 

VIII. Bezirk: Daungaſſe 1, von Anguft Kitſchelts Erben, Bauführer 
Franz Zoder (2927). N 

Dorubach, Pötzleinsdorferſtraße 2, von A. Goldenzweig, 
ebenda, Bauführer Johann Stein metz, XVII., Haupt⸗ 
ſtraße 115 (14234). 

Neuwaldegg, Hauptſtraße 11, von 2, Bauführer Johann 
Steinmetz, XVII., Dornbach, Hauptſtraße 115 (14515). 


Bezirk: 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

Canal, Obere Donauſtraße 57, von der Union-Bau— 
geſellſchaft (2930). 

Canal, Obere Donauſtraße 59, von der Union-Bau⸗ 


II. Bezirk: 


geſellſchaft (2931). 
5 „ Schutzdach, Rueppgaſſe 11, von Hermann Frankls Söhne, 
Bauführer G. Löwitſch (2970). 
III. Bezirk: Veranda, Erdbergſtraße 80, von Ludwig Stracker, Bau- 


führer F. Gutmann (2912). 

Rohrcanal, Alleegaſſe 48, von Vietor Schmidt & Söhne, 
Bauführer Joh. Nowak (2967). 

VI. Bezirk: Brennofen⸗Aufſtellung, Gumpendorferſtraße 143, von Joſef 
Dietrich, Bauführer ? (2920). 5 

Hofmauer, Schmalzhofgaſſe 9, von Heinrich Zell, Perchtolds⸗ 


75 " 
dorf, Wienergaſſe 17, Bauführer J. Grünbeck (2928). 
XIV. Bezirk: Adaptierungen, Rudolfsheim, Hütteldorferſtraße 51, von Anton 
und Marie Spitz müller, ebenda, Bauführer Johann 
Schrepfer, Steinergaſſe 17 (11629). 
m „ Adaptierungen, Rudolfshein, Braunhirſchengaſſe 38, von 
Franz und Marie Wicha, ebenda, Bauführer Heinrich 
Staud, Stadtbaumeiſter, XIII., Poſtſtraße 40 (11854). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Wilhelminenſtraße 57, von Joſef Macek, ebenda, 


Bauführer Kowafik (19562). 

Ottakring, Bachgaſſe 24, von Anton Novopatzky, ebenda, 
Bauführer Baldia & Schmetterer (19781). 

Steinzeug⸗Rohrcanal, Ober-Döbling, Neuſtiftgaſſe 10, von 
Fanny Witt und Marie Reſel, ebenda, Bauführer Joh. 
Schäffer (8103). 

Steinzeug⸗Rohrcanal, Ober⸗Döbling, Neuſtiftgaſſe 30, von 


„ " 


Bezirk: 


ö Michael Wiener, IX., Währingerſtraße 35, Bauführer 
Joh. Schäffer (8104). 
15 5 Steinzeug-Rohrcanal, Ober-Döbling, Neuſtiftgaſſe 14, von 


Ele er, ebenda, Bauführer Joh. Schäffer 

105). 

5 „ Bauholzhütten ſammt Kanzlei, Ober⸗Sievering, Neuſtiftgaſſe, 
Parc. 382/387, von Martin Hochenegger, Haupt⸗ 
ſtraße 51, Bauführer derſelbe (8113). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


II. Bezirk: Wolfsaugaſſe, Grundb.⸗Einl. 4348, 4349, 4350, von Jakob 
Wollner, XVI., Blumberggaſſe 24 (2991). 
III. Bezirk: Geſtettengaſſe 36 und 36 a, von Franz und Marie Waſtl, 
durch Dr. Alois Fuka (2968). 


Geſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 


IV. Bezirk: Alleegaſſe 3, von Karoline Fruwirth, durch Dr. Nathaniel 
Thumm (2975). 
V. Bezirk: Matzleinsdorferſtraße 30, von Alois und Marie Karlik, 
Matzleinsdorferſtraße 44 (2980). 
XIV. Bezirk: Rudolfsheim, Goldſchlagſtraße, Einl.⸗Z. 1018, von Ferdinand 
Meißner (11738). 
XIX. Bezirk: Villa, Parc. 73/33, Joſefsdorf, Kahlenberg, von Karola 
Schwarz (8075). 


Demolierungs anzeigen wurden überreicht: 


XIX. Bezirk: Ober⸗Döbling, Ferdinandsgaſſe 51, von Bertha Satori 
und Dr. Calligaris, ebenda, Demolierender Adolf 
Zwerina (7996). ö 
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Gewerbeanmeldungen vom 25. April 1894. 


(Fortſetzung.) 


Swoboda Leopold — Reibſand- und Waſchelhandel im Umherziehen — 
X., Leibnitzgaſſe 44. 

Cakl Karoline — Schloſſergewerbe — VII., Weſtbahnſtraße 27. 

Kudelka Simon — Spirituoſen⸗Verſchleiß — X., Simmeringerſtr. 114. 

Skoda Wenzel — Tiſchler — XVII., Hernals, Grillparzergaſſe 6. 

Pesina Rudolf — Trödler — III., Leonhardgaſſe 16. 

Mildner Eliſabeth — Victualien-Verſchleiß — IV., Mitterſteig 9. 

Vogeltanz Pauline — Victualien-Verſchleiß — III., Pfefferhofgaſſe 5. 

Forſter Wilhelm — Vordruck-Schablonen-Erzeugung — XVIII., 
Währing, Annagaſſe 3. | 3 

Mühlbacher Ferdinand — Wäſcher — XII., Hetzendorf, Hauptſtraße 81. 

Oberleitner Selma — Zeitungs-Verſchleiß — IV., Große Neugaſſe 18. 

Donner Rudolf — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — II., Praterſtraße 58. 

Becher Aloiſia — Zuckerbäckerwaren- und Canditen-Verſchleiß — II., 
Praterſtraße 16. 

* n * 


Gewerbeaumeldungen vom 26. April 1894. 


Steidl Eduard — Binder — XVI., Hyrtlgaſſe 8. 
5 Nagy Hans — Betrieb eines Militär-Lehrinſtitutes — I., Jaſomirgott⸗ 

ſtraße 8. 

Gyalokai Marie — Flaſchenbierhandel — III., Faſangaſſe 29. 

Pohl Johann — Fleiſchhauer — XVI., Schottengaſſe 7. 

Perſchina Joſef — Fleiſch-Verſchleiß — XIV., Hütteldorferſtraße 79. 

Haresleb Johann — Gaſtwirt — III., Rochusgaſſe 15. 

Honnemann Ferdinand — Gaſtwirt — VI., Eßterhäzygaſſe 26. 

Matauſchek Erneſtine — Gaſtwirtin — XVI., Roſenhügel 2. 

Rumpel Ferdinand — Gaſtwirt — VI., Windmühlgaſſe 19. 

Knittler Amalie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Koppſtraße 23. 

Kochrda Matthias — Gemiſchtwaren Verſchleiß — XVII., Mayßeng. 15. 

Kordaſch Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Schottenring 6. 

Lene Albert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Jahngaſſe 9. 

Potſchek Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Liebhartsg. 34. 

Lehner Franz — Glaſer — J., Wipplingerſtraße 8. 

Kubin Eduard — Graveur — XVI., Herbſtſtraße 11. 

Hohenberg Bernhard — Handweberei — J., Salzgries 5. 

Gangl Joſef — Kaffeeſieder — I., Schottenbaſtei 12. 

Planer Alois — Kaffeeſieder — J., Stadiongaſſe 2. 

Bondny Julius — Kleidermacher — XVI., Thaliaſtraße 6. 

Binder Joſef — Kleinfuhrwerk — J., Mölkerbaſtei 12. 

Bothe Theodor — Kleinfuhrwerk — XII., Franzensgaſſe 25. 

Bellius Thereſia — Korbflechterei — XI., Hauptſtraße 95. 

Leyer Melanie — Kurzwarenhandel — J., Bauernmarkt 1. 

Merker Karl — Maſchinſchloſſer — IX., Sobieskigaſſe 24. 

Kowarik Johanna — Modiſtin — VI., Linieugaſſe 6. 

Baumgartner Ignaz — Handelsagentie mit Obſt und Wein — XV., 
Fünfhaus, Pelzgaſſe 2. 

Palkovics Eliſabeth — Obſt⸗, Grünwaren- und Blumenhandel im Um: 
herziehen — XVI., Ottakring, Abelegaſſe 4. 

Michalovies Auna — Obſt- und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVI., Ottakring, Abelegaſſe 1. 

Kirchdorfer Franz — Grünwaren- und Blumen-Verſchleiß — XVI., 
Ottakring, Eliſabethgaſſe, Markt. 

Moika Johanna — Obſt⸗ und Naturblumenhandel im Umherziehen — 
XVI., Ottakring, Gablenzgaſſe 24. | 

Waſchek Genovefa — Papier- und Kurzwaren-Verſchleiß — XVI., 
Ottakring, Liebhartsgaſſe 18. 

Breitwiefer Aloiſia — Pfaidlerin — XIII., Breitenſee, Dreyhauſeng. 8. 

Fiſcher Mor — Pfaidler — I., Wippliugerſtraße 18. 

Dragoi Juliana — Reibſand⸗ und Waſchelhaudel im Umherziehen — 
XVIII., Gerſthof, Bergſteiggaſſe 22. | 

Gärtner Alois — Schuhmacher — XVIII., Gerſthof, Weinberggaſſe 27. 

Jarich Franz — Schuhmacher — XVI., Neulerchenfeld, Gaullacherg. 9. 

Strecha Johann — Schuhmacher — IX., Schlickplatz 4. 

Perſchina Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Hüttel⸗ 
dorferſtraße 79. 

Exner Eduard jun., Exner Eduard sen. — Spengler — VII., Burg- 
aſſe 90. 
K Kerber Alois — Tiſchler — XVI., Ottakring, Hofergaſſe 37. 

Kubik Joſef — Tiſchler — XVI., Ottakring, Liebhartsgaſſe 50. 

Schneider Alois — Victualienhandel — XII., Meidling, Schulgaſſe 13. 

Spindlhuber Pauline — Victualienhandel — III., Hörnesgaſſe 6. 

Summerauer Anna — Victualienhandel — XVI., Neulerchenfeld, Brunnen⸗ 
gaſſe, Markt. 

Bock Leopoldine — Victualien- und Blumen-Verſchleiß — XVI., Neu⸗ 
lerchenfeld, Brunnengaſſe, Markt. 

Michalek Raimund — Wäſcheputzerin — XVI., Nenlerchenfeld, Laudon⸗ 
aſſe 8. 
N Weininger Hildegarde — Weißnähergewerbe — VI., Schmalzhofgaſſe 22. 


* 
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Gewerbeanmeldungen vom 27. April 1894. 


Auer Johann — Formſte cher XII., Unter: Meidling, Rauchgaſſe 40. 
„Fiſcher Marie — Gaſtwirtin — XV., Fünfhaus, Turnergaſſe 23. 


Gattringer rs — Gen mere Verſchleiß⸗ — XII. „Uter⸗Meibling, 


Mandlgaſſe. 18. 
Weſely Scham = Gemi ſctwaren⸗ Verf dhe — XII., 
Stiegergaſſe 4. 
Aigner Marie. - ed — XVIII, Wühring, eg 38. 
Hartmann Ottilie — Kleidermacherin — VII., Mondſcheingaſſe 6. 
Krejei Franz — Kleidermacher — XII., Meidling, Hauptſtraße 45. 
Vaſek Vincenz — Kleidermacher — VII., Kirchberggaſſe 14. 


Gaudendarf, 


Endreß Marie — e und Cenditen⸗ Verf ſchleiß Ay, „Fünf 


haus, Würfelgaſſe 14a. 
Naßler Cäcilie — Milch⸗ Verſch ſchleiß — XII. Unter⸗Meidling, Mandlg. 8. 
Seidl Thereſe — Papier- und Kurzwaren⸗ Verſchleiß — V., Fockyg. 22. 
Czäpp Friedrich — Poſtcartonnagewaren-Erzeugung — XIV., Rudolfs⸗ 
heim, Karolinengaſſe 9. (Das Weitere folgt.) 


3 n 5 a . t: Seite 
Gemeinderath: 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 21. April 1894. 
Inhalt: 
Wahl von drei Mitgliedern in den Stadtrat hh... 1073 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinde— 
rathes vom 24. April 1894. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Eutſchuldigung der Gem.-Räthe Dr. Daum und Dolainski 
wegen Fernbleibeen ns 1080 
2. Beurlaubung des Gem.⸗Rathes Dr. Sten zl 1080 
3. Zuſchrift Sr. Excellenz des Staatsrathes Freih. v. Braun, 
betreffend den Dank Ihrer Majeſtäten für die Glückwünſche des 
Gemeinderathes anläſslich der Feier des 40jährigen Ehebündniſſes 
Höchſtderſelben m m [. T. i 1080 
4. Einladung des Gemeinderathes zur Generalverſammlung des 
Donguperein es. oe 1080 
5. Spende von Herrn Friedrich Grüner für arme Schulkinder 1080 
6. Legat nach Frau Anna Edle v. Laguſiuiins 1080 
7. Beantwortung der Interpellation des Gem.-Rathes Tagleicht, 
betreffend den Stand der Vorarbeiten für die Erbauung einer 
neuen Brücke an Stelle der Franzensketten brücke 
8. Desgleichen jener des Gem.⸗Rathes Silberer, betreffend die 
Art der Beſchotterung von Straßen im J. Bezirke 9 1080 


Interpellationen: 
9. Gem.⸗Rath Dr. Lerch, betreffend den armenärztlichen Dienſt in 
der Brigittenan .. 1080 
10. Gem.⸗Rath Fuchs, betreffend die Mangelhaftigkeit der veterinär⸗ 
ärztlich en Beſchau auf dem Meidlinger Bahnhofee . 1081 
Antra 
11. Gem. ⸗Rath Kaiſer, betreffend den Umbau der ſtädt. Häuſer 
in der Käruthnerſtraße 
Referate: 
12. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend die Rechtfertigung des 
Gem.⸗Rathes Dr. Scho lz, betreffend fein verſpätetes Erſcheinen 
in der Gemeinderaths⸗Sitzung am 21. April 1894 anlässlich 
der Stadtrathswahlen „ Ä een 1081 
13. Gem.⸗Rath Dr. Hackenberg, betreffend die Herſtellung einer 
Unterfahrt bei den Geleiſen der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft im 
Zuge der Simmeringer- und Geiſelbergſtraße und die Errichtung 
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